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Modul 2 – Niveaustufe III: Der Deutsche Bundestag

Thema
Der Deutsche Bundestag – Zusammensetzung und Funktion

Der Deutsche Bundestag ist durch das Reichstagsgebäude in Berlin vielen Menschen ein Begriff.
Aber was machen eigentlich die Abgeordneten im Deutschen Bundestag? Was bedeuten z.B. die 
Begriffe „Regierung“, „Opposition“ und „Fraktion“? Und welche wesentlichen Aufgaben hat der 
Deutsche Bundestag im System der parlamentarischen Demokratie?

Im Mittelpunkt dieser Unterrichtseinheit stehen Begriffe zur Zusammensetzung des Deutschen 
Bundestages (Regierung, Koalition, Opposition, Fraktion) sowie die wesentlichen Funktionen des 
Bundestages (Gesetzgebung, Kontrolle, Meinungsbildung, Artikulation). 

Hinweise

90 Minuten
Einzel-, Partner- und 
Gruppenarbeit

Bundestagsquiz, Memory-Spiel; 
Informationstexte, Schaubild 
vervollständigen

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• können die Begriffe „Regierung, Koalition, Opposition, Fraktion“ in eigenen Worten erklären,
• können anhand der erlernten Begriffe ein Schaubild vervollständigen, 
• wenden ihre (gewonnen) Kenntnisse zum Thema „Demokratie“, „Wahlen“ und „Bundestag „im 

Rahmen in Spielform an,
• diskutieren Vorurteile gegenüber dem Deutschen Bundestag. 

VE
RL

AU
F

Zum Beginn sollen die SuS in einem Quiz zum Thema Deutscher Bundestag/Bundestagswahlen 
verschiedene Fragen unter Zeitdruck beantworten.  
In der anschließenden Einzel- und Partnerarbeit erarbeiten sich die SuS wichtige Begriffe zur 
Zusammensetzung des Deutschen Bundestags und dessen wichtigsten Funktionen. 
Vor dem Hintergrund der gewonnen Informationen können sie ein Schaubild richtig ausfüllen. 
Weiterhin vertiefen die SuS in Form eines Memory die nunmehr erlernten Begriffe. 
Abschließend diskutieren die SuS eine provokante These zur „Abschottung des Deutschen 
Bundestages vom Volk“ sowie entsprechende Lösungsmöglichkeiten. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Zusammensetzung des Deutschen Bundestages  

Artikel 20 Grundgesetz (GG) 

(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen 

und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der 

Rechtsprechung ausgeübt. 
 
Art. 20 Abs. 2 GG legt für die Staatsordnung der Bundesrepublik Deutschland den Grundsatz der 
repräsentativen Demokratie fest: das Volk übt die Staatsgewalt nicht direkt aus, sondern überträgt 
sie auf die Parlamente. Bei der Bundestagswahl wählen die Bürger/innen (Wahlvolk) demnach 
Politiker/innen als ihre Vertreter/innen. Die Wahl erfolgt alle vier Jahre und jede/r Deutsche, der 
mindestens 18 Jahre alt ist, darf bei der Bundestagswahl mit abstimmen. 
Die vom Wahlvolk gewählten Politiker/innen werden Abgeordnete genannt und sitzen im Bundestag, 
der sich im Reichstagsgebäude in Berlin befindet. (…) Die Abgeordneten gehören in der Regel immer 
einer Partei an.  
Die Parteien bilden im Bundestag sogenannte Fraktionen. In einer Fraktion haben die Abgeordneten 
gleiche oder ähnliche politische Ideen (…).  Zurzeit gibt es sechs Fraktionen im Bundestag: CDU/CSU, 
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP, DIE LINKE und AFD.  
Die Fraktionen organisieren und steuern die Arbeit im Parlament. (…) Beispielsweise können sie 
Gesetzesvorlagen einbringen oder Große und Kleine Anfragen (…) einreichen. Die Fraktionen selbst 

sind straff organisiert. An ihrer Spitze steht 
der/die Fraktionsvorsitzende. (…) Der/die 
Vorsitzende der größten Oppositionsfraktion 
ist im Bundestag Gegenspieler/in des 
Bundeskanzlers/der Bundeskanzlerin (…).  
 
Die Fraktionen mit den meisten Abgeordneten 
stellt meistens die Regierung. Die 
Bundesregierung besteht aus der 
Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler und 

den Bundesminister/innen (…) und hat als die politische Führung Deutschlands die Aufgabe, 
selbständig Gesetzesinitiativen zu ergreifen, politische Ziele zu setzen und die Gesamtentwicklung 
des Landes zu planen. Alle bisherigen Bundesregierungen sind Koalitionsregierungen gewesen. Das 
heißt, mehrere Fraktionen schlossen ein Bündnis (Koalition) und legten in einem Koalitionsvertrag 
fest, welche Regierungspolitik sie in Zukunft verfolgen wollten.  
 
Neben der Regierung gibt es im Bundestag eine Opposition. Das Wort Opposition bedeutet 
Widerstand oder Widerspruch. In der Politik bedeutet es, eine andere Meinung als die Regierung zu 
haben. Im Bundestag nennt man diejenigen Parteien Opposition, die nicht zur Regierungskoalition 
gehören. Die Aufgabe der Opposition ist es, die Regierung zu kontrollieren, zu kritisieren und bei den 
politischen Diskussionen eigene Vorschläge zu machen.  
 

Quellen:  
Horst Pötzsch: Zeitbilder: Die deutsche Demokratie. Bonn 2009, BpB.  
Fakten Deutscher Bundestag.	Deutscher Bundestag, Referat Öffentlichkeitsarbeit, Berlin 2016. 
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Beutelsbacher Konsens und Politikunterricht
In Zeiten zunehmender Komplexität und politischer Kontroversität rückt 
der demokratische Erziehungs- und Bildungsauftrag von Lehrkräften in 
den Fokus. Mit diesem Angebot möchten wir weitere Informationen für die 
Bedeutung des Beutelsbacher Konsens im Politikunterricht geben.

Weitere Informationen: www.juniorwahl.de/beutelsbacher-konsens.html

formuliert dies im übergeordneten Ziel von politischer 
Urteils- und Handlungsfähigkeit. Dazu ist es erforderlich, 
sich mit aktuellen Diskussionen politischer Wirklichkeit 
auseinanderzusetzen. 

Es gilt also: 
Lehrkräfte haben für die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung einzustehen und Schülerinnen und 
Schüler im Geiste von Demokratie, Menschenwürde 
und Gleichberechtigung zu erziehen. 

Dabei müssen die Standards des Beutelsbacher Konsens 
eingehalten werden:

1. Kontroversitätsgebot – was in der Gesellschaft 
kontrovers diskutiert wird, soll auch im Unterricht 
kontrovers dargestellt werden.

2. Überwältigungsverbot – keiner soll sich von einer 
politischen Meinung bedrängt oder zur Übernahme 
einer solchen gezwungen fühlen. 

3. Schülerorientierung – die Schülerinnen und Schüler 
sollen in der Lage sein, eigene Erfahrungen, Interessen 
und Beobachtungen im Bereich der Politik analysieren 
zu können und Lösungsideen zu entwickeln

Der Beutelsbacher Konsens darf aber nicht als passive 
Neutralität im Unterricht missverstanden werden. In 
Situationen, in denen sich Schülerinnen und Schüler in 
ihren Äußerungen gegen demokratische Prinzipien richten, 
stellt dies eine besondere Anforderung an die Lehrkraft dar.

In Zeiten zunehmender Komplexität und politischer 
Kontroversität rückt der demokratische Erziehungs- und 
Bildungsauftrag von Lehrkräften in den Fokus. Daher 
scheint die Frage nach der professionellen Rolle von 
Lehrkräften dringlich. Vor allem in herausfordernden 
Situationen – wie etwa bei diskriminierenden bzw. 

extremistischen Aussagen von Schülerinnen und Schülern 
– scheint eine Rollenklärung notwendig.

Um sich dieser Frage zu nähern, können die 
normativen Grundlagen von Unterricht in staatlichen 
Bildungseinrichtungen betrachtet werden. Sie gründen auf 
den Menschenrechten, unserem Grundgesetz und den 
einzelnen Schulgesetzen sowie Curricula. Dabei haben 
alle gemeinsam, dass sie die Persönlichkeitsentfaltung in 
Freiheit und Gleichheit unter Beachtung der Menschen- und 
Bürgerrechte betonen. Ebenso ist der Bildungsgedanke 
fest verankert sowie der Wunsch nach politischer 
Partizipation aller Menschen. Dies zu ermöglichen, ist unter 
anderem die Aufgabe von Unterricht. Die Politikdidaktik 

      
Juniorwahl

Beutelsbacher Konsens und 
Umgang mit Extremismus im 
Unterricht

Normative 
Grundlagen von 
Politikunterricht

Grundgesetz mit 
Grund- und 

Bürgerrechten

Schulgesetze, 
Lehrpläne, 

schulinterne 
Curricula

Beutelsbacher 
Konsens

Der 
Beutelsbacher 
Konsens

Quelle: Bundeszentrale für politische Bildung 

Beutelsbacher Konsens
Ich in der Rolle als PolitiklehrkraftA



Einleitung 2

Modul 1 – Wahlen in der Demokratie

Thema: 
Funktionen von Wahlen in 
der Demokratie

EINSTIEG Inselspiel – Als Gruppe gemeinsam Entscheidungen treffen 45 Min. Seite 6

NIVEAUSTUFE I Warum ist Wählen wichtig? 90 Min. Seite 7

NIVEAUSTUFE II Warum ist Wählen wichtig? 90 Min. Seite 8

NIVEAUSTUFE III Warum ist Wählen wichtig? 90 Min. Seite 9

VERTIEFUNG Wann sind Wahlen demokratisch? 90 Min. Seite 10

Modul 2 – Der Landtag 

Thema: 
Funktion und Arbeitsweise 
des Landtags

EINSTIEG Politische-Ebenen-Spiel: Wer entscheidet was? 45 Min. Seite 12

NIVEAUSTUFE I Was macht dein Landesparlament? 90 Min. Seite 13

NIVEAUSTUFE II Was macht dein Landesparlament? 60 Min. Seite 14

NIVEAUSTUFE III Was macht dein Landesparlament? 60 Min. Seite 15

VERTIEFUNG Wie entsteht ein Gesetz im Landtag? Ein kleines Planspiel 120 Min. Seite 16

Modul 3 – Landtagswahl

Thema: 
Wahlsystem zur 
Landtagswahl

EINSTIEG Staffellauf: Was wissen wir rund um die Landtagswahl? 15 Min. Seite 18

NIVEAUSTUFE I Wie wird gewählt? Bedeutung von Wahlkreis- und Landesstimme 60 Min. Seite 19

NIVEAUSTUFE II Wie wird gewählt? Wahlrechtsgrundsätze, Wahlkreis- und Landesstimme 90 Min. Seite 20

NIVEAUSTUFE III Wie werden aus Stimmen bei der Landtagswahl Sitze im Landtag? 60 Min. Seite 21

VERTIEFUNG Sinkende Wahlbeteiligung – ein Problem für die Demokratie? 90 Min. Seite 22

Modul 4 – Kandidierende zur Wahl

Thema: 
Direktkandidierende
im Wahlkreis

EINSTIEG Wahlplakate-Spaziergang: Analyse von Wahlplakaten 45-60 Min. Seite 24

NIVEAUSTUFE I Wofür stehen die Kandidierenden in meinem Wahlkreis? 45 Min. Seite 25

NIVEAUSTUFE II Wofür stehen die Kandidierenden in meinem Wahlkreis? 90 Min. Seite 26

NIVEAUSTUFE III Wer kann überzeugen? Simulation einer Podiumsdiskussion 90 Min. Seite 27

VERTIEFUNG Kandidierende in sozialen Netzwerken 60 Min. Seite 28

Modul 5 – Parteien und Wahlprogramme

Thema: 
Parteien zur 
Landtagswahl

EINSTIEG Welche Partei passt zu mir? Der Wahl-O-Mat 45 Min. Seite 30

NIVEAUSTUFE I Welche Parteien stehen zur Wahl und wen soll ich wählen? 90 Min. Seite 31

NIVEAUSTUFE II Welche Parteien stehen zur Wahl und wen soll ich wählen? 90 Min. Seite 32

NIVEAUSTUFE III Welche Parteien stehen zur Wahl und wen soll ich wählen? 90 Min. Seite 33

VERTIEFUNG Wahlkampf wozu – Information oder Manipulation? 90 Min. Seite 34

Wahlakt 36

Modul 6 – Wahlanalyse

Thema: 
Wahlergebnisse

EINSTIEG Presseschau: Aktuelle Analysen zum Wahlergebnis   30-45 Min. Seite 38

NIVEAUSTUFE I Haben die Jugendlichen gewählt wie die Erwachsenen? 45 Min. Seite 39

NIVEAUSTUFE II Haben die Jugendlichen gewählt wie die Erwachsenen? 90 Min. Seite 40

NIVEAUSTUFE III Warum haben die Wähler/innen so gewählt, wie sie gewählt haben? 90 Min. Seite 41

VERTIEFUNG Wer wird mit wem koalieren? Ein Planspiel zu Sondierungsgesprächen 90 Min. Seite 42

Anhang

Download der Materialien Seite 44

Liebe Lehrerinnen und Lehrer,

wie auch in den vergangenen Jahren werden wieder landesweit viele engagierte 
Lehrerinnen und Lehrer die Landtagswahl in Thüringen zum Anlass nehmen, das Thema 
Demokratie und Wahlen mit ihren Schülerinnen und Schülern zu behandeln.

Mit dem landesweiten und schulübergreifenden Projekt Juniorwahl 2024 möchten        
wir Sie in Ihren Bemühungen begleiten und unterstützen.

Dabei ist die Juniorwahl auf Ihre Unterstützung und Erfahrung angewiesen, denn 
nur durch Ihren Einsatz wird das Projekt lebendig und politische Bildung für Ihre 
Schülerinnen und Schüler erlebbar.

Bei der Juniorwahl steht Ihnen ein Angebot an Vorschlägen für den Unterricht zur 
Verfügung, welches Sie mit diesem Unterrichtsbuch inklusive der Arbeitsblätter zum 
Download erhalten.

Für Ihr Engagement, Ihre Teilnahme und Ihre Unterstützung möchten wir Ihnen 
ausdrücklich danken.

Vielen Dank!

Ihr Juniorwahl-Team
Berlin/Erfurt, den 15. Mai 2024

Juniorwahl

Impressum:

© Kumulus e.V. – Berlin 2024

Bildnachweis Umschlag: Bildarchiv Thüringer Landtag © Michael Reichel

Juniorwahl – Vorschläge und Anregungen für den Unterricht zur Landtagswahl 2024 in Thüringen
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Herausgeber, Druck und Gestaltung: Kumulus e.V. 

Veranstalter der Juniorwahl ist der Kumulus e.V.

Postadresse:

Kumulus e.V. 
Postfach 330555 
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E-Mail: info@kumulus.de 
Web: www.kumulus.de

Tel.: 030 880 666 800 
Fax: 030 880 666 888

Der Kumulus e.V. ist ein gemeinnütziger und überparteilicher 
eingetragener Verein im Vereinsregister Berlin-Charlottenburg VRG 18418
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Modul 2 – Niveaustufe III: Der Deutsche Bundestag

Thema
Der Deutsche Bundestag – Zusammensetzung und Funktion

Der Deutsche Bundestag ist durch das Reichstagsgebäude in Berlin vielen Menschen ein Begriff.
Aber was machen eigentlich die Abgeordneten im Deutschen Bundestag? Was bedeuten z.B. die 
Begriffe „Regierung“, „Opposition“ und „Fraktion“? Und welche wesentlichen Aufgaben hat der 
Deutsche Bundestag im System der parlamentarischen Demokratie?

Im Mittelpunkt dieser Unterrichtseinheit stehen Begriffe zur Zusammensetzung des Deutschen 
Bundestages (Regierung, Koalition, Opposition, Fraktion) sowie die wesentlichen Funktionen des 
Bundestages (Gesetzgebung, Kontrolle, Meinungsbildung, Artikulation). 

Hinweise

90 Minuten
Einzel-, Partner- und 
Gruppenarbeit

Bundestagsquiz, Memory-Spiel; 
Informationstexte, Schaubild 
vervollständigen

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• können die Begriffe „Regierung, Koalition, Opposition, Fraktion“ in eigenen Worten erklären,
• können anhand der erlernten Begriffe ein Schaubild vervollständigen, 
• wenden ihre (gewonnen) Kenntnisse zum Thema „Demokratie“, „Wahlen“ und „Bundestag „im 

Rahmen in Spielform an,
• diskutieren Vorurteile gegenüber dem Deutschen Bundestag. 

VE
RL

AU
F

Zum Beginn sollen die SuS in einem Quiz zum Thema Deutscher Bundestag/Bundestagswahlen 
verschiedene Fragen unter Zeitdruck beantworten.  
In der anschließenden Einzel- und Partnerarbeit erarbeiten sich die SuS wichtige Begriffe zur 
Zusammensetzung des Deutschen Bundestags und dessen wichtigsten Funktionen. 
Vor dem Hintergrund der gewonnen Informationen können sie ein Schaubild richtig ausfüllen. 
Weiterhin vertiefen die SuS in Form eines Memory die nunmehr erlernten Begriffe. 
Abschließend diskutieren die SuS eine provokante These zur „Abschottung des Deutschen 
Bundestages vom Volk“ sowie entsprechende Lösungsmöglichkeiten. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
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puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
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Zusammensetzung des Deutschen Bundestages  

Artikel 20 Grundgesetz (GG) 

(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen 

und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der 

Rechtsprechung ausgeübt. 
 
Art. 20 Abs. 2 GG legt für die Staatsordnung der Bundesrepublik Deutschland den Grundsatz der 
repräsentativen Demokratie fest: das Volk übt die Staatsgewalt nicht direkt aus, sondern überträgt 
sie auf die Parlamente. Bei der Bundestagswahl wählen die Bürger/innen (Wahlvolk) demnach 
Politiker/innen als ihre Vertreter/innen. Die Wahl erfolgt alle vier Jahre und jede/r Deutsche, der 
mindestens 18 Jahre alt ist, darf bei der Bundestagswahl mit abstimmen. 
Die vom Wahlvolk gewählten Politiker/innen werden Abgeordnete genannt und sitzen im Bundestag, 
der sich im Reichstagsgebäude in Berlin befindet. (…) Die Abgeordneten gehören in der Regel immer 
einer Partei an.  
Die Parteien bilden im Bundestag sogenannte Fraktionen. In einer Fraktion haben die Abgeordneten 
gleiche oder ähnliche politische Ideen (…).  Zurzeit gibt es sechs Fraktionen im Bundestag: CDU/CSU, 
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP, DIE LINKE und AFD.  
Die Fraktionen organisieren und steuern die Arbeit im Parlament. (…) Beispielsweise können sie 
Gesetzesvorlagen einbringen oder Große und Kleine Anfragen (…) einreichen. Die Fraktionen selbst 

sind straff organisiert. An ihrer Spitze steht 
der/die Fraktionsvorsitzende. (…) Der/die 
Vorsitzende der größten Oppositionsfraktion 
ist im Bundestag Gegenspieler/in des 
Bundeskanzlers/der Bundeskanzlerin (…).  
 
Die Fraktionen mit den meisten Abgeordneten 
stellt meistens die Regierung. Die 
Bundesregierung besteht aus der 
Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler und 

den Bundesminister/innen (…) und hat als die politische Führung Deutschlands die Aufgabe, 
selbständig Gesetzesinitiativen zu ergreifen, politische Ziele zu setzen und die Gesamtentwicklung 
des Landes zu planen. Alle bisherigen Bundesregierungen sind Koalitionsregierungen gewesen. Das 
heißt, mehrere Fraktionen schlossen ein Bündnis (Koalition) und legten in einem Koalitionsvertrag 
fest, welche Regierungspolitik sie in Zukunft verfolgen wollten.  
 
Neben der Regierung gibt es im Bundestag eine Opposition. Das Wort Opposition bedeutet 
Widerstand oder Widerspruch. In der Politik bedeutet es, eine andere Meinung als die Regierung zu 
haben. Im Bundestag nennt man diejenigen Parteien Opposition, die nicht zur Regierungskoalition 
gehören. Die Aufgabe der Opposition ist es, die Regierung zu kontrollieren, zu kritisieren und bei den 
politischen Diskussionen eigene Vorschläge zu machen.  
 

Quellen:  
Horst Pötzsch: Zeitbilder: Die deutsche Demokratie. Bonn 2009, BpB.  
Fakten Deutscher Bundestag.	Deutscher Bundestag, Referat Öffentlichkeitsarbeit, Berlin 2016. 
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Beutelsbacher Konsens und Politikunterricht
In Zeiten zunehmender Komplexität und politischer Kontroversität rückt 
der demokratische Erziehungs- und Bildungsauftrag von Lehrkräften in 
den Fokus. Mit diesem Angebot möchten wir weitere Informationen für die 
Bedeutung des Beutelsbacher Konsens im Politikunterricht geben.

Weitere Informationen: www.juniorwahl.de/beutelsbacher-konsens.html

formuliert dies im übergeordneten Ziel von politischer 
Urteils- und Handlungsfähigkeit. Dazu ist es erforderlich, 
sich mit aktuellen Diskussionen politischer Wirklichkeit 
auseinanderzusetzen. 

Es gilt also: 
Lehrkräfte haben für die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung einzustehen und Schülerinnen und 
Schüler im Geiste von Demokratie, Menschenwürde 
und Gleichberechtigung zu erziehen. 

Dabei müssen die Standards des Beutelsbacher Konsens 
eingehalten werden:

1. Kontroversitätsgebot – was in der Gesellschaft 
kontrovers diskutiert wird, soll auch im Unterricht 
kontrovers dargestellt werden.

2. Überwältigungsverbot – keiner soll sich von einer 
politischen Meinung bedrängt oder zur Übernahme 
einer solchen gezwungen fühlen. 

3. Schülerorientierung – die Schülerinnen und Schüler 
sollen in der Lage sein, eigene Erfahrungen, Interessen 
und Beobachtungen im Bereich der Politik analysieren 
zu können und Lösungsideen zu entwickeln

Der Beutelsbacher Konsens darf aber nicht als passive 
Neutralität im Unterricht missverstanden werden. In 
Situationen, in denen sich Schülerinnen und Schüler in 
ihren Äußerungen gegen demokratische Prinzipien richten, 
stellt dies eine besondere Anforderung an die Lehrkraft dar.

In Zeiten zunehmender Komplexität und politischer 
Kontroversität rückt der demokratische Erziehungs- und 
Bildungsauftrag von Lehrkräften in den Fokus. Daher 
scheint die Frage nach der professionellen Rolle von 
Lehrkräften dringlich. Vor allem in herausfordernden 
Situationen – wie etwa bei diskriminierenden bzw. 

extremistischen Aussagen von Schülerinnen und Schülern 
– scheint eine Rollenklärung notwendig.

Um sich dieser Frage zu nähern, können die 
normativen Grundlagen von Unterricht in staatlichen 
Bildungseinrichtungen betrachtet werden. Sie gründen auf 
den Menschenrechten, unserem Grundgesetz und den 
einzelnen Schulgesetzen sowie Curricula. Dabei haben 
alle gemeinsam, dass sie die Persönlichkeitsentfaltung in 
Freiheit und Gleichheit unter Beachtung der Menschen- und 
Bürgerrechte betonen. Ebenso ist der Bildungsgedanke 
fest verankert sowie der Wunsch nach politischer 
Partizipation aller Menschen. Dies zu ermöglichen, ist unter 
anderem die Aufgabe von Unterricht. Die Politikdidaktik 

      
Juniorwahl

Beutelsbacher Konsens und 
Umgang mit Extremismus im 
Unterricht

Normative 
Grundlagen von 
Politikunterricht

Grundgesetz mit 
Grund- und 

Bürgerrechten

Schulgesetze, 
Lehrpläne, 

schulinterne 
Curricula

Beutelsbacher 
Konsens

Der 
Beutelsbacher 
Konsens

Quelle: Bundeszentrale für politische Bildung 

Beutelsbacher Konsens
Ich in der Rolle als PolitiklehrkraftA
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Intention der Juniorwahl
Das Projekt Juniorwahl soll den Schülerinnen und Schülern bewusst machen, welch grundlegende 
Bedeutung dem Bürgerrecht der allgemeinen, direkten, freien, gleichen und geheimen Wahl in der 
parlamentarischen Demokratie zukommt: politische Partizipation durch Teilnahme an Wahlen. 
Wählen ist ein erster und notwendiger Schritt für eine umfassende politische und demokratische 
Teilhabe, denn Mitbestimmung bei politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozessen ist 
unerlässlich, wenn das Volk der Souverän ist.
„Demokratie ist keine Glücksversicherung, sondern das Ergebnis politischer Bildung und demokratischer 
Gesinnung“, wie der erste Bundespräsident der Bundesrepublik Deutschland, Theodor Heuss, den 
Auftrag und die Verpflichtung aller Bürgerinnen und Bürger kurz und klar kennzeichnete.
Dazu beizutragen, dass diese zwei Bedingungen für eine Demokratie erfüllt werden, ist Anliegen des 
Projektes Juniorwahl, indem sich die Schülerinnen und Schüler im Unterricht intensiv mit „Demokratie“ 
und „Wahlen“ auseinandersetzen und so auf den Wahlakt vorbereitet werden, den sie in einer 
originalgetreuen Simulation vollziehen.
Diese Verknüpfung von politischer Grundlagenbildung und Handlungsorientierung soll Demokratie 
erfahrbar machen und die Jugendlichen zunächst motivieren, zur Wahl zu gehen. Aber längerfristig 
auch, sich vor Ort in Belange der Bürgerinnen und Bürger einzumischen, Möglichkeiten der 
Mitwirkungsrechte verantwortungsvoll wahrzunehmen und damit Demokratie aktiv zu leben.

Didaktische Konzeption
Angesichts dieser Zielsetzung steht im Zentrum der didaktischen Konzeption, den Schülerinnen und 
Schüler Kompetenzen zu vermitteln, die sie zur politischen Partizipation befähigen. Unter Kompetenzen 
wird die individuelle Fähigkeit, Fertigkeit und Bereitschaft verstanden, in variablen Situationen 
problemlösend zu denken und zu handeln. So sollen die Lernenden nicht nur ihr Wissen über den 
Wahlvorgang wiedergeben können, sondern auch politische Entscheidungen treffen, sie begründen, 
in Diskussionen mit anderen argumentativ vertreten und sich gegebenenfalls auch überzeugen 
lassen können. Denn schließlich liegt das Grundprinzip einer demokratischen Problemlösung in der 
Konfrontation der Auffassungen und in der Suche nach Konsens.

Modularisierte Konzeption der Juniorwahl 
Die Unterrichtseinheit besteht aus sechs verschiedenen Modulen (siehe Abbildung 1 auf Seite 4-5). 
Der Modulcharakter soll deutlich machen, dass die Lerneinheiten nicht zwingend in der dargestellten 
Reihenfolge unterrichtet werden müssen. Einzelne Module können, je nach Vorwissen der Schülerinnen 
und Schüler und Zeitkapazitäten, auch ausgelassen werden. Die modularisierte Konzeption ermöglicht 
eine höhere Flexibilität beim Gestalten der Unterrichtseinheit. 

Differenzierung über verschiedene Niveaustufen
Vor dem Hintergrund der Heterogenität der Lerngruppen und dem Anspruch, Unterrichtsmaterial 
bundesweit für alle Schulformen und verschiedene Altersstufen anzubieten, ist es eine besondere 
Herausforderung, entsprechende Differenzierungen bereitzustellen. 
Im vorliegenden Unterrichtsmaterial werden für die Module drei unterschiedliche Niveaustufen 
angeboten, die durch einen Einstieg und eine Vertiefung ergänzt werden. Außer bei den Vertiefungen 
sind inhaltliche Vorkenntnisse grundsätzlich nicht nötig. Daher bauen die Niveaustufen nicht 
aufeinander auf, sie bieten unterschiedliche Zugänge zum jeweiligen Thema eines Moduls. 
Die Einstiege sind für alle Niveaustufen geeignet und geben einen ersten Impuls zum Thema des 
Moduls. Die Einstiege sind zumeist spielerisch konzipiert und beinhalten besondere Unterrichtsformen 
oder -methoden (z. B. Spaziergang, Staffellauf, Wahlsendung schauen), um das Thema zu entdecken. 
Die Vertiefungen bieten eine weiterführende thematische Auseinandersetzung für Schülerinnen 
und Schülern, die mit den inhaltlichen Grundlagen des Moduls bereits vertraut sind. Planspiele, 
Diskussionen und Analysen zu Streitfragen oder neuen Aspekten geben hier intensive Lernimpulse. 
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EINSTIEG • Handlungsorientierter thematischer Einstieg

NIVEAUSTUFE I
• verständliche Sprache mit Begriffserklärungen
• Bearbeiten von Lückentexten
• Verwenden von Textbausteinen

NIVEAUSTUFE II
• kurze Texte mit grundlegenden Informationen
• Verwenden von Textbausteinen
• Strukturierungshilfen zum Erschließen der Informationen

NIVEAUSTUFE III
• sicheres Textverständnis und -erschließen vorausgesetzt
• komplexere Texte
• eigenständiges Urteilen und Begründen

VERTIEFUNG
• Behandlung von neuen Aspekten zum Thema
• Vorkenntnisse vorausgesetzt
• Entwickeln von Lösungsmöglichkeiten für politische Herausforderungen

Jede Lehrkraft kennt die eigene Lerngruppe am besten. Es ist daher schwer, allgemeingültige 
Empfehlungen zu den Niveaustufen auszusprechen, da der Leistungsstand einer 7. Klasse in einem 
Bundesland schwer mit dem einer 7. Klasse in einem anderen Bundesland zu vergleichen ist – 
abgesehen von der Vielzahl unterschiedlicher Schulformen im Bundesgebiet. Die vorstehende Übersicht 
kann daher nur eine erste Orientierung sein. Letztlich müssen Sie als Lehrkraft entscheiden, welche 
inhaltlichen Schwerpunkte, Anforderungen und Differenzierungen für Ihre Lerngruppe geeignet 
erscheinen.

Hinweise zum Aufbau und Download
Auf den nachfolgenden Seiten ist jeweils auf einer Seite eine 
Unterrichtseinheit dargestellt. 
Damit soll ein schneller Einblick in die jeweilige Unterrichtseinheit 
ermöglicht werden. 
Neben einer kurzen Einführung in die Intention der Einheit sind die 
Ziele und eine verkürzte Verlaufsplanung dargestellt. 
Zudem befinden sich Miniaturansichten der Materialien auf der Seite, 
um einen Schnelleindruck über die angebotenen Arbeitsmaterialien 
zu bekommen. Zu einigen Unterrichtseinheiten stehen außerdem 
Methodenblätter und Löser zur Verfügung.
Die Arbeitsblätter und weiteren Materialien können dann im 
zugangsgeschützten Downloadbereich als Word-Dokument und       
PDF-Datei heruntergeladen werden. 
Dort steht auch jeweils ein Vorschlag für eine detaillierte 
Verlaufsplanung zum Download zur Verfügung. 
Der Zugang zum Downloadbereich ist auf Seite 44 beschrieben.

Legende
• AB: Arbeitsblatt       • OH: Over-Head (Projektor/Folie)
• BpB: Bundeszentrale für politische Bildung   • PA: Partnerarbeit
• EA: Einzelarbeit      • PPP: Power-Point-Präsentation 
• GA: Gruppenarbeit      • SuS: Schülerinnen und Schüler
• HA: Hausaufgabe      • UG: Unterrichtsgespräch
• M: Material
  

VVoorrsscchhllaagg  zzuurr  VVeerrllaauuffssppllaannuunngg  --  MMoodduull  11  ––  NNiivveeaauu  IIII 
 

Themenfrage 
90 Min. 

Warum ist Wählen wichtig?  
Funktion von Wahlen in der Demokratie  

Kompetenz-
schwerpunkte 

Standardkonkretisierung 

Methoden-
kompetenz 

Die SuS ordnen Argumente FÜR die Beteiligung an Wahlen in Einzel- und Partnerarbeit auf einem 
Arbeitsblatt.  

Sozialkompetenz Die SuS entwerfen in Partner- oder Gruppenarbeit Postkarten mit Slogans und Kurztexten, die FÜR 
die Beteiligung an Wahlen werben sollen.  

 
Urteilskompetenz 

Die SuS eignen sich Argumente für die Teilnahme an Wahlen an und können diese als Antwort auf 
Kritik an Wahlen einbringen.  

 
Konkretisierung des geplanten Lehr-Lern-Prozesses 

 
Lehr-Lernschritt  
(Phasierung) 

Steuerungen und Aktivitäten der 
Lehrkraft 

Aktivitäten der Lerner Sozialform/ 
Material/ 
Medien 

Problemstellung 
entdecken und 
Vorstellung 
entwickeln 
(10-20‘) 
 

Die Lehrkraft … 
• initiiert Einstiegsvariante 1: 

verschiedene Abstimmungen 
zur Verwendung einer 
Gewinnsumme in der Klasse. 
Die Abstimmungsformen sind 
jedoch unterschiedlich 
(Methodenblatt Lehrkraft), oder 

 
• initiiert Einstiegsvariante 2:  

Besprechung eines Comics (M1) 
und Brainstorming über 
mögliche Wahlentscheidungen 
der drei Personen, insbesondere 
Person C  

• thematisiert die Bedeutung der 
Beteiligung bei Wahlen und 
leitet zum Stundenthema über 

Die SuS… 
• sammeln Vorschläge zur 

Verwendung einer 
Gewinnsumme für die Klasse 
und stimmen darüber ab 

• äußern ihre Meinungen zu 
den verschiedenen 
Wahlspielen und 
Abstimmungsformen  
 

• äußern Ideen, welche 
möglichen 
Wahlentscheidungen die drei 
Personen treffen könnten 

• überlegen, was man Person C 
antworten könnte 

 
UG 

Methodenblatt 
Lehrkraft 

 
 
 
 
 
 
 

UG  
M1 

 
 
 
 
 
 

Lernmaterial 
bearbeiten  
(ca. 40‘) 
 
 

Die Lehrkraft … 
• initiiert im ersten Schritt die 

Lösung des Arbeitsblattes zu 
Argumenten PRO Wählen  
 
 
 
 

• fordert die SuS im zweiten 
Schritt dazu auf, eine Postkarte 
zu entwerfen, die zur 
Beteiligung an Wahlen 
motivieren soll (M3) 

Die SuS … 
• lesen in Einzelarbeit Argumente 

und Begründungen für die 
Teilnahme an Wahlen und 
ordnen diese gemeinsam mit 
einem*r Partner*in auf dem 
Arbeitsblatt zu  

 
• entwerfen mit einem*r 

Partner*in oder in einer Gruppe 
eine Postkarte (Vorderseite mit 
Slogan, Rückseite mit 
Argumenten) 

 
Einzelarbeit 

und 
Partnerarbeit 

M2  
 
 
 
 

Partner- oder 
Gruppenarbeit 

M3 
 
 
 
 

Vorschlag für eine detaillierte 
Verlaufsplanung jeder Einheit 
jeweils im Downloadbereich!



6 Einleitung: Modularisierte Konzeption der Unterrichtseinheit

M
O

DU
L Modul 1 Modul 2 Modul 3 Modul 4 Modul 5 Wahlakt Modul 6

Wahlen in 
der Demokratie Der Landtag Landtagswahl Kandidierende 

im Wahlkreis
Parteien und 

Wahlprogramme  Wir wählen! Wahlanalyse

TH
EM

A/
FR

AG
E

Wie treffen wir demokratische 
Entscheidungen? 

Funktionen von Wahlen 
in der Demokratie

Was macht der Landtag?

Funktion und Arbeitsweise des 
Thüringer Landtags

Wie wird der Landtag       
gewählt?

Wahlsystem zur 
Landtagswahl

Wer tritt in meinem 
Wahlkreis an?

Direktkandidierende im 
Wahlkreis

Welche Parteien         
stehen zur Wahl?

Parteien zur Landtagswahl

Wir wählen bei der 
Juniorwahl!

Alles rund um die 
Organisation der Juniorwahl 

an unserer Schule!

Wie geht es nach der 
Wahl weiter? 

Die Wahlergebnisse 
der Juniorwahl und 

Landtagswahl auswerten

IN
HA

LT
LI

CH
E 

SC
HW

ER
PU

NK
TE

THEMEN-EINSTIEG THEMEN-EINSTIEG THEMEN-EINSTIEG THEMEN-EINSTIEG THEMEN-EINSTIEG THEMEN-EINSTIEG
Inselspiel

Als Gruppe gemeinsam 
Entscheidungen treffen

 – Seite 6 –  

Politische-Ebenen-Spiel:
Wer entscheidet was?

Zuordnung von Aufgabengebieten 
zu den hierfür zuständigen 

politischen Institutionen 
(EU/Bund/Land/Kommune)

 – Seite 12 –  

Staffellauf: 
Was wissen wir rund               

um die Landtagswahl?
Vorwissen zur
Landtagswahl 

aktivieren
 – Seite 18 –  

Wahlplakate-Spaziergang

Ein erster Blick auf die 
Direktkandidierenden 

im Wahlkreis und ihren 
Wahlkampf 

 – Seite 24 –  

Welche Partei passt zu 
mir? Der Wahl-O-Mat

Kennenlernen verschiedener 
Themen des Wahlkampfes 

und Auseinandersetzung mit 
eigenen Positionen

 – Seite 30 –  

In der Woche vor dem 
1. September 2024 geht 

es an die Wahlurnen!

Wahlhelfer/in 
bei der Juniorwahl

Vorbereitung 
auf den Wahlakt

EINGANG

Der Ablauf im Wahlraum:

3AUSGANG

WAHL-
KABINE

WAHL-
KABINE

WAHLVORSTAND

1 2

1 Die Wählerin/der Wähler zeigt dem Wahlvorstand die 
Wahlbenachrichtigung und den Schüler- oder Personalausweis.

2 Der Wahlvorstand übergibt der Wählerin/dem Wähler 
einen Stimmzettel.

3 Die Wählerin/der Wähler geht hinter die Wahlkabine und 
füllt den Stimmzettel aus.

4 Der Wahlvorstand überprüft die Wahlberechtigung mit Hilfe des 
Wählverzeichnisses und vermerkt die Stimmabgabe.

Stimmzettel
für die Juniorwahl zum Deutschen Bundestag

Wahlkreis – Nr

Sie haben 2 Stimmen
hier 1 Stimme

für die Wahl
einer/eines Wahlkreis-

abgeordneten

Erststimme

  hier 1 Stimme
   für die Wahl
  einer Landesliste (Partei)
   – maßgebende Stimme für die Verteilung der 
      Sitze insgesamt auf die einzelnen Parteien –

 Zweitstimme
1

Kandidat/in A

PARTEI A
Parteiname A

1Beruf
Wohnort PARTEI A Parteiname A Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

2
Kandidat/in B

PARTEI B
Parteiname B

2Beruf
Wohnort PARTEI B Parteiname B Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

3
Kandidat/in C

PARTEI C
Parteiname C

3Beruf
Wohnort PARTEI C Parteiname C Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

4
Kandidat/in D

PARTEI D
Parteiname D

4Beruf
Wohnort PARTEI D Parteiname D Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

5
Kandidat/in E

PARTEI E
Parteiname E

5Beruf
Wohnort PARTEI E Parteiname E Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

PARTEI F
Parteiname F

6
Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 
Listenplatz 4, Listenplatz 5

5

WAHLURNE

Stim
mzettel

für die Juniorwahl zum Deutschen Bundestag

Wahlkreis – Nr

Sie haben 2 Stimmen

hier 1 Stim
me

für die Wahl

einer/eines Wahlkreis-

abgeordneten

Erststim
me

  hier 1 Stim
me

   fü
r die Wahl

  einer Landesliste (Partei)

   –
 maßgebende Stimme für die Verteilung der 

     
 Sitze insgesamt auf die einzelnen Parteien –

 Zweitstim
me

1
Kandidat/in

 A

PARTEI A

Parteiname A

1

Beruf

Wohnort

PARTEI A
Parteiname A

Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

2
Kandidat/in

 B

PARTEI B

Parteiname B

2

Beruf

Wohnort

PARTEI B
Parteiname B

Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

3
Kandidat/in

 C

PARTEI C

Parteiname C

3

Beruf

Wohnort

PARTEI C
Parteiname C

Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

4
Kandidat/in

 D

PARTEI D

Parteiname D

4

Beruf

Wohnort

PARTEI D
Parteiname D

Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

5
Kandidat/in

 E

PARTEI E

Parteiname E

5

Beruf

Wohnort

PARTEI E
Parteiname E

Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

PARTEI F

Parteiname F

6

Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

Stimmzettel
für die Juniorwahl zum Deutschen Bundestag

Wahlkreis – Nr

Sie haben 2 Stimmen
hier 1 Stimme

für die Wahl
einer/eines Wahlkreis-

abgeordneten

Erststimme

  hier 1 Stimme
   für die Wahl
  einer Landesliste (Partei)
   – maßgebende Stimme für die Verteilung der 
      Sitze insgesamt auf die einzelnen Parteien –

 Zweitstimme
1

Kandidat/in A

PARTEI A
Parteiname A

1Beruf
Wohnort PARTEI A Parteiname A Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

2
Kandidat/in B

PARTEI B
Parteiname B

2Beruf
Wohnort PARTEI B Parteiname B Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

3
Kandidat/in C

PARTEI C
Parteiname C

3Beruf
Wohnort PARTEI C Parteiname C Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

4
Kandidat/in D

PARTEI D
Parteiname D

4Beruf
Wohnort PARTEI D Parteiname D Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

5
Kandidat/in E

PARTEI E
Parteiname E

5Beruf
Wohnort PARTEI E Parteiname E Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

PARTEI F
Parteiname F

6
Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 
Listenplatz 4, Listenplatz 5

Wahlbenachrichtigung
für die Juniorwahl 2017 zum Deutschen Bundestag

Frau/Herrn

Sie sind in das Wählerverzeichnis eingetragen und können im oben angegebenen Wahllokal wählen. 
Bringen Sie bitte diese Benachrichtigung und Ihren Personalausweis oder einen mit einem 
Lichtbild versehenen anderen amtlichen Ausweis am Wahltag in das Wahllokal mit. Sie können 
aber auch wählen, wenn Sie diese Benachrichtigung verloren oder vergessen haben.

Bei der Juniorwahl zum Deutschen Bundestag ist es nicht möglich, in einem anderen Wahlraum 
Ihres Wahlkreises zu wählen. Eine Briefwahl ist ebenfalls ausgeschlossen. Demnach entfällt auch der 
Wahlscheinantrag für die Briefwahl.

Wahlraum:   

Wahlzeit:      

Klasse/Kurs: 

Wahlverz.-Nr.: 

10
14

05
 I 

24
09

17
 9

/1

Ihre Wahlunterlagen
für die GI Vorstands- und Präsdiumswahl 2008

Wenn unzustellbar, zurück an: Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) · Ahrstrasse 45 · 53175 Bonn

Ihre Wahlunterlagen
für die GI-Wahl 2012

P PREMIUMADRESS
BASIS
INFOPOST

WBN-BTW-2017.indd   1 13.03.17   09:15

Aula
3

C-Musterfrau, Claudia

9A
8:45-9:15h

PERSONALAUSWEIS
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

LSH19V4R
Name:

Vornamen:

Geburtstag:

Geburtsort:

Unterschrift:

Foto:

Name

Vorname

1.1.2007

Ort

Unterschrift

Die Wählerin/der Wähler faltet den Stimmzettel und wirft ihn nach 
Aufforderung durch den Wahlvorstand in die Wahlurne hinein.5

4
Wählerverzeichnis der  Juniorwahl               Blatt: 1 von 2

Name der Schule: __________________________________           Klasse/Kurs: ______________

Name der Wahlhelfer/in: _________________________________________________________

Anzahl der Stimmberechtigten: ______   Wahlzeit: __.__.____, von __ : __ Uhr bis __ : __ Uhr

Stimm-
abgabe

Bemerkungen Lfd. 
Nr.

vonAnzahl der Stimmabgaben auf Seite 1 :     

Zuname, Vorname

Hinweis: Das Wählerverzeichnis muss am Wahltag von den Wahlhelferinnen/Wahlhelfern 
zum Wahlraum mitgebracht werden und ist dem Wahlvorstand zu übergeben!

Musterschule                  9a
    Maria Mustermann
      26        2 9 22   8 15     8 45

C-Musterfrau, Claudia       ja               3

Social-Media-Aktivität 
der Schüler/innen

Presseschau: 
Aktuelle Analysen zum 

Wahlergebnis
Gemeinsam Ergebnisse 

anschauen/Politiktalkrunde 
vom Wahlabend verfolgen

 – Seite 38 –  

NIVEAUSTUFE I NIVEAUSTUFE I NIVEAUSTUFE I NIVEAUSTUFE I NIVEAUSTUFE I NIVEAUSTUFE I
Warum ist 

Wählen wichtig? 
Kennenlernen der Funktionen 

von Wahlen in der Demokratie, 
Erkennen der Bedeutung der 

eigenen Stimme
 – Seite 7 –  

Was macht dein 
Landesparlament?

Kennenlernen der Begriffe 
Regierung, Koalition, 
Opposition, Landtag, 

Gesetzgebung, Parteien
 – Seite 13 –  

Wie wird gewählt? 
Das Wahlsystem zur 

Landtagswahl 
(Ablauf einer Wahl,

 die Bedeutung der Wahlkreis- 
und Landessstimme)

 – Seite 19 –  

Wofür stehen die 
Kandidierenden?

Kriterien für Wahlent-
scheidungen und Erstellen 

von Steckbriefen der 
Direktkandidierenden

 – Seite 25 –  

Welche Parteien stehen 
zur Wahl und wen soll 

ich wählen?
Schwerpunktthemen 

ausgewählter Parteien 
kennenlernen

 – Seite 31 –  

Haben die Jugendlichen 
gewählt wie die 
Erwachsenen? 

 Wahlergebnisse vergleichen 
und aus der eigenen 
Perspektive bewerten

– Seite 39 –

NIVEAUSTUFE II NIVEAUSTUFE II NIVEAUSTUFE II NIVEAUSTUFE II NIVEAUSTUFE II NIVEAUSTUFE II
Warum ist 

Wählen wichtig?
Kennenlernen der Funktionen 

von Wahlen in der Demokratie, 
Erkennen der Bedeutung der 

eigenen Stimme
 – Seite 8 –  

Was macht dein 
Landesparlament?

Mithilfe eines Erklärfilms und 
Strukturlegen die Funktion und 

Zusammensetzung des Landtags 
kennenlernen

 – Seite 14 –  

Wie wird gewählt? 
Das Wahlsystem zur 

Landtagswahl (die Bedeutung 
der Wahlkreis- und Landesstimme, 
Wahlrechtsgrundsätze, 5%-Hürde)

 

– Seite 20 –  

Wofür stehen die 
Kandidierenden?

Kriterien für Wahlent-
scheidungen und Erstellen 
von Wahlplakaten für die 

Direktkandidierenden
 – Seite 26 –  

Welche Parteien stehen 
zur Wahl und wen soll 

ich wählen?
Analyse von Wahl-
programmen nach 

festgelegten Kriterien
 – Seite 32 –  

Haben die Jugendlichen 
gewählt wie die 
Erwachsenen? 

Eigene Beiträge und Analysen 
zu den Wahlergebnissen 

erstellen
– Seite 40 –

NIVEAUSTUFE III NIVEAUSTUFE III NIVEAUSTUFE III NIVEAUSTUFE III NIVEAUSTUFE III NIVEAUSTUFE III
Warum ist 

Wählen wichtig?
Erarbeitung 

der Funktionen 
von Wahlen

in der Demokratie
 – Seite 9 –  

Was macht dein 
Landesparlament?

Mithilfe eines Webquests Funktion 
und Arbeitsweise des Landtags 

kennenlernen und in einem 
kleinen Rollenspiel präsentieren

 – Seite 15 –  

Wahlsystem zur 
Landtagswahl 

Wie werden aus Stimmen bei der 
Landtagswahl Sitze im Landtag?

 –

 Seite 21 –  

Wer kann überzeugen?   
Simulation einer 

Podiumsdiskussion
Die Direktkandidierenden 

in einer Podiumsdiskussion 
präsentieren

 – Seite 27 –  

Welche Parteien stehen 
zur Wahl und wen soll 

ich wählen?
Erstellen eines Radiospots zu 
einem Wahlkampfthema und 
den Positionen der Parteien 

 – Seite 33 –  

Warum haben die 
Wähler/innen so gewählt, 

wie sie gewählt haben?
Kennenlernen von 

Wahlanalysen und Simulation 
eines Politiktalks

– Seite 41 –

VERTIEFUNG VERTIEFUNG VERTIEFUNG VERTIEFUNG VERTIEFUNG VERTIEFUNG
Wann sind Wahlen 

demokratisch?
Erarbeitung der 

Kennzeichen 
demokratischer Wahlen 

anhand von OSZE-Kriterien
 – Seite 10 –  

Wie entsteht ein 
Gesetz im Landtag?
Kleines Planspiel zur 

Gesetzgebung im Landtag

 – Seite 16 –  

Sinkende Wahlbeteiligung - 
ein Problem für die 

Demokratie?
Pro-/Contra-Debatte über 

verschiedene Positionen zur 
Wahlbeteiligung 

– Seite 22 –  

Kandidierende in 
sozialen Netzwerken

Analyse des 
Online-Wahlkampfes der 

Direktkandidierenden 
im Wahlkreis

 – Seite 28 –  

Wahlkampf wozu - 
Information oder 

Manipulation?
Analyse von Wahlkampf-
werbung mit einer „Talk-

Show“ als Rollenspiel
 – Seite 34 –  

Wer wird mit 
wem koalieren? 

– Sondierungsrunde –
Wahlergebnisse analysieren 
und Koalitionsmöglichkeiten 
in einem Planspiel bewerten

– Seite 42 –

Abbildung 1: Modularisierte Konzeption der Unterrichtseinheit Juniorwahl zur Landtagswahl in Thüringen 2024
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M
O

DU
L Modul 1 Modul 2 Modul 3 Modul 4 Modul 5 Wahlakt Modul 6

Wahlen in 
der Demokratie Der Landtag Landtagswahl Kandidierende 

im Wahlkreis
Parteien und 

Wahlprogramme  Wir wählen! Wahlanalyse

TH
EM

A/
FR

AG
E

Wie treffen wir demokratische 
Entscheidungen? 

Funktionen von Wahlen 
in der Demokratie

Was macht der Landtag?

Funktion und Arbeitsweise des 
Thüringer Landtags

Wie wird der Landtag       
gewählt?

Wahlsystem zur 
Landtagswahl

Wer tritt in meinem 
Wahlkreis an?

Direktkandidierende im 
Wahlkreis

Welche Parteien         
stehen zur Wahl?

Parteien zur Landtagswahl

Wir wählen bei der 
Juniorwahl!

Alles rund um die 
Organisation der Juniorwahl 

an unserer Schule!

Wie geht es nach der 
Wahl weiter? 

Die Wahlergebnisse 
der Juniorwahl und 

Landtagswahl auswerten

IN
HA

LT
LI

CH
E 

SC
HW

ER
PU

NK
TE

THEMEN-EINSTIEG THEMEN-EINSTIEG THEMEN-EINSTIEG THEMEN-EINSTIEG THEMEN-EINSTIEG THEMEN-EINSTIEG
Inselspiel

Als Gruppe gemeinsam 
Entscheidungen treffen

 – Seite 6 –  

Politische-Ebenen-Spiel:
Wer entscheidet was?

Zuordnung von Aufgabengebieten 
zu den hierfür zuständigen 

politischen Institutionen 
(EU/Bund/Land/Kommune)

 – Seite 12 –  

Staffellauf: 
Was wissen wir rund               

um die Landtagswahl?
Vorwissen zur
Landtagswahl 

aktivieren
 – Seite 18 –  

Wahlplakate-Spaziergang

Ein erster Blick auf die 
Direktkandidierenden 

im Wahlkreis und ihren 
Wahlkampf 

 – Seite 24 –  

Welche Partei passt zu 
mir? Der Wahl-O-Mat

Kennenlernen verschiedener 
Themen des Wahlkampfes 

und Auseinandersetzung mit 
eigenen Positionen

 – Seite 30 –  

In der Woche vor dem 
1. September 2024 geht 

es an die Wahlurnen!

Wahlhelfer/in 
bei der Juniorwahl

Vorbereitung 
auf den Wahlakt

EINGANG

Der Ablauf im Wahlraum:

3AUSGANG

WAHL-
KABINE

WAHL-
KABINE

WAHLVORSTAND

1 2

1 Die Wählerin/der Wähler zeigt dem Wahlvorstand die 
Wahlbenachrichtigung und den Schüler- oder Personalausweis.

2 Der Wahlvorstand übergibt der Wählerin/dem Wähler 
einen Stimmzettel.

3 Die Wählerin/der Wähler geht hinter die Wahlkabine und 
füllt den Stimmzettel aus.

4 Der Wahlvorstand überprüft die Wahlberechtigung mit Hilfe des 
Wählverzeichnisses und vermerkt die Stimmabgabe.

Stimmzettel
für die Juniorwahl zum Deutschen Bundestag

Wahlkreis – Nr

Sie haben 2 Stimmen
hier 1 Stimme

für die Wahl
einer/eines Wahlkreis-

abgeordneten

Erststimme

  hier 1 Stimme
   für die Wahl
  einer Landesliste (Partei)
   – maßgebende Stimme für die Verteilung der 
      Sitze insgesamt auf die einzelnen Parteien –

 Zweitstimme
1

Kandidat/in A

PARTEI A
Parteiname A

1Beruf
Wohnort PARTEI A Parteiname A Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

2
Kandidat/in B

PARTEI B
Parteiname B

2Beruf
Wohnort PARTEI B Parteiname B Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

3
Kandidat/in C

PARTEI C
Parteiname C

3Beruf
Wohnort PARTEI C Parteiname C Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

4
Kandidat/in D

PARTEI D
Parteiname D

4Beruf
Wohnort PARTEI D Parteiname D Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

5
Kandidat/in E

PARTEI E
Parteiname E

5Beruf
Wohnort PARTEI E Parteiname E Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

PARTEI F
Parteiname F

6
Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 
Listenplatz 4, Listenplatz 5

5

WAHLURNE

Stim
mzettel

für die Juniorwahl zum Deutschen Bundestag

Wahlkreis – Nr

Sie haben 2 Stimmen

hier 1 Stim
me

für die Wahl

einer/eines Wahlkreis-

abgeordneten

Erststim
me

  hier 1 Stim
me

   fü
r die Wahl

  einer Landesliste (Partei)

   –
 maßgebende Stimme für die Verteilung der 

     
 Sitze insgesamt auf die einzelnen Parteien –

 Zweitstim
me

1
Kandidat/in

 A

PARTEI A

Parteiname A

1

Beruf

Wohnort

PARTEI A
Parteiname A

Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

2
Kandidat/in

 B

PARTEI B

Parteiname B

2

Beruf

Wohnort

PARTEI B
Parteiname B

Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

3
Kandidat/in

 C

PARTEI C

Parteiname C

3

Beruf

Wohnort

PARTEI C
Parteiname C

Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

4
Kandidat/in

 D

PARTEI D

Parteiname D

4

Beruf

Wohnort

PARTEI D
Parteiname D

Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

5
Kandidat/in

 E

PARTEI E

Parteiname E

5

Beruf

Wohnort

PARTEI E
Parteiname E

Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

PARTEI F

Parteiname F

6

Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

Stimmzettel
für die Juniorwahl zum Deutschen Bundestag

Wahlkreis – Nr

Sie haben 2 Stimmen
hier 1 Stimme

für die Wahl
einer/eines Wahlkreis-

abgeordneten

Erststimme

  hier 1 Stimme
   für die Wahl
  einer Landesliste (Partei)
   – maßgebende Stimme für die Verteilung der 
      Sitze insgesamt auf die einzelnen Parteien –

 Zweitstimme
1

Kandidat/in A

PARTEI A
Parteiname A

1Beruf
Wohnort PARTEI A Parteiname A Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

2
Kandidat/in B

PARTEI B
Parteiname B

2Beruf
Wohnort PARTEI B Parteiname B Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

3
Kandidat/in C

PARTEI C
Parteiname C

3Beruf
Wohnort PARTEI C Parteiname C Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

4
Kandidat/in D

PARTEI D
Parteiname D

4Beruf
Wohnort PARTEI D Parteiname D Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

5
Kandidat/in E

PARTEI E
Parteiname E

5Beruf
Wohnort PARTEI E Parteiname E Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

PARTEI F
Parteiname F

6
Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 
Listenplatz 4, Listenplatz 5

Wahlbenachrichtigung
für die Juniorwahl 2017 zum Deutschen Bundestag

Frau/Herrn

Sie sind in das Wählerverzeichnis eingetragen und können im oben angegebenen Wahllokal wählen. 
Bringen Sie bitte diese Benachrichtigung und Ihren Personalausweis oder einen mit einem 
Lichtbild versehenen anderen amtlichen Ausweis am Wahltag in das Wahllokal mit. Sie können 
aber auch wählen, wenn Sie diese Benachrichtigung verloren oder vergessen haben.

Bei der Juniorwahl zum Deutschen Bundestag ist es nicht möglich, in einem anderen Wahlraum 
Ihres Wahlkreises zu wählen. Eine Briefwahl ist ebenfalls ausgeschlossen. Demnach entfällt auch der 
Wahlscheinantrag für die Briefwahl.

Wahlraum:   

Wahlzeit:      

Klasse/Kurs: 

Wahlverz.-Nr.: 

10
14

05
 I 

24
09

17
 9

/1

Ihre Wahlunterlagen
für die GI Vorstands- und Präsdiumswahl 2008

Wenn unzustellbar, zurück an: Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) · Ahrstrasse 45 · 53175 Bonn

Ihre Wahlunterlagen
für die GI-Wahl 2012

P PREMIUMADRESS
BASIS
INFOPOST

WBN-BTW-2017.indd   1 13.03.17   09:15

Aula
3

C-Musterfrau, Claudia

9A
8:45-9:15h

PERSONALAUSWEIS
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

LSH19V4R
Name:

Vornamen:

Geburtstag:

Geburtsort:

Unterschrift:

Foto:

Name

Vorname

1.1.2007

Ort

Unterschrift

Die Wählerin/der Wähler faltet den Stimmzettel und wirft ihn nach 
Aufforderung durch den Wahlvorstand in die Wahlurne hinein.5

4
Wählerverzeichnis der  Juniorwahl               Blatt: 1 von 2

Name der Schule: __________________________________           Klasse/Kurs: ______________

Name der Wahlhelfer/in: _________________________________________________________

Anzahl der Stimmberechtigten: ______   Wahlzeit: __.__.____, von __ : __ Uhr bis __ : __ Uhr

Stimm-
abgabe

Bemerkungen Lfd. 
Nr.

vonAnzahl der Stimmabgaben auf Seite 1 :     

Zuname, Vorname

Hinweis: Das Wählerverzeichnis muss am Wahltag von den Wahlhelferinnen/Wahlhelfern 
zum Wahlraum mitgebracht werden und ist dem Wahlvorstand zu übergeben!

Musterschule                  9a
    Maria Mustermann
      26        2 9 22   8 15     8 45

C-Musterfrau, Claudia       ja               3

Social-Media-Aktivität 
der Schüler/innen

Presseschau: 
Aktuelle Analysen zum 

Wahlergebnis
Gemeinsam Ergebnisse 

anschauen/Politiktalkrunde 
vom Wahlabend verfolgen

 – Seite 38 –  

NIVEAUSTUFE I NIVEAUSTUFE I NIVEAUSTUFE I NIVEAUSTUFE I NIVEAUSTUFE I NIVEAUSTUFE I
Warum ist 

Wählen wichtig? 
Kennenlernen der Funktionen 

von Wahlen in der Demokratie, 
Erkennen der Bedeutung der 

eigenen Stimme
 – Seite 7 –  

Was macht dein 
Landesparlament?

Kennenlernen der Begriffe 
Regierung, Koalition, 
Opposition, Landtag, 

Gesetzgebung, Parteien
 – Seite 13 –  

Wie wird gewählt? 
Das Wahlsystem zur 

Landtagswahl 
(Ablauf einer Wahl,

 die Bedeutung der Wahlkreis- 
und Landessstimme)

 – Seite 19 –  

Wofür stehen die 
Kandidierenden?

Kriterien für Wahlent-
scheidungen und Erstellen 

von Steckbriefen der 
Direktkandidierenden

 – Seite 25 –  

Welche Parteien stehen 
zur Wahl und wen soll 

ich wählen?
Schwerpunktthemen 

ausgewählter Parteien 
kennenlernen

 – Seite 31 –  

Haben die Jugendlichen 
gewählt wie die 
Erwachsenen? 

 Wahlergebnisse vergleichen 
und aus der eigenen 
Perspektive bewerten

– Seite 39 –

NIVEAUSTUFE II NIVEAUSTUFE II NIVEAUSTUFE II NIVEAUSTUFE II NIVEAUSTUFE II NIVEAUSTUFE II
Warum ist 

Wählen wichtig?
Kennenlernen der Funktionen 

von Wahlen in der Demokratie, 
Erkennen der Bedeutung der 

eigenen Stimme
 – Seite 8 –  

Was macht dein 
Landesparlament?

Mithilfe eines Erklärfilms und 
Strukturlegen die Funktion und 

Zusammensetzung des Landtags 
kennenlernen

 – Seite 14 –  

Wie wird gewählt? 
Das Wahlsystem zur 

Landtagswahl (die Bedeutung 
der Wahlkreis- und Landesstimme, 
Wahlrechtsgrundsätze, 5%-Hürde)

 

– Seite 20 –  

Wofür stehen die 
Kandidierenden?

Kriterien für Wahlent-
scheidungen und Erstellen 
von Wahlplakaten für die 

Direktkandidierenden
 – Seite 26 –  

Welche Parteien stehen 
zur Wahl und wen soll 

ich wählen?
Analyse von Wahl-
programmen nach 

festgelegten Kriterien
 – Seite 32 –  

Haben die Jugendlichen 
gewählt wie die 
Erwachsenen? 

Eigene Beiträge und Analysen 
zu den Wahlergebnissen 

erstellen
– Seite 40 –

NIVEAUSTUFE III NIVEAUSTUFE III NIVEAUSTUFE III NIVEAUSTUFE III NIVEAUSTUFE III NIVEAUSTUFE III
Warum ist 

Wählen wichtig?
Erarbeitung 

der Funktionen 
von Wahlen

in der Demokratie
 – Seite 9 –  

Was macht dein 
Landesparlament?

Mithilfe eines Webquests Funktion 
und Arbeitsweise des Landtags 

kennenlernen und in einem 
kleinen Rollenspiel präsentieren

 – Seite 15 –  

Wahlsystem zur 
Landtagswahl 

Wie werden aus Stimmen bei der 
Landtagswahl Sitze im Landtag?

 –

 Seite 21 –  

Wer kann überzeugen?   
Simulation einer 

Podiumsdiskussion
Die Direktkandidierenden 

in einer Podiumsdiskussion 
präsentieren

 – Seite 27 –  

Welche Parteien stehen 
zur Wahl und wen soll 

ich wählen?
Erstellen eines Radiospots zu 
einem Wahlkampfthema und 
den Positionen der Parteien 

 – Seite 33 –  

Warum haben die 
Wähler/innen so gewählt, 

wie sie gewählt haben?
Kennenlernen von 

Wahlanalysen und Simulation 
eines Politiktalks

– Seite 41 –

VERTIEFUNG VERTIEFUNG VERTIEFUNG VERTIEFUNG VERTIEFUNG VERTIEFUNG
Wann sind Wahlen 

demokratisch?
Erarbeitung der 

Kennzeichen 
demokratischer Wahlen 

anhand von OSZE-Kriterien
 – Seite 10 –  

Wie entsteht ein 
Gesetz im Landtag?
Kleines Planspiel zur 

Gesetzgebung im Landtag

 – Seite 16 –  

Sinkende Wahlbeteiligung - 
ein Problem für die 

Demokratie?
Pro-/Contra-Debatte über 

verschiedene Positionen zur 
Wahlbeteiligung 

– Seite 22 –  

Kandidierende in 
sozialen Netzwerken

Analyse des 
Online-Wahlkampfes der 

Direktkandidierenden 
im Wahlkreis

 – Seite 28 –  

Wahlkampf wozu - 
Information oder 

Manipulation?
Analyse von Wahlkampf-
werbung mit einer „Talk-

Show“ als Rollenspiel
 – Seite 34 –  

Wer wird mit 
wem koalieren? 

– Sondierungsrunde –
Wahlergebnisse analysieren 
und Koalitionsmöglichkeiten 
in einem Planspiel bewerten

– Seite 42 –

Abbildung 1: Modularisierte Konzeption der Unterrichtseinheit Juniorwahl zur Landtagswahl in Thüringen 2024



8 Modul 1 – Einstieg: Wahlen in der Demokratie

Funktionen von Wahlen in der Demokratie
Inselspiel – Als Gruppe gemeinsam Entscheidungen treffen

Wie kann man als Gruppe sinnvoll gemeinsam Entscheidungen treffen? Welche Möglichkeiten gibt es, 
bei verschiedenen Meinungen zu einer fairen Entscheidung zu kommen? 

Dieser Einstieg ermöglicht es, sich mit Entscheidungsprozessen in einer Gruppe/der Gesellschaft 
auseinanderzusetzen und so die Grundlagen unserer Demokratie zu veranschaulichen und zu der 
folgenden Unterrichtseinheit zum Thema „Wahlen und Demokratie“ überzuleiten. 

Hinweise

45 Minuten
Reflexionen; Einzel- und 
Gruppenarbeit

Inselspiel; Traumreise; 
Konsensfindung in der Gruppe

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• einigen sich darauf, wie sie ihr Leben auf einer einsamen Insel gestalten möchten,
• setzen sich mit Entscheidungsprozessen auseinander,
• lernen die demokratischen Grundsätze kennen.

VE
RL

AU
F

Die Lehrkraft geht mit den SuS auf eine Traumreise. Dabei stellen sich die SuS vor, dass ihr Schiff 
auf der Rückreise von einer Klassenreise wegen Treibstoffmangels nicht weiterfahren kann. 
Mit Hilfe einer Rettungsinsel kann sich die Klasse auf eine einsame Insel retten. Nun sollen sich 
die SuS zunächst einzeln überlegen, wie sie nun als nächstes vorgehen möchten und sich dann in 
der Gruppe auf einen gemeinsamen Aktionsplan einigen. 
Die SuS präsentieren ihre Ergebnisse und reflektieren, wie sie gemeinsam zu einer Entscheidung 
gekommen sind. Dabei führt die Lehrkraft Begriffe ein, die in der kommenden Unterrichtseinheit 
zur Juniorwahl vertiefend behandelt werden: Wahlen, Demokratie, Mehrheiten usw. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 

Ar
be

its
bl

at
t A

B 
1.

3 
(S

ei
te

 1
)
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R 
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HÜ
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N
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 

Ar
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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MMeetthhooddeennbbllaatttt  ffüürr  ddiiee  LLeehhrrkkrraafftt  --  MMoodduull  11  ––  EEiinnssttiieegg	
	 	

MMeetthhooddee::  IInnsseellssppiieell  ––  DDeemmookkrraattiisscchh  zzuussaammmmeennlleebbeenn  
  

IIddeeee::    

Die Schülerinnen und Schüler stellen sich vor, sie wären auf einer einsamen Insel gestrandet 
und überlegen sich Handlungsstrategien und Regeln für das Zusammenleben. Dabei werden 
die demokratischen Grundsätze vorgestellt. 
 

MMaatteerriiaall  uunndd  VVoorrbbeerreeiittuunngg::  

- Traumreise M1 
- Arbeitsblatt M2 

Die Lehrkraft liest die Traumreise vor oder erzählt eine Geschichte: Die Jugendlichen sind 
auf einer einsamen Insel gestrandet. Sie haben nichts dabei außer der Kleidung, die sie 
tragen. Was ist jetzt zu tun?  
 

BBeesscchhrreeiibbuunngg//AAbbllaauuff 
 

1. Als Anregung, was die Jugendlichen nun tun könnten, wird das Arbeitsblatt M3 
ausgeteilt. Auf dem Arbeitsblatt soll erst jeder für sich selbst festlegen, was er/sie tun 
würde.  

2. Nun sollen sich die Schülerinnen und Schüler (ggf. zunächst in Kleingruppen) auf 
einen Fünf-Punkte-Aktionsplan einigen. Dafür haben sie 15 Minuten Zeit. 

3. Die Lehrkraft hält das Ergebnis fest und fragt die SuS, wer darüber bestimmt hat, was 
zuerst gemacht wird: „Fanden alle den Ablauf fair? Wie könnte man zusammen fair 
entscheiden, was getan werden soll?“ 

4. Die Lehrkraft führt in den Begriff „Demokratie“ ein: Demokratie ist, wenn alle 
gleichberechtigt mitbestimmen dürfen. 

5. Die Lehrkraft thematisiert demokratisches Abstimmen: „Wann wird ein Vorschlag 
angenommen?“ Die Lehrkraft initiiert eine Diskussion über die Vor- und Nachteile von 
einfacher Mehrheit (und ggf. absoluter Mehrheit) und Einstimmigkeit (und ggf. 2/3 
Mehrheit).  

6. Ggf. kann die Lehrkraft auch noch auf den Sinn und die Funktion der repräsentativen 
Demokratie eingehen.  

7. Die Lehrkraft verweist auf jugendgerechte Situationen, z.B. „Wie entscheidet ihr, was 
ihr mit euren Freunden unternehmt oder was im Verein passiert?“   
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MM11  --  MMoodduull  11  ––  EEiinnssttiieegg  

	
	

EEiinnee  kklleeiinnee  TTrraauummrreeiissee  zzuumm  IInnsseellssppiieell  

  

TTrraauummrreeiissee::  
  

Ihr befindet euch an Bord des modernen Schiffes „MS Europa“ mit umweltfreundlichen 

Wasserstoffantrieb und seid als Urlauber mit vielen anderen Passagieren auf der 

Rückreise von einer tollen Klassenfahrt. Es ist Abend. Ihr genießt die frische Luft an 

Deck, die Sterne leuchten und ein schöner Tag neigt sich dem Ende zu. Plötzlich ertönt 

eine Durchsage des Kapitäns: „Liebe Passagiere! Das Team der „MS Europa“ bittet Sie 

aufgrund von Treibstoffmangel für diese Nacht nun direkt in die Kabinen zu gehen.“ Ihr 

leistet den Anweisungen des Kapitäns Folge. So legt ihr euch irgendwann zu Bett und 

schlaft ein.  

 

In der Nacht geht der Wasserstoff tatsächlich aus. Als ihr erwacht, schaukelt das Schiff 

auf den Wellen aber kann nicht mehr gesteuert werden, da die Motoren aus sind. Es läuft 

am Strand auf den Sand auf. Die Passagiere können sich alle mit den Leitern oder 

Rettungsbooten an den Strand begeben. 

 

Auch eure Klasse schafft den Abgang und geht komplett in ein Rettungsboot. Allerdings 

treibt euch der Wind immer weiter ab, bis ihr nur noch das Meer und den dunklen Himmel 

seht. Als es am Morgen aufklart, entdeckt ihr, dass der Wind euch fernab getrieben hat – 

nur eine einsame Insel ist in Sichtweite. Mit Händen und Füßen paddelt ihr, so schnell ihr 

könnt, so dass ihr auf der einsamen Insel strandet… 

 

Ihr seid nun allein auf der Insel, die augenscheinlich zunächst unbewohnt zu sein 

scheint. Ihr habt nichts dabei außer der Kleidung, die ihr tragt.  

 

WWaass  nnuunn??  WWaass  mmööcchhtteett  iihhrr  nnuunn  ttuunn?? 
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MM22--  MMoodduull  11  ––  EEiinnssttiieegg  

	

	

 

AArrbbeeiittssbbllaatttt::  IInnsseellssppiieell  
  

Ihr seid auf einer einsamen Insel gestrandet. Was möchtest du nun tun?  

Was denkst du, sollte als Erstes von der Gruppe gemacht werden? Was als Zweites? 

Und so weiter… Notiere! 

 

¨ eine/n Anführer/in bestimmen 

¨ Regeln fürs Zusammenleben festlegen 

¨ Unterkünfte bauen 

¨ riesige Lagerfeuer entzünden 

¨ Insel erkunden 

¨ Nahrungsquellen suchen 

¨ Arbeit verteilen (Arbeitsplan) 

¨ Insel zwischen allen aufteilen 

¨ Boot(e) bauen, um die Insel zu verlassen 

¨ Ausbildung organisieren für Feuermachen, Schiffbau oder Landwirtschaft 

¨ _________________________________________________ 

¨ _________________________________________________ 

¨ _________________________________________________ 

¨ _________________________________________________ 
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9Modul 1 – Niveaustufe I: Wahlen in der Demokratie

Funktionen von Wahlen in der Demokratie
Warum ist Wählen wichtig?

Wie kann man gängigen Aussagen wie „Wählen ist überflüssig, es ändert sich doch eh nichts“ oder 
„meine Stimme hat doch gar keine Bedeutung“ begegnen? Welche Argumente sprechen für eine 
Beteiligung an Wahlen? 

Im Mittelpunkt dieser Unterrichtseinheit stehen Aktivitäten, anhand derer die Schülerinnen und 
Schüler die Bedeutung ihrer eigenen Stimme bei Abstimmungen wahrnehmen sowie sich mit 
Argumenten auseinandersetzen, die FÜR eine Beteiligung an Wahlen sprechen. Vor diesem Hintergrund 
sollen sie befähigt werden, Nichtwähler/innen und „Wahlpessimist/innen“ argumentativ begegnen zu 
können. 

Hinweise

90 Minuten
Reflexionen; Einzel-, 
Partner- und Gruppenarbeit; 
Argumentationstraining

Abstimmungsspiel; Lückentexte 
und Wortschatzkarten, kurzes 
Rollenspiel

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• reflektieren Ungerechtigkeiten bei Abstimmungen und erkennen die Bedeutung jeder einzelnen 
Stimme,

• lösen Lückentexte in Einzelarbeit und formulieren in eigenen Worten eine Argumentation, warum 
Wählen gehen wichtig ist,

• reagieren auf Aussagen von Nichtwähler/innen und „Wahlpessimist/innen“ mit proaktiven 
Argumenten, die FÜR eine Beteiligung an Wahlen sprechen,

• lernen wichtige Begrifflichkeiten zum Thema Wahlen kennen. 

VE
RL

AU
F

Zu Beginn werden die SuS in verschiedenen Abstimmungen mit bewusst gewählten, ungerechten 
Abstimmungsformen konfrontiert. In der Reflexion erkennen sie die Bedeutung jeder einzelnen 
Stimme. 
In der anschließenden Einzel-, Partner- und Gruppenarbeit setzen sich die SuS mit jeweils 
einem Argument FÜR die Beteiligung an Wahlen im Rahmen eines Lückentextes und einer 
Wortschatzkarte auseinander. Dabei formulieren sie in eigenen Worten, warum die Beteiligung an 
Wahlen wichtig ist. 
Abschließend werden die SuS mit Aussagen von Nichtwähler/innen und „Wahlpessimist/innen“ 
konfrontiert und sind aufgefordert, proaktiv darauf zu antworten. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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 1 

AAbbssttiimmmmuunngg  (Informationen zum Ablauf für die Lehrkraft) 
 

IInnffoorrmmaattiioonneenn  zzuumm  AAbbllaauuff::  zum Einstieg in das Thema „Demokratie – Warum ist wählen 
wichtig?“ führen die Schülerinnen und Schüler drei Abstimmungen durch, bei denen es um 
einen gemeinsamen Ausflug der Klasse geht.  Bei jeder Abstimmung ändern sich die Regeln. 
Vor- und Nachteile der jeweiligen Abstimmungsform werden im Anschluss besprochen und in 
einen Zusammenhang zu verschiedenen politischen Systemen gesetzt. Dabei sollen auch die 
Bedeutung der einzelnen Stimme und die aus Abstimmungen hervorgehenden Entscheidungen 
thematisiert werden.   
 
AAbbssttiimmmmuunngg  11  –– Die Klasse möchte einen gemeinsamen Ausflug/Wandertag machen. Alle 
Schülerinnen und Schüler sind aufgefordert, Ideen zu sammeln und an die Tafel zu schreiben 
(es werden alle Ideen an die Tafel geschrieben, es soll nicht über die Ideen diskutiert werden!). 
Die Lehrkraft schreibt zusätzlich eine eigene Idee an die Tafel, die absichtlich langweilig für die 
Schüler erscheint.  
Im nächsten Schritt wird abgestimmt, jede(r) hat eine Stimme. NNaacchh  ddeerr  AAbbssttiimmmmuunngg  eemmppffiinnddeett  
ddiiee  LLeehhrrkkrraafftt  ddiiee  ggeewwäähhllttee  IIddeeee  ddooooff  uunndd  eennttsscchheeiiddeett,,  ddaassss  ddeerr  eeiiggeennee  VVoorrsscchhllaagg  ggeennoommmmeenn  
wwiirrdd..  
Anschließend wird diese Form der Abstimmung und Entscheidungsfindung diskutiert: 
• Was war an dieser Form der Abstimmung positiv / negativ? 
• Wie habt Ihr Euch während und nach der endgültigen Entscheidungsfindung gefühlt? 
• Gab oder gibt es politische Systeme/Länder, wo in dieser Art und Weise Entscheidungen 
getroffen werden (Verweis auf politische Systeme ohne Mitbestimmung (Monarchie, Diktatur)? 
 
AAbbssttiimmmmuunngg  22  –– die Vorschläge aus Abstimmung 1 werden zunächst diskutiert (zu jedem 
Vorschlag ein pro und ein Contra-Argument nennen) und anschließend erneut zur Abstimmung 
gestellt, jede(r) hat eine Stimme. DDeerr  VVoorrsscchhllaagg  mmiitt  ddeenn  mmeeiisstteenn  SSttiimmmmeenn  iisstt  ggeewwäähhlltt..   
Anschließend wird diese Form der Abstimmung und Entscheidungsfindung diskutiert: 
• Was war an dieser Form der Abstimmung positiv / negativ? 
• Inwiefern hat Euch die vorherige Diskussion bei der Abstimmung beeinflusst? 
• Gibt es politische Systeme/Länder, wo in dieser Art und Weise Entscheidungen getroffen 
werden (Verweis auf politische Systeme mit Mitbestimmung (Demokratie)) 
• Sind wirklich alle mit der Entscheidung zufrieden? (Thematisierung 
Mehrheitsentscheidungen) 
 
AAbbssttiimmmmuunngg  33  –– es wird erneut über die Vorschläge aus Abstimmung 1 abgestimmt:  IImm  eerrsstteenn  
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Rollenkarten 
 
 
Rollenkarte 1 – Wählen ist nicht wichtig  

„Ich gehe nicht wählen! Wählen ist nicht wichtig, 

es gibt wichtige Dinge im Leben“ 

 
 
 
Rollenkarte 2 – Wählen ist nicht wichtig  

„Ich gehe nicht wählen!  

Meine eine Stimme spielt eh keine Rolle“ 

 
 
 
 
Rollenkarte 3 – Wählen ist nicht wichtig  

„Ich gehe nicht wählen! 

Ich bin unzufrieden mit der Regierung“ 

 
 
 
 
Rollenkarte 4 – Wählen ist nicht wichtig  

„Ich gehe nicht wählen! 

Es gehen schon genug Leute zur Wahl“ 

 
 
 
 
Rollenkarte 5 – Wählen ist nicht wichtig  

„Ich gehe nicht wählen! 

Es ändert sich ja sowieso nichts“ 
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Antizipiertes Tafelbild (für die Lehrkraft) 
 
 

Argumente für die Teilnahme an Wahlen  
 

Aussage gegen Wahlen  Argument für Wahlen  
 

 

Wählen ist nicht wichtig,  

es gibt wichtigere Dinge im Leben 

 
 

 

Wählen ist ein wichtiges Recht:  
• es ist besser, wenn das Volk mitentscheiden kann 

(das war nicht immer so) 
• es gibt Länder auf der Erde, wo man nicht 

wählen kann.  
 

 

 

Wählen ist nicht wichtig,  

meine Stimme zählt eh nicht  

 
 

 

Jede Stimme zählt:  
• es gibt immer wieder Wahlen, die sehr eng 

ausgehen 

 

 

Wählen ist nicht wichtig,  

ich bin unzufrieden mit der Regierung  

 

 

Jede abgegebene Stimme zählt:  
• wer nicht zu Wahl geht, wird auch nicht gehört 
• nicht abgegebene Stimmen werden nicht gezählt 
• man kann auch andere Parteien wählen 

 
 

 

 

Wählen ist nicht wichtig,  

es gehen schon genug andere Leute zur Wahl  

 

Jede Stimme zählt:  
• wer nicht zur Wahl geht, verschenkt seine 

Stimme 
• wer nicht zur Wahl geht, stärkt extremistische 

Parteien (deren Stammwähler gehen zur Wahl) 
 

 

 

 

Wählen ist nicht wichtig,  

es ändert sich ja sowieso nichts 

 

Jede Stimme zählt:  
• es spielt sehr wohl eine Rolle, welche Parteien an 

der Regierung sind 
• mit der Wahl einer Partei kann ich meine 

Interessen einbringen  
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Modul 1 – Niveaustufe II: Wahlen in der Demokratie

Funktionen von Wahlen in der Demokratie
Warum ist Wählen wichtig?

Wie kann man gängigen Aussagen wie „Wählen ist überflüssig, es ändert sich doch eh nichts“ oder 
„meine Stimme hat doch gar keine Bedeutung“ begegnen? Welche Argumente sprechen für eine 
Beteiligung an Wahlen? 
Im Mittelpunkt dieser Unterrichtseinheit stehen Aktivitäten, anhand derer die Schülerinnen und 
Schüler die Bedeutung ihrer eigenen Stimme bei Abstimmungen wahrnehmen sowie sich mit 
Argumenten auseinandersetzen, die FÜR eine Beteiligung an Wahlen sprechen. Vor diesem Hintergrund 
sollen sie befähigt werden, Nichtwähler/innen und „Wahlpessimist/innen“ argumentativ begegnen zu 
können.  

Hinweise

90 Minuten
Reflexionen; Einzel-, 
Partner- und Gruppenarbeit; 
Argumentationstraining

Abstimmungsspiel; Bilder/
Aussagen zuordnen, Postkarte 
entwerfen, kurzes Rollenspiel

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• reflektieren Ungerechtigkeiten bei Abstimmungen und erkennen die Bedeutung jeder einzelnen 
Stimme,

• erarbeiten sich in Einzel-, Partner- und Gruppenarbeit Argumente FÜR die Teilnahme an Wahlen 
und entwerfen eine entsprechende Werbe-Postkarte,

• reagieren auf Aussagen von „Wahlverweiger/innen“ und „Wahlpessimist/innen“ mit proaktiven 
Argumenten, die FÜR eine Beteiligung an Wahlen sprechen.

VE
RL

AU
F

Zu Beginn werden die SuS in verschiedenen Abstimmungen mit bewusst gewählten, ungerechten 
Abstimmungsformen konfrontiert. In der Reflexion erkennen sie die Bedeutung jeder einzelnen 
Stimme. 
In der anschließenden Einzel-, Partner- und Gruppenarbeit setzen sich die SuS mit verschiedenen 
Argumenten FÜR die Beteiligung an Wahlen im Rahmen einer Sortierung von Bildern, Aussagen 
und Überschriften auseinander. Vor diesem Hintergrund entwerfen sie eine Postkarte mit einem 
Slogan und Argumenten, die für die Beteiligung an Wahlen werben soll. 
Abschließend werden die SuS mit Aussagen von Nichtwähler/innen und „Wahlpessimist/innen“ 
konfrontiert und sind aufgefordert, proaktiv darauf zu antworten.  
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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 1 

AAbbssttiimmmmuunngg (Informationen zum Ablauf für die Lehrkraft) 
 
IInnffoorrmmaattiioonneenn  zzuumm  AAbbllaauuff::  zum Einstieg in das Thema „Demokratie – Warum ist wählen 
wichtig?“ führen die Schülerinnen und Schüler drei Abstimmungen durch, bei denen es um 
die Verwendung von Geld aus der Klassenkasse geht. Bei jeder Abstimmung ändern sich die 
Regeln. Vor- und Nachteile der jeweiligen Abstimmungsform werden im Anschluss 
besprochen und in einen Zusammenhang zu verschiedenen politischen Systemen gesetzt. 
Dabei sollen auch die Bedeutung der einzelnen Stimme und die aus Abstimmungen 
hervorgehenden Entscheidungen thematisiert werden.   
 

SSzzeennaarriioo::   
Die Klasse hat bei einem Schülerwettbewerb 300,00 € für ihre Klassenkasse gewonnen 

und soll nun entscheiden, wofür sie diese Summe ausgeben möchte. 

 
AAbbssttiimmmmuunngg  11  ––  Alle Schülerinnen und Schüler sind aufgefordert, Ideen für die Verwendung 
der Gewinnsumme zu sammeln und an die Tafel zu schreiben (es werden alle Ideen an die 
Tafel geschrieben, es soll nicht über die Ideen diskutiert werden!). Die Lehrkraft schreibt 
zusätzlich eine eigene Idee an die Tafel, die absichtlich langweilig für die Schüler erscheint.  
Im nächsten Schritt wird abgestimmt, jede(r) hat eine Stimme. NNaacchh  ddeerr  AAbbssttiimmmmuunngg  
eemmppffiinnddeett  ddiiee  LLeehhrrkkrraafftt  ddiiee  ggeewwäähhllttee  IIddeeee  ddooooff  uunndd  eennttsscchheeiiddeett,,  ddaassss  ddeerr  eeiiggeennee  VVoorrsscchhllaagg  
ggeennoommmmeenn  wwiirrdd..  
 
Anschließend wird diese Form der Abstimmung und Entscheidungsfindung diskutiert: 

• Was war an dieser Form der Abstimmung positiv / negativ ? 
• Wie habt Ihr Euch während und nach der endgültigen Entscheidungsfindung gefühlt? 
• Gab oder gibt es politische Systeme/Länder, wo in dieser Art und Weise Entscheidungen 

getroffen werden (Verweis auf politische Systeme ohne Mitbestimmung (Monarchie, Diktatur)? 
 
AAbbssttiimmmmuunngg  22  –– die Vorschläge aus Abstimmung 1 werden zunächst diskutiert (zu jedem 
Vorschlag ein pro und ein Contra-Argument nennen) und anschließend erneut zur 
Abstimmung gestellt,  jede(r) hat eine Stimme. DDeerr  VVoorrsscchhllaagg  mmiitt  ddeenn  mmeeiisstteenn  SSttiimmmmeenn  iisstt  
ggeewwäähhlltt..   
 
Anschließend wird diese Form der Abstimmung und Entscheidungsfindung diskutiert: 

• Was war an dieser Form der Abstimmung positiv / negativ ? 
• Inwiefern hat Euch die vorherige Diskussion bei der Abstimmung beeinflusst? 
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AABB33 – Modul 1 – Niveaustufe II 

 

Warum	wählen	wichtig	ist 
	

Arbeitsauftrag:	In	der	unteren	Tabelle	sind	Bilder	zu	sehen,	zu	denen	bestimmte	Argumente	und	
Begründungen	fehlen,	warum	wählen	gehen	wichtig	ist.		 

a) Überlege	dir	zunächst	alleine,	welche	der	Argumente	auf	der	Rückseite	zu	welchem	Bild	passen	
könnten. 

b) Überlege	dir	dann,	welche	Begründung	zu	Bild	und	Argument	passen	könnte. 
c) Vergleiche	deine	Lösung	mit	einer*m	Partner*in.	Wenn	ihr	euch	einig	seid,	schneidet	die	Argu-

mente	und	Begründungen	aus	und	klebt	sie	in	die	Tabelle	(ihr	könnt	die	Argumente	auch	selber	in	
die	Tabelle	schreiben	und	eigene	kurze	Zusammenfassungen	in	die	Spalte	„Begründung“	notieren) 
	

Bild Argument	 Begründung 
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Postkarte mit Slogan entwerfen 
 
Arbeitsauftrag: Eure Aufgabe ist es, eine Postkarte zu entwerfen, mit der FÜR die Beteiligung an Wahlen 
geworben werden soll.  Dabei sollt ihr… 

a) ...einen Slogan für die Vorderseite der Postkarte entwerfen. Hilfen zu Kriterien eines Slogans findet 
ihr unten. 

b) ...einen kurzen Text mit Argumenten für die Rückseite formulieren, der zum Slogan passt. Tipp: Ihr 
könnt hierfür die Informationen von Arbeitsblatt (M2) verwenden. 

 
Postkarte Vorderseite 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Postkarte Rückseite 

 
 

Kriterien für eine guten Slogan  
Denk an Slogans, die Du aus der Werbung kennst („Geiz ist geil“  -- „Ich liebe es“ – etc.). Ein guter Slogan ist kurz 
gehalten, hat eine einfache Sprache und soll Aufmerksamkeit erwecken. Viele Slogans sind z.B. auch Reime.
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11Modul 1 – Niveaustufe III: Wahlen in der Demokratie

Funktionen von Wahlen in der Demokratie
Warum ist Wählen wichtig?

Wie kann man gängigen Aussagen wie „Wählen ist überflüssig, es ändert sich doch eh nichts“ oder 
„meine Stimme hat doch gar keine Bedeutung“ begegnen? Welche Argumente sprechen für eine 
Beteiligung an Wahlen? 

Im Mittelpunkt dieser Unterrichtseinheit stehen Aktivitäten, anhand derer die Schülerinnen und 
Schüler die Bedeutung ihrer eigenen Stimme bei Abstimmungen wahrnehmen sowie sich mit 
Argumenten auseinandersetzen, die FÜR eine Beteiligung an Wahlen sprechen. Vor diesem Hintergrund 
sollen sie befähigt werden, Nichtwähler/innen und „Wahlpessimist/innen“ argumentativ begegnen zu 
können. 

Hinweise

90 Minuten
Einzel-, Partner- und 
Gruppenarbeit; 
Argumentationstraining

ABC-Liste; Lückentexte, 
Postkarte entwerfen, kurzes 
Rollenspiel

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• weisen bisherige Kenntnisse zum Thema Wahlen in Wettbewerbsform nach. 
• erarbeiten in Einzel-, Partner und Gruppenarbeit verschiedene Funktionen von Wahlen und 

entwerfen eine Postkarte mit Slogan und Argumenten PRO Teilnahme an Wahlen.
• reagieren auf Aussagen von „Wahlverweiger/innen“ und „Wahlpessimist/innen“ mit proaktiven 

Argumenten, die FÜR eine Beteiligung an Wahlen sprechen.

VE
RL

AU
F

Zu Beginn haben die SuS die Aufgabe, im Rahmen einer ABC-Liste ihre Kenntnisse zum Thema 
Wahlen zu präsentieren. 
In der anschließenden Einzel-, Partner- und Gruppenarbeit setzen sich die SuS mit verschiedenen 
Funktionen von Wahlen im Rahmen eines Lückentextes und der Erstellung einer grafischen 
Übersicht auseinander. Vor diesem Hintergrund entwerfen sie eine Postkarte mit einem Slogan 
und Argumenten, die FÜR die Beteiligung an Wahlen werben soll. 
Abschließend werden die SuS mit Aussagen von Nichtwähler/innen und „Wahlpessimist/innen“ 
konfrontiert und sind aufgefordert, proaktiv darauf zu antworten.  
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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ABC-Liste 
 
Arbeitsauftrag: Finde innerhalb der vorgegebenen Zeit für jeden Buchstaben einen Begriff, der 
zum Thema „WAHLEN“ passt!  
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AB 2 – Funktionen von Wahlen 
 
Arbeitsaufträge: 
 

1) Lies die drei Absätze, fülle die Lücken mit passenden Wörtern (siehe unter dem Text) und fasse die 
wichtigsten Informationen zu dieser Funktion von Wahlen in der rechten Spalte zusammen! Überlege Dir, 
wie man die in Deinem Text beschriebene Funktion von Wahlen nennen könnte.  
 

2) Präsentiert euch gegenseitig eure Ergebnisse in der Gruppe und füllt gemeinsam das Arbeitsblatt M4 
aus, indem jeder für seinen Text eine grobe Zusammenfassung zur jeweiligen Funktion formuliert.  
 

3) Gestaltet eine Postkarte, in der für die Beteiligung an Wahlen geworben werden soll. Entwickelt dafür 
einen passenden Slogan sowie überzeugende Argumente, die sich auf die Funktionen von Wahlen 
beziehen.  
 

...bei den gewählten Repräsentant/innen der _ _ _ _ _ _ _ _ handelt es sich in den 

meisten Fällen um Berufspolitiker/innen. (...) Häufig spezialisieren sich 

Politiker/innen auf einzelne _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _, wie beispielsweise die Wirtschafts- 

oder Sozialpolitik. (...) Das ist wichtig, damit sie im _ _ _ _ _ _ _ _ _  kompetent und 

fachkundig über diese Themen diskutieren und fundierte Entscheidungen treffen 

können.  
 
Gewählt werden zwar Personen und Parteien, dahinter stehen jedoch politische _ 

_ _ _ _ _ _ und Überzeugungen sowie gesellschaftliche Werte. Diese manifestieren 

sich in Partei- und _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _. Indem die Wähler/innen bestimmte 

Personen und Parteien wählen, entscheiden sie sich gleichzeitig für eine bestimmte 

politische _ _ _ _ _ _ _ _.  
 

Durch den Wahlurnengang äußern die Bürger/innen ihre persönliche _ _ _ _ _ _ _. 

Auf diese Weise bündeln sich die Interessen und Meinungen der Wahlbevölkerung. 

Das _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ ist somit also ein Abbild der Gesamtmeinung des Volkes. 

Die Bürger/innen entscheiden damit über die zukünftigen Machtverhältnisse im 

Parlament. Um eine derartige Auswahl überhaupt treffen zu können, müssen die 

Parteien unterschiedliche politische Positionen vertreten, die auch im Wahlkampf 

verdeutlicht werden müssen. 
Quellen: 
Andersen, Uwe/Wichard Woyke (Hg.): Handwörterbuch des politischen Systems der Bundesrepublik 
Deutschland. 5. aktual. Aufl. Opladen: Leske+Budrich 2003. Lizenzausgabe Bonn: Bundeszentrale für 
politische Bildung 2003. 
Korte, Karl-Rudolf: Wahlen in Deutschland. Bundeszentrale für politische Bildung. Bonn 2010. 

 

Fachgebiete  - - Inhalte  - -  Position  - -   Meinung   

Wahlergebnis  - -   Wahlprogrammen  - -   Parlament  - -   Parteien 
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AB 1 – Funktionen von Wahlen (Kontrollfunktion) - LÖSER 
...für die Demokratie ist es daher essentiell, dass Wahlen PERIODISCH stattfinden. 

(...) Die INTERESSEN der Bürger/innen können sich nämlich aufgrund 

gesellschaftlicher oder wirtschaftlicher Entwicklungen verändern. Es kann (...) auch 

der Fall eintreten, dass das Volk mit den Ergebnissen der Regierungsarbeit  

UNZUFRIEDEN ist. Darum haben die Wahlberechtigten alle vier Jahre die 

Möglichkeit, die gewählten Repräsentant/innen wieder ABZUWÄHLEN.  
Während der LEGISLATURPERIODE haben die Bürger/innen jedoch nur eine sehr 

begrenzte KONTROLLE über die (...) Regierung. Die gewählten Repräsentant/innen 

treffen in dieser Zeit die wesentlichen Entscheidungen; der konkrete politische 

Entscheidungsprozess wird also von der betroffenen Mehrheit der Bevölkerung 

abgekoppelt.  
Dies kann zur Folge haben, dass politische Entscheidungen eine geringe  
AKZEPTANZ genießen und sich somit eine nicht unerhebliche Distanz zwischen 

Regierenden und Volk entwickelt. Aus diesem Grund ist es ein wichtiger Bestandteil 

von Demokratien, dass durch die Wahl nicht nur die Mehrheit des Parlaments 

bestimmt, sondern automatisch auch eine politische OPPOSITION installiert wird. 

Dadurch soll allen gesellschaftlichen Interessen Rechnung getragen und die 

Regierung kontrolliert werden. 

 
 

Wahlen finden in regelmäßigen 
Abständen statt, damit die sich 

ändernden Interessen des Volkes 
berücksichtigt werden können 

 
 
 

Während einer Legislaturperiode hat 
das Volk nur wenig direkten Einfluss 
auf die Entscheidungen der Politik. 

 
 
 
 
 
 
 

Mit einer Wahl  wird aber auch die 
Opposition gewählt, die während der 
Legislaturperiode  die Entscheidungen 

der Regierung kontrolliert 
 
 
 
  

 
AB 2 – Funktionen von Wahlen (Meinungsbildungsfunktion) - LÖSER 

...bei den gewählten Repräsentant/innen der PARTEIEN handelt es sich in den 

meisten Fällen um Berufspolitiker/innen. (...) Häufig spezialisieren sich 

Politiker/innen auf einzelne FACHGEBIETE, wie beispielsweise die Wirtschafts- oder 

Sozialpolitik. (...) Das ist wichtig, damit sie im PARLAMENT kompetent und 

fachkundig über diese Themen diskutieren und fundierte Entscheidungen treffen 

können.  
Gewählt werden zwar Personen und Parteien, dahinter stehen jedoch politische _ 

INHALTE und Überzeugungen sowie gesellschaftliche Werte. Diese manifestieren 

sich in Partei- und WAHLPROGRAMMEN. Indem die Wähler/innen bestimmte 

Personen und Parteien wählen, entscheiden sie sich gleichzeitig für eine bestimmte 
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Häufig sind Politiker*innen Spezialisten 
für ein bestimmte Thema und können 

somit  fachlich, schwierige 
Entscheidungen treffen 

 
 
 
 
 

Eine Entscheidung für eine Partei ist 
immer auch eine Entscheidung für die 
Inhalte und Positionen dieser Partei.  

 
 
 
 

Das sie gewählt werden wollen, sind 
die Parteien jedoch auch gezwungen, 

die Meinungen und Interessen des 
Volkes aufzugreifen. Somit ist das 

Wahlergebnis auch immer ein 
Spiegelbild der Meinungen des Volkes.  
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Modul 1 – Vertiefung: Wahlen in der Demokratie

Demokratische Wahlgrundsätze
Wann sind Wahlen demokratisch?

Weltweit gibt es unterschiedliche politische Systeme, die sich vielleicht als demokratisch bezeichnen, 
in der Praxis aber die anerkannten demokratischen Grundsätze kaum gewährleisten. Auf Grundlage 
der Wahlgrundsätze der OSZE erstellen die Schülerinnen und Schüler Dossiers zur Einschätzung der 
Wahrung demokratischer Grundsätze bei Wahlen. 

Hinweise

90 Minuten Plenum, Gruppenarbeit
Karikaturanalyse, Textarbeit, 
Präsentation, Diskussion

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• interpretieren eine Karikatur,
• kennen die Wahlrechtsgrundsätze, 
• analysieren Materialien zu unterschiedlichen politischen Führern bzw. den dortigen 

Wahlsystemen und berücksichtigen dabei die Wahlgrundsätze der OSZE,
• diskutieren auf Grundlage der Arbeitsergebnisse inwiefern unterschiedliche Wahlsysteme als 

demokratisch oder undemokratisch bezeichnet werden können,
• erörtern Unterschiede von Wahlen in einer Demokratie und einer Diktatur/Autokratie.

VE
RL

AU
F

Die SuS entdecken das Thema mithilfe einer Karikaturanalyse und formulieren eigene 
Vorstellungen von einer demokratischen Wahl. 

Anschließend bearbeiten die SuS eigenständig unterschiedliche Materialien und erstellen die 
Dossiers zur Einschätzung der Wahrung demokratischer Grundsätze bei Wahlen. 

Die SuS präsentieren ihre Dossiers und diskutieren die Frage, inwiefern unterschiedliche 
Wahlsysteme als demokratisch oder undemokratisch bezeichnet werden können.
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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MM11--  MMoodduull  11  ––  VVeerrttiieeffuunngg    

 
	
  

AArrbbeeiittssaauuffttrraagg:: 
  

1. Beschreibt, was in der Karikatur dargestellt wird. 
2. Interpretiert, was der Zeichner mit der Karikatur ausdrücken möchte. 

 

Personen: (1. Reihe von l. nach r.) deutscher Michel, Abdullah al-Aziz (ehemaliger 
Premierminister Saudi Arabiens), Abdel Fattah al Sisi (Präsident von Ägypten), 
Hassan Rohani (Präsident des Irans), Robert Mugabe (ehemaliger Präsident von 
Simbabwe), Kim Jong Un („Oberster Führer“ von Nordkorea), (2. Reihe) Taliban 
(Terrorgruppe die bis 2001 große Teile Afghanistans beherrschte), Baschar al-Assad 
(Präsident Syriens), Hu Jintao (ehemaliger Staatspräsident von China) 
 
Karikatur „Wählen gehen“ von Klaus Stuttmann, am 18.09.13 zur Bundestagswahl 
erstellt.   
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MM22--  MMoodduull  11  ––  VVeerrttiieeffuunngg    

 
	
  

AAuuffggaabbee:: 
Erstellt ein Dossier1 zur Einschätzung der Wahrung demokratischer Grundsätze bei 
Wahlen in verschiedenen politischen Systemen. 
 
Arbeitshinweise:  

1 Erschließt das Material des euch zugewiesenen Machthabers (M3-M10).  
2 Erstellt unter Berücksichtigung der „Demokratischen Grundsätze der OSZE“ 

(M11) ein Dossier zur Einschätzung der Wahrung demokratischer 
Grundsätze bei Wahlen in verschiedenen politischen Systemen. Nutzt dazu 
die folgende Vorlage (M12) 

3 Visualisiert und präsentiert eurer Ergebnisse (z.B. Flip-Chart). Nutzt dabei die 
vorgegebene Struktur des Dossiers.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                
1 Akte, in der alle zu einer Sache, einem Vorgang gehörenden Informationen gesammelt sind M
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MM33--  MMoodduull  11  ––  VVeerrttiieeffuunngg    

 
	
 
Salman ibn Abd al-Aziz (Saudi-Arabien): 
 
zur Person:  
 

- Geboren 1935 in Riad, Saudi-Arabien 
- Seit 2015 absolutistischer König und Premierminister 
- hatte bereits unter seinem Vorgänger verschiedene Ämter inne, unter anderem 

als Verteidigungsminister und stellvertretender Ministerpräsident.  
- Salman hat gute Verbindungen zum einflussreichen islamischen Klerus des 

Landes. Von den liberalen Kräften und den Schiiten wird er weniger stark 
abgelehnt als sein Vorgänger, dennoch gilt auch er als konservativ.  
 
Quellen: http://www.spiegel.de/politik/ausland/saudi-arabien-koenig-abdullah-bin-abdul-asis-al-saud-ist-
tot-a-1014513.html (letzter Zugriff: 27. Januar 2021) 
http://www.bpb.de/apuz/194431/innenpolitische-und-gesellschaftliche-herausforderungen (letzter Zugriff: 
9. Januar 2019) 

 
Wahlsystem Saudi-Arabien: 
 

- Saudi-Arabien ist eine absolute Monarchie. Die Legitimität des Königs speist sich 
aus seinem Anspruch, in Übereinstimmung mit einer puritanischen Auslegung des 
sunnitischen Islam, dem Wahhabismus, zu herrschen. Politische und geistliche 
Macht sind eng verflochten, das Land gilt als streng religiös. 

- Die gesamte politische und militärische Macht liegt in den Händen des 
Königshauses, wichtige Posten wie der des Außen- und Verteidigungsministers 
oder der Provinzgouverneure sind mit Brüdern bzw. Halbbrüdern des Königs 
besetzt. 

- Auch die Gesetzgebung liegt in Händen des Königshauses; die Madschlis 
Asshura, eine Versammlung von 150 Mitgliedern, die vom König für vier Jahre 
ernannt werden (seit 1992), hat eine rein beratende Funktion. Diese „Beratende 
Versammlung“, die sich überwiegend aus Fachleuten, Wissenschaftlern und 
Technokraten zusammensetzt, hat ein Mitspracherecht bei der Leitung der 
Staatsgeschäfte und ein so genanntes Fragerecht. 

- Politische Parteien und Gewerkschaften sind in Saudi-Arabien nicht zugelassen, 
es herrscht weitgehendes Versammlungsverbot, die Meinungs- und Pressefreiheit 
sind eingeschränkt. Das öffentliche Leben ist streng kontrolliert, nicht islamische 
Religionsausübung wird unter Strafe verfolgt. Menschenrechte gelten nur 
unter Vorbehalt ihrer Vereinbarkeit mit der Scharia. 

- Saudi-Arabien hat sich im vergangenen Jahrzehnt langsam geöffnet. König 
Abdullah, der Anfang 2015 starb, hatte in seiner Regierungszeit versucht, die 
Stellung der Frau zu stärken - gegen den massiven Widerstand konservativer 
Kleriker.  

- Saudi-Arabien hat 2015 Frauen erstmals erlaubt, sich an einer Wahl zu beteiligen. 
Aktiv, als Wählerinnen, aber auch passiv, als Kandidatinnen. 130 000 Frauen 
hatten sich registrieren lassen, etwa 980 traten selbst zur Wahl an. Ihnen standen 
knapp anderthalb Millionen männliche Wähler und 6 900 Bewerber gegenüber. 

- Das von der Regierung angestoßene Reformprogramm „Vision 2030“ bewirkt 
seit einigen Jahren einen gesellschaftlichen und sozialen Wandel, der sich 
u.a. positiv auf Frauenrechte auswirkt. Ein freier gesellschaftlicher Diskurs 
findet jedoch nicht statt. Medien stehen unter staatlicher Kontrolle und 
kritische Stimmen müssen mit Sanktionen rechnen. Aus wirtschaftlicher Sicht 
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Dossier zur Einschätzung der Wahrung demokratischer 

Grundsätze bei Wahlen in  
_____________________________ 

                                                                                    (Land)               
 

1 Informationen zum Machthaber: 
__________________________________________________________________

__________________________________________________________________

__________________________________________________________________ 

 
2 Informationen zum politischen System 

__________________________________________________________________

__________________________________________________________________

__________________________________________________________________

__________________________________________________________________ 

 
3 Einschätzung zur Wahrung der „Demokratischen Grundsätze der OSZE“: 

Gleichheit, Allgemeingültigkeit, politischen Pluralismus, Vertrauen, Transparenz und Verantwortlichkeit 
__________________________________________________________________

__________________________________________________________________

__________________________________________________________________ 

 
4 Stellungnahme: Sind die Wahlen im politischen System als demokratisch 

anzusehen: 
 
0                                                       5                                                                10 
 
undemokratisch        demokratisch 

 
Begründung:_______________________________________________________

__________________________________________________________________

__________________________________________________________________

__________________________________________________________________  
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Modul 1: Wahlen in der Demokratie

Und das ist noch interessant zum Thema
Weiterführende Links und digitale Angebote für verschiedene Niveaustufen

Erklärfilme – Demokratie einfach erklärt
Verschiedene Erklärfilme zum Thema Demokratie stehen 
im Downloadbereich zur Verfügung.

bpb: Deutsche Demokratie
Über allgemeine Grundlagen der Demokratie 
in Deutschland informiert dieses Dossier der 
Bundeszentrale für politische Bildung (bpb) 
mit Informationen u. a. zum Grundgesetz, zu 
Interessenverbänden und der Rolle der Medien.
Dort gibt es auch ein Online-Quiz zum Thema für 
Einsteiger und Fortgeschrittene.

Themenseite Demokratie 
Themenseite zur Demokratie der Landeszentrale für 
politische Bildung Baden-Württemberg

Einfach POLITIK: Einmischen. Mitentscheiden
Bei dem Dossier in leichter Sprache geht es um die 
Regeln und Entscheidungen in unserer Demokratie und 
wie man sich einbringen kann. Alle Beiträge dort sind 
auch als Hörangebot verfügbar.

Diese und weitere Links unter: www.juniorwahl.de/thueringen-digital.html

M
O

DU
L 

1
DE

M
O

KR
AT

IE
M

O
DU

L 
2

LA
ND

TA
G

M
O

DU
L 
3

LA
ND

TA
G

SW
AH

L
M

O
DU

L 
4

KA
ND

ID
IE

RE
ND

E
M

O
DU

L 
5

PA
RT

EI
EN

W
AH

LA
KT

M
O

DU
L 
6

W
AH

LA
NA

LY
SE

Modul 1: Wahlen in der Demokratie
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Modul 2 – Einstieg: Der Landtag

Funktion und Arbeitsweise des Landtags
Politische-Ebenen-Spiel: Wer entscheidet was?

Mithilfe dieses thematischen Einstiegs entwickeln die Schülerinnen und Schüler ein grundlegendes 
Verständnis für die verschiedenen politischen Ebenen in Deutschland und erkennen, über welche 
Politikbereiche auf Landesebene entschieden wird.
Dieser Einstieg ermöglicht eine erste Auseinandersetzung mit dem Föderalismus und gleichzeitig 
eine Heranführung an das Thema Landespolitik und die Aufgaben des Landtags. Die Schülerinnen 
und Schüler erkennen, in welchen Bereichen sie mit ihrer Stimme bei der Landtagswahl wirklich 
entscheiden können.

Hinweise

45 Minuten Reflexionen; Gruppenarbeit Zuordnungsspiel

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• einigen sich in Kleingruppen, welche Fragen/Politikfelder auf welcher politischen Ebene 
entschieden werden (EU/Bund/Land/Kommune),

• begründen ihre Entscheidungen,
• diskutieren, ob das Prinzip des Föderalismus und der verschiedenen Zuständigkeiten von 

unterschiedlichen politischen Ebenen ihrer Meinung nach sinnvoll ist oder nicht.

VE
RL

AU
F

Die Lehrkraft teilt die SuS in 4-6 Kleingruppen und verteilt an jede Gruppe verschiedene 
Bildkärtchen mit Fragestellungen/Politikfeldern (z.B. Sanierung vom Schwimmbad, Bildung etc.). 
Im Raum werden vier Bilder mit den unterschiedlichen politischen Ebenen verteilt (EU-Parlament, 
Bundestag, Landtag, Kommunalvertretungen). Die Kleingruppen gehen ihre Bildkärtchen durch, 
einigen sich darauf, welche politische Ebene für ihre Themengebiete zuständig ist und legen die 
einzelnen Bildkärtchen dort ab. 
Im Anschluss geht die Lehrkraft mit den SuS die verschiedenen politischen Ebenen durch und die 
SuS begründen jeweils, warum sie sich bei den einzelnen Themengebieten für die jeweilige Ebene 
entschieden haben. Die Lehrkraft korrigiert ggf. fehlerhaft abgelegte Bildkärtchen und erläutert die 
unterschiedlichen Zuständigkeiten.
In einer kurzen Abschlussdiskussion äußern die SuS ihre Vermutungen, warum es die 
verschiedenen politischen Ebenen gibt und begründen, ob das ihrer Meinung nach sinnvoll ist 
oder nicht. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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II) 
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generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
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1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
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2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 
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2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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15Modul 2 – Niveaustufe I: Der Landtag

Funktion und Arbeitsweise des Landtags
Was macht dein Landesparlament?

Um bei einer Landtagswahl eine Entscheidung treffen zu können, ist es nicht nur wichtig, den Ablauf 
einer Wahl kennenzulernen, sondern auch zu verstehen, was im Landtag eigentlich passiert und wie 
dort Entscheidungen getroffen werden. 
Wie arbeiten die Abgeordneten im Landtag? Was bedeuten z. B. die Begriffe „Regierung“, „Opposition“ 
und „Gesetzgebung“?

Im Mittelpunkt dieser Unterrichtseinheit stehen sechs Begriffe, anhand derer erklärt werden kann, was 
im Landtag eigentlich passiert (Regierung, Koalition, Opposition, Landtag, Gesetzgebung, Parteien). 
Diese Begriffe werden im Rahmen von Wortschatzkarten thematisiert und in Form von zwei Memory-
Spielen spielerisch vermittelt.  

Hinweise

90 Minuten
Einzel-, Partner- und 
Gruppenarbeit

Memory-Spiel; Lückentexte und 
Wortschatzkarten

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• können die Begriffe „Regierung“, „Koalition“, „Opposition“, „Landtag“, „Gesetzgebung“ und 
„Parteien“ anderen SuS erläutern,

• wenden ihre (gewonnenen) Kenntnisse zum Thema Demokratie, Wahlen und Landtag im Rahmen 
einer Spielform an.

VE
RL

AU
F

Zu Beginn sollen die SuS in einem Memory-Spiel verschiedene Begriffe aus dem Themengebiet 
„Demokratie und Wahlen“ finden und erläutern. 

In der anschließenden Einzel-, Partner- und Gruppenarbeit lernen die SuS wichtige Begriffe zum 
Verständnis der Arbeit und Funktionsweise des Thüringer Landtags kennen. Dabei lösen sie 
Lückentexte, fassen Begriffe in eigenen Worten zusammen und erläutern sich diese gegenseitig.  

Abschließend spielen die SuS erneut Memory mit den nunmehr erlernten Begriffen und können 
nicht nur die Begriffspaare finden sondern diese auch erläutern.  
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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16 Modul 2 – Niveaustufe II: Der Landtag

Funktion und Arbeitsweise des Landtags
Was macht dein Landesparlament?

Um bei einer Landtagswahl eine Entscheidung treffen zu können, ist es nicht nur wichtig, den Ablauf 
einer Wahl kennenzulernen, sondern auch zu verstehen, was im Landtag eigentlich passiert und wie 
dort Entscheidungen getroffen werden. 
Wie arbeiten die Abgeordneten im Landtag? Was bedeuten z. B. die Begriffe „Regierung“, „Opposition“ 
und „Gesetzgebung“?

Im Mittelpunkt dieser Unterrichtseinheit stehen die Aufgaben und Funktionsweise des Landtags. 
Mithilfe eines Erklärfilms und durch die Methode des Strukturlegens erarbeiten sich die Schülerinnen 
und Schüler ein Schaubild zur Zusammensetzung und Arbeitsweise des Landtags. 

Hinweise

60 Minuten
Einzel-, Partner- und 
Gruppenarbeit

Erklärfilm (PC u. Beamer/
Smartboard); Quiz; 
Strukturlegen

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• wenden ihre aus einem Erklärfilm gewonnenen Kenntnisse in einem kurzen Quiz an,
• erstellen und präsentieren ein Schaubild zur Zusammensetzung des Landtags,
• können die aktuell im Landtag vertretenen Fraktionen der Regierungskoalition/Opposition 

zuordnen,
• diskutieren, inwiefern sich ihrer Meinung nach die Zusammensetzung im Landtag nach der 

Landtagswahl ändern wird und wenden dabei die neu erlernten Kenntnisse und Begriffe an.

VE
RL

AU
F

Zum Einstieg sehen die SuS einen kurzen Erklärfilm zum Thüringer Landtag und lösen in 
Einzelarbeit ein Quiz mit Fragestellungen zu Aufgaben und Funktionsweise des Landesparlaments.
In der anschließenden Partner- und Gruppenarbeit erarbeiten die SuS sich selbstständig ein 
Schaubild zur Zusammensetzung des Hessischen Landtags. Unklare Begriffe erläutern sie 
sich nach Möglichkeit gegenseitig. Die fertigen Schaubilder präsentieren die SuS im Plenum 
und wiederholen so wichtige Begriffe rund um die Funktionsweise des Landtags. Die SuS 
vervollständigen ihre Schaubilder mit recherchierten Informationen zur aktuell im Landtag 
sitzenden Opposition, Regierungskoalition etc. 
Abschließend äußern die SuS ihre Vermutungen, inwiefern sich die Zusammensetzung der 
Opposition und Koalition im Landtag nach der Landtagswahl ändern wird und begründen ihre 
Meinung.
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
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http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 

Ar
be

its
bl

at
t A

B 
1.

3 
(S

ei
te

 1
)

18 
 

 

Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 

Ar
be

its
bl

at
t A

B 
1.

3 
(S

ei
te

 1
)

18 
 

 

Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Arbeitsauftrag 

Sieh dir den Erklärfilm zum Landtag Thüringen (QR-Code) oder  

https://www.thueringer-landtag.de/service/mediathek/mediathek-details/video/kontrolle-und-gestaltung-mit-ut/ ) 

an und mache dir ggf. Notizen zu den wichtigsten Aspekten.  

Beantworte im Anschluss die Fragen zum Film. 
  

1. Wie heißen die Politikerinnen und Politiker, die im Landtag arbeiten? 
 
___________________________________________________________________________________ 
 
 
 

2. Welche drei Aufgaben hat der Landtag Thüringen? 

 

___________________________________________________________________________________ 

3. Welche Aufgabe hat das Parlament? 

 

___________________________________________________________________________________ 

4. Mit welcher Mehrheit muss der/die Ministerpräsident/in gewählt werden? 

 
___________________________________________________________________________________ 

 

5. Wer kann Gesetze ins Parlament einbringen? 
 
___________________________________________________________________________________

___________________________________________________________________________________ 

___________________________________________________________________________________ 

___________________________________________________________________________________ 

 

6. Wann tritt ein Gesetz in Kraft? 

 

___________________________________________________________________________________ 
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Arbeitsaufträge 

1. Erstelle ein Strukturbild zur Funktion und Arbeitsweise deines Landesparlaments.  
Gehe dabei Schrittweise vor:  
 

Erledigt? Schritte Arbeitsplan 
  

Schneide die Begriffe und Symbolkärtchen (M2) aus und sortiere sie zunächst in 
„bekannt“ und „unbekannt“. Frage deine Mitschüler/innen, wenn du Begriffe nicht 
kennst. 
 
Tipp: Klebe erst, wenn die Struktur fertig und einmal erläutert/besprochen wurde!  
Manchmal zeigen sich hier erst Denkfehler oder Missverständnisse.  
 

  
Ordne nun die Begriffskärtchen auf einem Blatt so an, dass eine nachvollziehbare 
Struktur entsteht und die Beziehungen der Begriffe untereinander deutlich werden.  

• Ergänze die Struktur mit beschrifteten Rahmen, Pfeilen und anderen Symbolen 
(ggf. in unterschiedlichen Farben), um das Schaubild für die Betrachtenden           
möglichst selbsterklärend zu gestalten.  

• Es können weitere Begriffe, Überschriften etc. ergänzt werden.  
 

  
Erläutere nun dein Strukturbild deinem Gegenüber, indem du möglichst alle Begriffe in 
einem zusammenhängenden Vortrag einbindest.  
 
• Findest du deine Struktur logisch? Hat dein Gegenüber deine Ordnung und den 

Inhalt nachvollziehen können? Dann klebe deine Begriffe nun auf und illustriere 
oder gestalte ggf. dein Schaubild ansprechend.  

 
 
  

2. Recherchiere folgende Details für dein Bundesland:  
 
- Regierungsparteien/Koalition  
- Ministerpräsident/in (Name und Parteizugehörigkeit)  
- im Landesparlament vertretene Parteien  
- Datum der nächsten regulären Landtagswahl  

 
Hinweis: Du kannst die Informationen einzeln notieren oder nachträglich in dein Schaubild 
eintragen. 
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Koalition 
(stellt die Regierung) 

 
 
 
 
 

 
Aktuell bilden die Regierungskoalition:  

 
 

beschließt	G
esetze	

	 
   
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
  
 

Bürgerinnen und Bürger 

w
äh
le
n	

Fraktionen 

Abgeordnete 

Aktuell	im	Landtag	Sachsen-
Anhalt:		
	

bi
ld
en
	

bi
ld
en
	

ab	18	Jahren	

Sind	Politikerinnen	und	Politiker,	die	im	
Landtag	sitzen	und	die	Interessen	der	
Bürgerinnen	und	Bürger	vertreten	

Parlamentarische	Mehrheit	

alle	5	Jahre	

Um	die	Mehrheit	im	Landtag	zu	
erreichen,	können	sich	mehrere	
Fraktionen	zusammenschließen	
(Koalition)	

Funktion:	kontrolliert	
und	kritisiert	die	
Regierung	

H
am

burgerinnen	und	H
am

burger	

Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	

Einwohnerinnen	und	Einwohner	des	Landes	Sachsen-Anhalt	

Abgeordnete	mit	gleicher	oder	
ähnlicher	politischer	Meinung	
gehören	meistens	einer	Partei	an	

Parlamentarische	Minderheit	

Landtag	Sachsen-Anhalt	

	
	

	
	

		
	

beschließt	den	H
aushalt	

w
ählt	den	M

inisterpräsidenten/	die	M
inisterpräsidentin	

Aktuell	ist	das:																																					
beschließt	G

esetze	

Funktion:	Gegenpol	
zur	Koalition	

Parlamentarische	Minderheit	

Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	

Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	

Nächste	Landtagswahl	ist	am:	
	

Opposition 
 
 
 
 
 

 
Aktuell sind in der Opposition: 

 

bi
ld
en
	

Einwohnerinnen und Einwohner in Thüringen
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Koalition 
(stellt die Regierung) 

 
 
 
 
 

 
Aktuell bilden die Regierungskoalition:  

 
 

beschließt	G
esetze	

	 
   
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
  
 

Bürgerinnen und Bürger 

w
äh
le
n	

Fraktionen 

Abgeordnete 

Aktuell	im	Landtag	Sachsen-
Anhalt:		
	

bi
ld
en
	

bi
ld
en
	

ab	18	Jahren	

Sind	Politikerinnen	und	Politiker,	die	im	
Landtag	sitzen	und	die	Interessen	der	
Bürgerinnen	und	Bürger	vertreten	

Parlamentarische	Mehrheit	

alle	5	Jahre	

Um	die	Mehrheit	im	Landtag	zu	
erreichen,	können	sich	mehrere	
Fraktionen	zusammenschließen	
(Koalition)	

Funktion:	kontrolliert	
und	kritisiert	die	
Regierung	

H
am

burgerinnen	und	H
am

burger	

Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	

Einwohnerinnen	und	Einwohner	des	Landes	Sachsen-Anhalt	

Abgeordnete	mit	gleicher	oder	
ähnlicher	politischer	Meinung	
gehören	meistens	einer	Partei	an	

Parlamentarische	Minderheit	

Landtag	Sachsen-Anhalt	

	
	

	
	

		
	

beschließt	den	H
aushalt	

w
ählt	den	M

inisterpräsidenten/	die	M
inisterpräsidentin	

Aktuell	ist	das:																																					
beschließt	G

esetze	

Funktion:	Gegenpol	
zur	Koalition	

Parlamentarische	Minderheit	

Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	

Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	

Nächste	Landtagswahl	ist	am:	
	

Opposition 
 
 
 
 
 

 
Aktuell sind in der Opposition: 

 

bi
ld
en
	

LLöössuunnggssvvoorrsscchhllaagg  --  MMoodduull   22  ––  NNiivveeaauu  II II  

  
	

	
LLöössuunnggssvvoorrsscchhllaagg  --  MMoodduull   22  ––  NNiivveeaauu  II II  
  

	
	

Koalition 
(stellt die Regierung) 

 
 
 
 
 

 
Aktuell bilden die Regierungskoalition:  

 
 

beschließt	G
esetze	

	 
   
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
  
 

Bürgerinnen und Bürger 

w
äh
le
n	

Fraktionen 

Abgeordnete 

Aktuell	im	Landtag	Sachsen-
Anhalt:		
	

bi
ld
en
	

bi
ld
en
	

ab	18	Jahren	

Sind	Politikerinnen	und	Politiker,	die	im	
Landtag	sitzen	und	die	Interessen	der	
Bürgerinnen	und	Bürger	vertreten	

Parlamentarische	Mehrheit	

alle	5	Jahre	

Um	die	Mehrheit	im	Landtag	zu	
erreichen,	können	sich	mehrere	
Fraktionen	zusammenschließen	
(Koalition)	

Funktion:	kontrolliert	
und	kritisiert	die	
Regierung	

H
am

burgerinnen	und	H
am

burger	

Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	

Einwohnerinnen	und	Einwohner	des	Landes	Sachsen-Anhalt	

Abgeordnete	mit	gleicher	oder	
ähnlicher	politischer	Meinung	
gehören	meistens	einer	Partei	an	

Parlamentarische	Minderheit	

Landtag	Sachsen-Anhalt	

	
	

	
	

		
	

beschließt	den	H
aushalt	

w
ählt	den	M

inisterpräsidenten/	die	M
inisterpräsidentin	

Aktuell	ist	das:																																					
beschließt	G

esetze	

Funktion:	Gegenpol	
zur	Koalition	

Parlamentarische	Minderheit	

Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	

Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	

Nächste	Landtagswahl	ist	am:	
	

Opposition 
 
 
 
 
 

 
Aktuell sind in der Opposition: 

 

bi
ld
en
	

Aktuell im Thüringer Landtag

LINKE, AfD, CDU, SPD, Grüne, 
FDP (Gruppe)

Thüringer Landtag

Bodo R
am

elow
, die Linke
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Koalition 
(stellt die Regierung) 

 
 
 
 
 

 
Aktuell bilden die Regierungskoalition:  

 
 

beschließt	G
esetze	

	 
   
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
  
 

Bürgerinnen und Bürger 

w
äh
le
n	

Fraktionen 

Abgeordnete 

Aktuell	im	Landtag	Sachsen-
Anhalt:		
	

bi
ld
en
	

bi
ld
en
	

ab	18	Jahren	

Sind	Politikerinnen	und	Politiker,	die	im	
Landtag	sitzen	und	die	Interessen	der	
Bürgerinnen	und	Bürger	vertreten	

Parlamentarische	Mehrheit	

alle	5	Jahre	

Um	die	Mehrheit	im	Landtag	zu	
erreichen,	können	sich	mehrere	
Fraktionen	zusammenschließen	
(Koalition)	

Funktion:	kontrolliert	
und	kritisiert	die	
Regierung	

H
am

burgerinnen	und	H
am

burger	

Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	

Einwohnerinnen	und	Einwohner	des	Landes	Sachsen-Anhalt	

Abgeordnete	mit	gleicher	oder	
ähnlicher	politischer	Meinung	
gehören	meistens	einer	Partei	an	

Parlamentarische	Minderheit	

Landtag	Sachsen-Anhalt	

	
	

	
	

		
	

beschließt	den	H
aushalt	

w
ählt	den	M

inisterpräsidenten/	die	M
inisterpräsidentin	

Aktuell	ist	das:																																					
beschließt	G

esetze	

Funktion:	Gegenpol	
zur	Koalition	

Parlamentarische	Minderheit	

Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	

Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	

Nächste	Landtagswahl	ist	am:	
	

Opposition 
 
 
 
 
 

 
Aktuell sind in der Opposition: 

 

bi
ld
en
	

LINKE, SPD, Grüne
AfD, CDU, 

FDP (Gruppe)

alle 5 Jahre ab 18 Jahre

Nächste Landtagswahl 
ist am 01. September 2024

w
ählt die/den M

inisterpräsidenti/in

Um die Mehrheit im Landtag zu 
erreichen, können sich mehrere 
Fraktionen zusammenschließen 
(Koalition)
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Koalition 
(stellt die Regierung) 

 
 
 
 
 

 
Aktuell bilden die Regierungskoalition:  

 
 

beschließt	G
esetze	

	 
   
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
  
 

Bürgerinnen und Bürger 

w
äh
le
n	

Fraktionen 

Abgeordnete 

Aktuell	im	Landtag	Sachsen-
Anhalt:		
	

bi
ld
en
	

bi
ld
en
	

ab	18	Jahren	

Sind	Politikerinnen	und	Politiker,	die	im	
Landtag	sitzen	und	die	Interessen	der	
Bürgerinnen	und	Bürger	vertreten	

Parlamentarische	Mehrheit	

alle	5	Jahre	

Um	die	Mehrheit	im	Landtag	zu	
erreichen,	können	sich	mehrere	
Fraktionen	zusammenschließen	
(Koalition)	

Funktion:	kontrolliert	
und	kritisiert	die	
Regierung	

H
am

burgerinnen	und	H
am

burger	

Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	

Einwohnerinnen	und	Einwohner	des	Landes	Sachsen-Anhalt	

Abgeordnete	mit	gleicher	oder	
ähnlicher	politischer	Meinung	
gehören	meistens	einer	Partei	an	

Parlamentarische	Minderheit	

Landtag	Sachsen-Anhalt	

	
	

	
	

		
	

beschließt	den	H
aushalt	

w
ählt	den	M

inisterpräsidenten/	die	M
inisterpräsidentin	

Aktuell	ist	das:																																					
beschließt	G

esetze	

Funktion:	Gegenpol	
zur	Koalition	

Parlamentarische	Minderheit	

Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	

Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	

Nächste	Landtagswahl	ist	am:	
	

Opposition 
 
 
 
 
 

 
Aktuell sind in der Opposition: 

 

bi
ld
en
	

Funktion: Entwicklung 
politischer Alternativen
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w
äh
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Abgeordnete 
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bi
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en
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Um	die	Mehrheit	im	Landtag	zu	
erreichen,	können	sich	mehrere	
Fraktionen	zusammenschließen	
(Koalition)	

Funktion:	kontrolliert	
und	kritisiert	die	
Regierung	

H
am

burgerinnen	und	H
am

burger	

Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	

Einwohnerinnen	und	Einwohner	des	Landes	Sachsen-Anhalt	

Abgeordnete	mit	gleicher	oder	
ähnlicher	politischer	Meinung	
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beschließt	den	H
aushalt	

w
ählt	den	M

inisterpräsidenten/	die	M
inisterpräsidentin	

Aktuell	ist	das:																																					
beschließt	G

esetze	

Funktion:	Gegenpol	
zur	Koalition	

Parlamentarische	Minderheit	

Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	

Funktion:	Entwicklung	
politischer	Alternativen	

Nächste	Landtagswahl	ist	am:	
	

Opposition 
 
 
 
 
 

 
Aktuell sind in der Opposition: 

 

bi
ld
en
	

Funktion: Gegenpol zur 
Koalition

Sind Politikerinnen und Politiker, die im 
Landtag sitzen und die Interessen der 
Bürgerinnen und Bürger vertreten.
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17Modul 2 – Niveaustufe III: Der Landtag

Funktion und Arbeitsweise des Landtags
Was macht dein Landesparlament?

Um bei einer Landtagswahl eine Entscheidung treffen zu können, ist es nicht nur wichtig den Ablauf 
einer Wahl kennenzulernen, sondern auch zu verstehen, was im Landtag eigentlich passiert und wie 
dort Entscheidungen getroffen werden. 
Wie arbeiten die Abgeordneten im Landtag? Was bedeuten z. B. die Begriffe „Regierung“, „Opposition“ 
und „Gesetzgebung“? 

Im Mittelpunkt dieser Unterrichtseinheit stehen die Aufgaben und Funktionsweise des Landtags. 
Mithilfe eines Webquests erarbeiten sich die Schülerinnen und Schüler die Aufgaben und Funktionen 
der verschiedenen Organe im Landtag und präsentieren diese in Form eines kurzen Rollenspiels.

Hinweise

60 Minuten Einzel- und Gruppenarbeit
Webquest, Präsentation/kurzes 
Rollenspiel

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• erarbeiten sich Informationen zur Arbeitsweise des Landtags,
• präsentieren ihre recherchierten Informationen aus der Perspektive einer/eines Abgeordneten 

oder einer Mitarbeiterin bzw. eines Mitarbeiters der Landtagsverwaltung,
• kennen die aktuell im Landtag vertretenen Fraktionen und deren Funktion (Opposition/

Koalition),
• diskutieren, inwiefern sich ihrer Meinung nach die Zusammensetzung des Landtags nach der 

Landtagswahl ändern wird und wenden dabei die neu erlernten Kenntnisse und Begriffe an.

VE
RL

AU
F

Zum Einstieg zeigt die Lehrkraft ein Bild der Sitzordnung im Plenum des Thüringer Landtags, mithilfe 
dessen die SuS das Thema der Stunde entdecken.

In der anschließenden Gruppenarbeit recherchieren die SuS in einem Webquest selbstständig 
Informationen zu verschiedenen Organen des Landtags, bzw. Begriffen rund um die Funktionsweise 
des Landtags (Fraktion, Opposition, etc.) und bereiten eine Präsentation zur Erläuterung ihres 
Landtagorgans/Begriffs vor. Die Kleingruppen präsentieren ihre Ergebnisse in Form eines kurzes 
Rollenspiels, indem sie sich in einen Abgeordneten bzw. eine Mitarbeiter/in der Verwaltung 
hineinversetzen. Die zuhörenden SuS notieren sich relevante Informationen aus den Vorträgen und 
geben qualifiziertes Feedback zu den Vorträgen/Rollenspielen. 

Abschließend äußern die SuS ihre Vermutungen, inwiefern sich die Zusammensetzung der Opposition 
und Koalition im Landtag nach der Wahl ändern wird und begründen ihre Meinung.
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 

Ar
be

its
bl

at
t A

B 
1.

3 
(S

ei
te

 1
)

FÜ
R 

SC
HÜ

LE
R*

IN
NE

N

18 
 

 

Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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WWiiee  aarrbbeeiitteett  ddeerr  LLaannddttaagg??  

AAuuffggaabbeennsstteelllluunngg::  

1. Jede Schülein/jeder Schüler hat einen Begriff bekommen, der mit der Arbeitsweise des 

Hessischen Landtags zu tun hat. Findet euch in Kleingruppen mit den gleichen Begriffen 

zusammen.  

 

2. Stellt euch vor ihr gehört zum Hessischen Landtag als Abgeordneter oder Mitarbeiter/in. 

Recherchiert, was euer Begriff bedeutet und was die Aufgaben sind, bzw. wie dort gearbeitet 

wird und welche interessanten Informationen es rund um euren Begriff gibt. 

 

3. Hilfreiche Informationen gibt es z. B. auf der Internetseite des Hessischen Landtags: 

https://hessischer-landtag.de/ 

 

4. Bereitet euch darauf vor, eure Ergebnisse der Klasse zu präsentieren (z.B.: als Plakat, als 

Vortrag, Rollenspiel, etc.). Nehmt bei der Präsentation die Rolle eines Abgeordneten oder 

einer Mitarbeiterin, bzw. eines Mitarbeiters des Landtages ein. Die Präsentation sollte maximal 

3 Minuten lang sein. 

 

5. Notiert euch in der Tabelle M2 die neu gewonnen Informationen aus den Präsentationen der 

anderen Kleingruppe. Gebt den Präsentierenden konstruktives Feedback mit Hilfe des 

Feedbackbogens M3. 
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FFeeeeddbbaacckk  zzuurr  EErrggeebbnniisspprräässeennttaattiioonn  

Feedback für die Gruppe: _________________________________________________________  

BBeewweerrttuunnggsskkrriitteerriieenn  
     

Übernahme der Perspektive eines 
Landtagsabgeordneten, bzw. eines 
Angestellten des Landtages 

     

angemessene Menge an 
Informationen 

     

Einhaltung der Zeit (3 Min.)      

Übersichtlichkeit      

klare Struktur      

Ästhetik der Gestaltung      

ggf. Einsatz geeigneter Medien      

  

Wie ist es der Gruppe gelungen, in der vorgegebenen Zeit informative Antworten auf die 

Recherchefragen zu finden und diese zu präsentieren? 

_______________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________ 

Sonstige Bemerkungen und Tipps: 

_______________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________ 
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Modul 2– Vertiefung: Der Landtag

Gesetzgebung auf Landesebene
Wie entsteht ein Gesetz im Landtag? Ein kleines Planspiel

Um bei einer Landtagswahl eine Entscheidung treffen zu können, ist es nicht nur wichtig den Ablauf 
einer Wahl kennenzulernen, sondern auch zu verstehen, was im Landtag eigentlich passiert und wie 
dort Entscheidungen getroffen werden. 
Im Mittelpunkt dieser Unterrichtseinheit steht der Gesetzgebungsprozess im Landtag. Im Rahmen 
eines kleinen Planspiels lernen die Schülerinnen und Schüler den Weg eines Gesetzesvorschlags bis 
zum Gesetz kennen und können dabei auch ihr Wissen über die Arbeitsweise sowie die verschiedenen 
Organe und Gremien im Landtag (Fraktion, Ausschuss, Landtagspräsident/in etc.) vertiefen.

Hinweise

120 Minuten
Plenum, Gruppenarbeit, 
Diskussion

Planspiel

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• lernen den Gesetzgebungsprozess im Landtag kennen,
• setzen sich mit der Funktion der verschiedenen Organe des Landtags auseinander (Fraktion, 

Ausschuss etc.),
• diskutieren zwei landespolitische Fragestellungen (Gesetzesvorschläge des Planspiels) und 

verschiedene Standpunkte dazu,
• sind in der Lage, innerhalb ihrer Rolle korrekt zu interagieren (Perspektivübernahme) und 

außerhalb ihrer Rolle ihre eigene Arbeit zu reflektieren. 

VE
RL

AU
F

In diesem Planspiel wird der Gesetzgebungsprozess in Kürze durchgespielt. Klar definierte Rollen und 
Abläufe helfen dabei. Zwei Gesetzesvorlagen stehen in unserem fiktiven Landtag zur Abstimmung. 
Die SuS ziehen zunächst eine Rollenkarte, welche ihre Fraktions- und Ausschusszugehörigkeit 
definiert und wählen dann selbst ihre/n Landtagspräsident/in und innerhalb ihrer Fraktion 
die Fraktionsvorsitzenden. In einer ersten Fraktionssitzung beraten die Abgeordneten über die 
Gesetzesvorlagen und die Haltung ihrer Fraktion dazu – detaillierte Rollenkarten geben den 
SuS Hilfestellungen. Die Fraktionsvorsitzenden können die Stellungnahme der Fraktion in der 
anschließenden ersten Lesung der Gesetzesvorlagen im Plenum präsentieren. Nach der ersten 
Aussprache können die Abgeordneten in den zuständigen Fachausschüssen fraktionsübergreifend 
über die Gesetzesvorlagen beraten. Das Ergebnis wird in einer weiteren Fraktionssitzung beraten. 
Abschließend erfolgt die 2. Lesung der Gesetzesvorlagen im Plenum sowie die Abstimmung. 

MM11  MMeetthhooddeennbbllaatttt  ffüürr  ddiiee  LLeehhrrkkrraafftt  – Modul 2 - Vertiefung 

IInnffoorrmmaattiioonnssbbllaatttt  ffüürr  ddiiee  LLeehhrrkkrraafftt  
  

VVoorrbbeerreeiittuunngg  ddeess  PPllaannssppiieellss  ((1100  MMiinn..))  
  

Schneiden Sie die Rollenkarten für die Abgeordneten (M5) aus, lassen Sie die 
Schüler/innen jeweils eine Rolle ziehen oder losen Sie diese zu.  
 

RRoolllleennkkaarrtteenn  ffüürr  2288  SSppiieelleerr//iinnnneenn::  
9 Abgeordnete Fortschrittspartei Hessen Regierungskoalition darunter  

2 Fraktionsvorsitzende und 
1 Landtagspräsident/in 
 

6 Abgeordnete Umweltpartei Hessen Regierungskoalition darunter  
2 Fraktionsvorsitzende  
 

8 Abgeordnete Traditionspartei Hessen Opposition darunter 
2 Fraktionsvorsitzende  
 

5 Abgeordnete Industriepartei Hessen Opposition darunter 2 
Fraktionsvorsitzende  
 

 
DDiiee  AAnnzzaahhll  ddeerr  RRoolllleenn  kkaannnn  bbeelliieebbiigg  eerrwweeiitteerrtt  ooddeerr  rreedduuzziieerrtt  wweerrddeenn. Wichtig ist nur, dass 
die Mehrheitsverhältnisse gleich bleiben und die Anzahl der Ausschussmitglieder 
ausgewogen ist.  
Alternativ können weitere Schüler/innen auch ein Presseteam bilden und die 
Plenarsitzungen jounalistisch begleiten und zwischendurch Interviews mit einzelnen 
Parteimitgliedern führen, um Statements für ihren Artikel zum Thema zu bekommen. 
 
Die Schüler/innen finden sich in Kleingruppen nach ihrer Fraktion zusammen.  
Verteilen Sie an jede Kleingruppe die passende Rollenkarte mit Informationen zu der 
jeweiligen Partei (M4a-d), so dass die Schüler/innen sich mit ihrer Fraktion vertraut 
machen können. Jede Fraktion wählt aus ihrer Mitte zwei Fraktionsvorsitzende. Diese 
bekommen zusätzlich noch die Rollenkarte M8. 

MM22 – Modul 2 - Vertiefung 

AAbbllaauuff  ddeess  PPllaannssppiieellss  
  

11..  FFrraakkttiioonnssssiittzzuunngg  ((1155  MMiinn..))  

Beraten Sie in Ihren Fraktionen die Gesetzesvorschläge zum Thema „Schulreform“ und 
„kostenloser öffentlicher Nahverkehr“. Überlegen Sie sich, wie Ihre Fraktion zu den 
Gesetzesvorschlägen steht und welche Änderungen Sie sich ggf. wünschen. Fassen Sie 
Ihre Kritikpunkte oder Argumente für die Gesetzesvorschläge zu jeweils einem kurzen 
Statement zusammen, welches die Fraktionsvorsitzenden im Plenum des Landtags 
vorstellen können. 
  

11..  PPlleennaarrssiittzzuunngg::  11..  LLeessuunngg  ddeerr  GGeesseettzzeessvvoorrsscchhllääggee  iimm  PPaarrllaammeenntt  ((2200  MMiinn..))  

Die Gesetzesvorschläge werden von der/dem Landtagspräsident/in im Plenum vorgestellt. 
Die Fraktionen haben nun nacheinander max. 1 Min. Zeit, sich zu den 
Gesetzesvorschlägen zu äußern und die Meinung der Fraktion darzulegen. 
  

SSiittzzuunngg  ddeerr  FFaacchhaauusssscchhüüssssee  ((3300  MMiinn..))  

Die Fachausschüsse „„BBiilldduunngg  uunndd  KKuullttuurr““ und „„LLaannddeesseennttwwiicckklluunngg  uunndd  VVeerrkkeehhrr““ treffen 
sich. Zunächst wählen sie eine/n Ausschussvorsitzende/n und beraten dann über den 
entsprechenden Gesetzesvorschlag. Die Mitglieder des Ausschusses einigen sich auf eine 
Beschlussempfehlung und ggf. nötige Änderungen an dem Gesetzesvorschlag.  
  

22..  FFrraakkttiioonnssssiittzzuunngg  ((1155  MMiinn..))  

Beraten Sie in Ihrer Fraktion nun die Beschlussempfehlungen aus den Ausschüssen und 
ggf. die beantragten Änderungen. Überlegen Sie sich, wie die Position Ihrer Fraktion zu 
den Beschlussempfehlungen ist und wie Sie als Fraktion abstimmen möchten. Bereiten 
Sie ggf. eine kurze Stellungnahme vor, welche die Fraktionsvorsitzenden im Plenum 
einbringen. 
  

22..  PPlleennaarrssiittzzuunngg::  22..  LLeessuunngg  ddeerr  GGeesseettzzeessvvoorrsscchhllääggee  iimm  PPaarrllaammeenntt  ((2200  MMiinn..))  

Die Beschlussempfehlungen der Ausschüsse zu den Gesetzesvorschlägen werden von 
den Ausschussvorsitzenden im Plenum vorgestellt. Die Fraktionen haben nun 
nacheinander max. 1 Min. Zeit, sich dazu zu äußern und die Meinung der Fraktion 
darzulegen. Anschließend wird abgestimmt. Wenn eine Mehrheit der Abgeordneten 
zustimmt, gilt ein Gesetzesvorschlag als angenommen. 	

MM55 – Modul 2 - Vertiefung	 	 	

RRoolllleennkkaarrtteenn  zzuumm  aauusssscchhnneeiiddeenn  uunndd  aauusslloosseenn  
(beliebig erweiterbar – aber auf Mehrheitsverhältnisse achten) 

  

Abgeordnete/r 
FFoorrttsscchhrriittttssppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
BBiilldduunngg  uunndd  KKuullttuurr 

Abgeordnete/r 
FFoorrttsscchhrriittttssppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
BBiilldduunngg  uunndd  KKuullttuurr 

Abgeordnete/r 
FFoorrttsscchhrriittttssppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
BBiilldduunngg  uunndd  KKuullttuurr 

Abgeordnete/r 
FFoorrttsscchhrriittttssppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
BBiilldduunngg  uunndd  KKuullttuurr 

Abgeordnete/r 
FFoorrttsscchhrriittttssppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
LLaannddeesseennttwwiicckklluunngg  

uunndd  VVeerrkkeehhrr 

Abgeordnete/r 
FFoorrttsscchhrriittttssppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
LLaannddeesseennttwwiicckklluunngg  

uunndd  VVeerrkkeehhrr 

Abgeordnete/r 
FFoorrttsscchhrriittttssppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
LLaannddeesseennttwwiicckklluunngg  

uunndd  VVeerrkkeehhrr 

Abgeordnete/r 
FFoorrttsscchhrriittttssppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
LLaannddeesseennttwwiicckklluunngg  

uunndd  VVeerrkkeehhrr 

Abgeordnete/r 
FFoorrttsscchhrriittttssppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
LLaannddeesseennttwwiicckklluunngg  

uunndd  VVeerrkkeehhrr 

Abgeordnete/r 
UUmmwweellttppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
BBiilldduunngg  uunndd  KKuullttuurr 

Abgeordnete/r 
UUmmwweellttppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
BBiilldduunngg  uunndd  KKuullttuurr 

Abgeordnete/r 
UUmmwweellttppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
BBiilldduunngg  uunndd  KKuullttuurr 

Abgeordnete/r 
UUmmwweellttppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
LLaannddeesseennttwwiicckklluunngg  

uunndd  VVeerrkkeehhrr 

Abgeordnete/r 
UUmmwweellttppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
LLaannddeesseennttwwiicckklluunngg  

uunndd  VVeerrkkeehhrr 

Abgeordnete/r 
UUmmwweellttppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
LLaannddeesseennttwwiicckklluunngg  

uunndd  VVeerrkkeehhrr 

Abgeordnete/r 
TTrraaddiittiioonnssppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
BBiilldduunngg  uunndd  KKuullttuurr 

Abgeordnete/r 
TTrraaddiittiioonnssppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
BBiilldduunngg  uunndd  KKuullttuurr 

Abgeordnete/r 
TTrraaddiittiioonnssppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
BBiilldduunngg  uunndd  KKuullttuurr 

Abgeordnete/r 
TTrraaddiittiioonnssppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
BBiilldduunngg  uunndd  KKuullttuurr 

Abgeordnete/r 
TTrraaddiittiioonnssppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
LLaannddeesseennttwwiicckklluunngg  

uunndd  VVeerrkkeehhrr 

Abgeordnete/r 
TTrraaddiittiioonnssppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
LLaannddeesseennttwwiicckklluunngg  

uunndd  VVeerrkkeehhrr 

Abgeordnete/r 
TTrraaddiittiioonnssppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
LLaannddeesseennttwwiicckklluunngg  

uunndd  VVeerrkkeehhrr 

Abgeordnete/r 
TTrraaddiittiioonnssppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
LLaannddeesseennttwwiicckklluunngg  

uunndd  VVeerrkkeehhrr 

Abgeordnete/r 
IInndduussttrriieeppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
BBiilldduunngg  uunndd  KKuullttuurr 

Abgeordnete/r 
IInndduussttrriieeppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
BBiilldduunngg  uunndd  KKuullttuurr 

Abgeordnete/r 
IInndduussttrriieeppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
BBiilldduunngg  uunndd  KKuullttuurr 

Abgeordnete/r 
IInndduussttrriieeppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
LLaannddeesseennttwwiicckklluunngg  

uunndd  VVeerrkkeehhrr 

Abgeordnete/r 
IInndduussttrriieeppaarrtteeii 

Mitglied im Ausschuss für 
LLaannddeesseennttwwiicckklluunngg  

uunndd  VVeerrkkeehhrr 

  

  MM1100 – Modul 2 - Vertiefung	 	 	

 
 
 

§ Gesetzesinitiative zur Schulreform 
¶ 
Vorgelegt von:  
Abgeordneten der Fraktion der Fortschrittspartei und Abgeordneten der Fraktion der Umweltpartei 
 
 

Titel:  
„Gesetz zur generellen Schulversetzung –  

auch von leistungsschwachen Schüler/innen“ 
 
 

Der Landtag möge beschließen, dass die Schüler/innen in Hessen unabhängig von 
ihrer Leistung versetzt werden. 
Schüler/innen, denen nach bisheriger Regelung eine Versetzung nicht ermöglicht 
worden wäre, können spezielle Förderstunden beim Landesschulamt Hessen 
beantragen. Die Schüler/innen bleiben aber in ihrer Jahrgangsstufe und 
Klassenstruktur. 
Lediglich freiwillige Wiederholungen sollen in äußersten Ausnahmefällen in enger 
Abstimmung mit dem Landesschulamt, der Schulleitung und den Lehrkräften der 
Schule sowie der Familie gestattet werden. 
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Und das ist noch interessant zum Thema
Weiterführende Links und digitale Angebote für verschiedene Niveaustufen

Der Thüringer Landtag
Auf der Website des Thüringer Landtags finden Sie 
alle Plenarprotokolle, die Fraktionen, Ausschüsse und 
Gremien und vieles mehr.

Der Thüringer Landtag in leichter Sprache
Hier gibt es viele verschiedene Informationen rund um 
den Thüringer Landtag in leichter Sprache.

Video zu den Aufgaben des Thüringer Landtags
Der Thüringer Landtag stellt einen Erklärfilm zu den 
Aufgaben des Landtags mit Untertitel zur Verfügung.

Broschüre des Thüringer Landtags
Der Thüringer Landtag stellt eine Broschüre als pdf-
Dokument zur Verfügung, die sehr umfangreich alle 
relevanten Informationen rund um den Landtag zur 
Verfügung stellt.

Diese und weitere Links unter: www.juniorwahl.de/thueringen-digital.html
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Modul 2: Der Landtag



20 Modul 3 – Einstieg: Landtagswahl

Wahlsystem zur Landtagswahl
Staffellauf: Was wissen wir rund um die Landtagswahl?

In diesem Modul geht es um die Landtagswahl: Wie funktioniert das Wahlsystem zur Landtagswahl? 
Was sind die Wahlrechtsgrundsätze und was bedeuten sie? Was sind Wahlkreis- und Landesstimme? 
Und was sollte eine Erstwählerin bzw. ein Erstwähler sonst noch alles über den Wahlgang wissen? 

Dieser Einstieg ermöglicht es auf spielerische Art, das Vorwissen der Schülerinnen und Schüler rund 
um die Landtagswahl zu aktivieren und die Lerngruppe mit ersten Begriffen rund um das Thema 
vertraut zu machen.

Hinweise

15 Minuten Gruppenarbeit Laufspiel

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• aktivieren ihr Vorwissen rund um die Landtagswahl durch Nennung von Begriffen, die sie mit 
dem Thema in Verbindung bringen,

• erkennen eigene Interessensschwerpunkte für die kommende Unterrichtseinheit.

VE
RL

AU
F

Die Lehrkraft erklärt die Regeln des Staffellaufs und teilt die Klasse in zwei Gruppen ein. Mit 
Startschuss des Staffellaufs laufen die SuS von einer Startlinie zu ihrer jeweiligen Tafelrückseite 
oder einem – für die andere Gruppe uneinsehbaren – Plakat/Flipchart im Raum. 

Dort notieren sie nach vorgegebenen Anfangsbuchstaben einen Begriff, der mit dem Thema 
Landtagswahl zu tun hat. Die Gruppe, die zuerst zu allen vorgegebenen Anfangsbuchstaben einen 
Begriff gefunden hat, gewinnt den Staffellauf. 

Im Anschluss thematisiert die Lehrkraft mit den SuS unklare Begriffe und fragt nach 
Interessensschwerpunkten rund um das Thema Landtagswahl, die dann ggf. bei der kommenden 
Unterrichtseinheit berücksichtigt werden können. 
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NMethodenblatt für die Leh –

  

 1 

Thüringen

Schülerinnen und Schüler

1 Stück 

stunde die beiden Rückseiten der Tafel. 

Alternativ können auch Plakate verwendet werden iese müssen so gelegt werden, 

chüler

Schüler

Beispiel für mögliche Lösungen:

ichtwähler

weitere mögliche Begriffe: z.B. Parteiprogramm, Wahlkampf Thüringen
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21Modul 3 – Niveaustufe I: Landtagswahl

Wahlsystem zur Landtagswahl
Wie wird gewählt? Bedeutung von Wahlkreis- und Landesstimme

Das personalisierte Verhältniswahlrecht zur Landtagswahl erscheint auf den ersten Blick kompliziert 
(Wahlkreis- und Landesstimme, 5%-Hürde, Überhangmandate, etc.). 
Was sollte eine Erstwählerin bzw. ein Erstwähler alles über den Wahlgang wissen? Welche 
Besonderheiten sind relevant? 

Im Mittelpunkt dieser Unterrichtseinheit steht die Vermittlung des Ablaufs einer Wahl und der 
Bedeutung von Wahlkreis- und Landesstimme. Auf die 5%- Hürde und das System der Überhang- und 
Ausgleichsmandate wird auf dieser Niveaustufe bewusst verzichtet. 

Hinweise

60 Minuten Einzel- und Partnerarbeit
Bilderrätsel; Video/Lückentexte, 
Textklopfen, Diskussion

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• lernen den groben Ablauf einer Wahl vom Wahlkampf bis zur Stimmabgabe kennen, 
• erarbeiten sich Kenntnisse zur Bedeutung von Wahlkreis- und Landesstimme bei der 

Landtagswahl,
• überprüfen ihre zuvor erlernten Kenntnisse und diskutieren die Einfachheit des Wahlsystems 

nach Wahlkreis- und Landesstimme,
• lernen wichtige Begrifflichkeiten zum Ablauf einer Wahl kennen. 

VE
RL

AU
F

Zu Beginn lösen die SuS ein Bilderrätsel zum Ablauf einer Wahl und lernen wichtige Begriffe 
kennen. 

In der anschließenden Einzel- und Partnerarbeit füllen die SuS (ggf. unter Einbindung eines 
Videos) einen Lückentext mit Informationen zur Wahlkreis- und Landesstimme aus.  

Zur Vertiefung sollen die SuS ihre zuvor erarbeiteten Kenntnisse im Rahmen eines Klopftextes 
anwenden und überprüfen. 

Abschließend setzen sich die SuS argumentativ mit der These auseinander, das Wahlsystem per 
Wahlkreis- und Landesstimme sei zu kompliziert. 
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M1 - Modul 3 – Niveau I

 
 

 

Bilderrätsel Ablauf Wahlen 
 

Wahllokal 

 

Wahl 

 

Wahlbenachrichtigung Wahlkampf 

Wahlzettel 

 

Richtige Reihenfolge?! 

 
1 -  
 
2 -  
 
3 -  
 
4 -  
 
5 -  

 
Bildquellen: © BpB, entnommen von: https://www.bpb.de/politik/grundfragen/politik-einfach-fuer-alle/248475/wie-sie-waehlen-koennen
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M4 - Modul 3 – Niveau I

 
 

 

 

Alle 5 Jahre wählen die wahlberechtigten 

Bürger/innen in Thüringen ihren       

 _ _ _ _ _ _ _ . 

Die gewählten Volksvertreter/innen bilden 

dann für 5 Jahre das  _ _ _ _ _ _ _ _ _.   

Bei der Landtagswahl haben die Wähler/innen  _ _ _ _  

Stimmen :  

• eine _ _ _  _ _ _ _ _ _- Stimme und  

• eine _ _ _ _ _ _ _ - Stimme  

  

 Bei der Wahlkreisstimme stehen _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _im 

Wahlkreis zur Auswahl.  

Die oder der Kandidat/in, die oder der in diesem Wahlkreis die 

meisten Stimmen bekommt, erhält einen _ _ _ _ im Landtag.  

Er hat ein _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ gewonnen.  

Bei der Landesstimme stehen _ _ _ _ _ _ _ _ zur Auswahl. Die 

Landesstimmen entscheiden darüber, wieviel _ _ _ _ _ _ _ der 

Sitze eine Partei im Landtag insgesamt bekommt.  

Eine Partei muss jedoch mindestens _ _ _ _-Prozent an 

Zweitstimmen gewonnen haben, um im Landtag vertreten zu 

sein.  

 

 
 
 
 
 
Wortschatz / Glossar  
Bürger/innen: die „Mitglieder“ eines Landes, z.B. die Bürgerinnen und Bürger Deutschlands 
Direktmandat/in – wer die meisten Wahlkreisstimmen in einem Wahlkreis gewinnt, erhält „direkt“ einen Sitz im Landtag  
Kandidierende/r – jemand, der bei einer Wahl antritt, um zu gewinnen  
Parlament – ein Ort, wo z. B. über Gesetze abgestimmt wird; dort sitzen die gewählten Personen, z.B. Landtag 
Partei – politische Gruppen, die für bestimmte Themen stehen und damit bei Wahlen antreten (z. B. Öko-Partei mit Öko-Themen) 
Sitz – ein Platz im Parlament  
Stimme – wenn man zu einer Wahl geht, macht man ein Kreuz an der Stelle für eine Partei, man gibt der Partei seine Stimme 
Volksvertreter/in – Politiker/innen, die das Volk in einem Parlament vertreten 
Wahlkreis – Thüringen ist in insgesamt 44 Gebiete unterteilt, in denen gewählt wird, diese nennt man Wahlkreise 

Lösungswörter Lückentext 
   fünf - - Direktmandat - - Landes - - Parlament - - Prozent - - Sitz - -  Landtag - -   

  zwei - - Parteien - - Kandidierende - - Wahlkreis- -  
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M6 - Modul 3 – Niveau I

 
 

 

 
Klopftext „So funktioniert die Landtagswahl“ 

 
Arbeitsauftrag:  
Deine Lehrkraft liest dir gleich laut den unteren Text vor. Im Text sind jedoch Fehler vorhanden: manche 
Aussagen stimmen nicht! 
Du kannst entweder mitlesen oder einfach nur zuhören. Immer wenn du der Meinung bist, dass etwas 
falsch ist, sollst du laut auf den Tisch klopfen! 
 

 

Alle 4 Jahre finden in Thüringen Landtagswahlen statt. Dabei dürfen alle 

Menschen in Thüringen wählen. Bevor es mit der Wahl richtig losgeht, 

findet der Wahlkampf statt: die Kandidierenden treffen sich und kämpfen 

miteinander. 

Bevor man zur Wahl geht, bekommt man eine Wahlbenachrichtigung. 

Darin steht, welche Partei man wählen soll. Am Wahltag begibt man sich 

mit der Wahlbenachrichtigung zum Wahllokal, das ist ein Restaurant oder 

eine Bar. Dort sagt man „Guten Tag“ und bekommt dann den Wahlzettel.  

Nun muss man auf dem Wahlzettel ein Kreuz für eine Partei oder einen 

Kandidierenden machen. Eine andere Person schaut dabei zu.  

Auf dem Wahlzettel hat man drei Stimmen. Mit der Wahlkreisstimme 

wählt man eine Partei. Wer die meisten Wahlkreisstimmen in einem 

Wahlkreis gewinnt, erhält einen Sitz im Landtag Thüringen. Dies nennt 

man auch das Gewinner-Mandat. Mit der Landesstimme wählt man einen 

Kandidaten oder eine Kandidatin. Die Landesstimme entscheidet, wie viel 

Prozent der Sitze eine Partei im Parlament bekommt. Um in den Landtag 

zu kommen, muss die Partei aber mindestens 10 % aller Stimmen 

bekommen. 
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M7 - Modul 3 – Niveau I

 
 

 

These zum Wahlrecht 
 
 
 

Wählen mit Wahlkreis- und 
Landesstimme ist zu 

kompliziert.  

 
Es reicht, wenn man nur mit 

der Landesstimme wählt! 

M
7 

- T
he

se
 z

ur
 D

is
ku

ss
io

n

Download

M
O

DU
L 
1

DE
M

O
KR

AT
IE

M
O

DU
L 
2

LA
ND

TA
G

M
O

DU
L 

3
LA

ND
TA

G
SW

AH
L

M
O

DU
L 
4

KA
ND

ID
IE

RE
ND

E
M

O
DU

L 
5

PA
RT

EI
EN

W
AH

LA
KT

M
O

DU
L 
6

W
AH

LA
NA

LY
SE



22

M
O

DU
L 
1

DE
M

O
KR

AT
IE

M
O

DU
L 
2

LA
ND

TA
G

M
O

DU
L 

3
LA

ND
TA

G
SW

AH
L

M
O

DU
L 
4

KA
ND

ID
IE

RE
ND

E
M

O
DU

L 
5

PA
RT

EI
EN

W
AH

LA
KT

M
O

DU
L 
6

W
AH

LA
NA

LY
SE

Modul 3 – Niveaustufe II: Landtagswahl

Wahlsystem zur Landtagswahl
Wie wird gewählt? Wahlrechtsgrundsätze und Wahlkreis- und Landesstimme

Das personalisierte Verhältniswahlrecht zur Landtagswahl erscheint auf den ersten Blick kompliziert 
(Wahlkreis- und Landesstimme, 5%-Hürde, Überhangmandate, etc.). 
Was sollte eine Erstwählerin bzw. ein Erstwähler alles über den Wahlgang wissen? Welche 
Besonderheiten sind relevant? 
Im Mittelpunkt dieser Unterrichtseinheit steht die Vermittlung des Ablaufs der Landtagswahl, die 
Wahlrechtsgrundsätze und die Bedeutung von Wahlkreis- und Landesstimme. Auf die 5%- Hürde und 
das System der Überhang- und Ausgleichsmandate kann vertiefend eingegangen werden.  

Hinweise

90 Minuten Partner- oder Gruppenarbeit
Video/Lückentexte, Textklopfen, 
Podcast erstellen, Diskussion

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• erarbeiten sich Kenntnisse zu den Wahlrechtsgrundsätzen und zur Bedeutung von Wahlkreis- 
und Landesstimme bei der Landtagswahl,

• erstellen einen Podcast, anhand dessen das Wahlsystem anderen Jugendlichen erläutert wird,
• diskutieren die Einfachheit des Wahlsystems, bzw. den Sinn von Wahlkreis- und Landesstimme.

VE
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Die SuS erschließen sich das Wahlsystem zur Landtagswahl in Thüringen in Einzel- und 
Partnerarbeit anhand eines Lückentextes (optional unter Einbindung eines Erklärvideos zur 
Landtagswahl). 

Zur Vertiefung sollen die SuS ihre zuvor erarbeiteten Kenntnisse im Rahmen eines Klopf-Textes 
überprüfen. Im Anschluss erstellen die SuS in Partner- oder Gruppenarbeit einen eigenen Podcast 
zum Wahlsystem zur Landtagswahl in Thüringen, der anderen Jugendlichen die Bedeutung von 
Wahlkreis- und Landesstimme vermitteln soll. Die Lernprodukte werden gemeinsam besprochen 
und angehört. 

Abschließend setzen sich die SuS argumentativ mit der These auseinander, ob das Wahlsystem 
mit Wahlkreis- und Landesstimme zu kompliziert ist. 

–

 
 

 

Arbeitsauftrag: Einen Podcast zur Landtagswahl erstellen 
 

Bei Landtagswahlen hat jeder Wähler und jede Wählerin zwei Stimmen, eine erste 
Wahlkreisstimme und eine zweite Landesstimme. Aber was bedeuten diese? Sind beide 
Stimmen gleich wichtig? Und wie oft wird eigentlich der Landtag in Thüringen gewählt? 
Damit nicht nur ihr, sondern auch andere Jugendliche den Ablauf der Landtagswahl 
kennenlernen und die Bedeutung von Wahlkreis- und Landesstimme besser verstehen können, 
habt ihr folgende Aufgabe:  
 

 
 

  Erstellt mit einem Partner oder in einer Gruppe 
einen kurzen Podcast, in dem ihr für andere 

Jugendliche den Ablauf der Landtagswahl erklärt 
(z.B. zu den Wahlrechtsgrundsätzen und der 

Bedeutung der Wahlkreis- und Landesstimme). 
 
 
 

 
https://www.istockphoto.com/de/grafiken/podcast 
 
 
Bevor ihr euren Podcast erstellt, sollt ihr euch über die Landtagswahlen informieren:  
 

1 - Lest den Text M2 durch und füllt die Lücken mit den passenden Wörtern! 
 
2 - Überprüft eure Kenntnisse anhand des „Fehlertextes“ M3! 
 
3 - Zeigt eure Ergebnisse von M2 und M3 zuerst eurer Lehrkraft, bevor Ihr mit 

Aufgabe 4 beginnt! 
 
4 - Erstellt einen ungefähren Ablaufplan für euren Podcast.  

Tipps für die Erstellung eines Podcasts erhaltet ihr auf M4! 
 

5 - Nehmt euren Podcast mit dem Handy auf! 
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Lückentext zum Wahlsystem zur Landtagswahl in Thüringen 

 

Alle 5 Jahre wählen die wahlberechtigten 

Bürger/innen von Thüringen ihren       

 _ _ _ _ _ _ _ . 

Die gewählten Volksvertreter/innen bilden dann 

für 5 Jahre das  _ _ _ _ _ _ _ _ _.   

Wählen dürfen Bürger/innen mit einem deutschen  _ _ _ _  , die seit 

mindestens  _ _ _ _ _ Wochen in Thüringen wohnen und mindestens     

_ _  Jahre alt sind.  

Bei der Landtagswahl haben die Wähler/innen  _ _ _ _  Stimmen :  

• Eine  _ _ _ _ _ _ _ _ _ - Stimme und  

• Eine  _ _ _ _ _ _- Stimme  
 

 Bei der Wahlkreisstimme stehen   _ _ _ _ _ _ _ _  zur Auswahl: es sind die        

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _  , die in einem Wahlkreis gegeneinander antreten.  

Die oder der Kandidat/in, die oder der in diesem Wahlkreis die meisten 

Stimmen bekommt, erhält einen  _ _ _ _  im Landtag.  

Er hat ein  _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _  gewonnen.  

Bei der Landesstimme stehen   _ _ _ _ _ _ _ _  zur Auswahl. Die 

Landesstimmen entscheiden darüber, wieviel  _ _ _ _ _ _ _  der Sitze 

eine Partei im Landtag insgesamt bekommt.  

Eine Partei muss jedoch mindestens  _ _ _ _ -Prozent an 

Zweitstimmen gewonnen haben, um im Landtag vertreten zu sein. 

 

 
Wichtige  _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _  bei der Landtagswahl sind:  

1. _ _ _ _ _ _ _ _ _ _  Wahlen (d.h. alle Wahlberechtigten dürfen wählen)  

2. _ _ _ _ _ _ _  Wahlen (d.h. man gibt seine Stimme ohne Beobachtung ab) 

3. _ _ _ _ _  Wahlen (d.h. man darf nicht zu einer Wahlentscheidung gezwungen werden) 

4. _ _ _ _ _ _ _  Wahlen (d.h. jede Stimme ist  gleich viel wert) 

5. _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _  Wahlen (d.h. man wählt die Abgeordneten direkt) 

 
 
 
 
 
 

Lösungswörter Lückentext 
fünf - - Direktmandat - - Unmittelbare - - 18 - - Wahlkreis- - - Gleiche - - sechs - - Parlament - -                        

Wahlrechtsgrundsätze - - Geheime - Freie - - Prozent - - Sitz - - Landtag - - Allgemeine - - Parteien - -                               
Pass -- Personen - - zwei - - Kandidaten - -Landes--zwölf 
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Fehlertext Ablauf der Landtagswahl (Löser) 
 
Falsche Angaben sind fett und rot markiert. 
 

Alle 4 Jahre finden in Thüringen Landtagswahlen statt. Dabei dürfen 

alle Menschen wählen, die in Thüringen wohnen. Bevor es mit der 

Wahl richtig losgeht, findet der Wahlkampf statt: die Kandidaten 

treffen sich und kämpfen auf einem Marktplatz miteinander. 

Am Wahltag begibt man sich mit der Wahlbenachrichtigung zum 

Wahllokal, das ist ein Restaurant oder eine Bar. Dort erhält man 

einen Wahlzettel und geht zur Wahl in eine Wahlkabine - eine andere 

Person schaut dabei zu, um zu kontrollieren, ob man alles richtig 

macht.  

Auf dem Wahlzettel hat man drei Stimmen. Mit der Wahlkreisstimme 

wählt man eine Partei. Wer die meisten Wahlkreisstimmen in einem 

Wahlkreis gewinnt, erhält einen Sitz im Thüringer Landtag. Dies nennt 

man auch -Gewinner-Mandat. Mit der Landesstimme wählt man 

einen Kandidaten oder eine Kandidatin. Die Landesstimme 

entscheidet, wie viel Prozent der Sitze eine Partei im Parlament 

bekommt.  

Wenn eine Partei weniger als 5% an Zweitstimmen gewinnt, zieht 

sie trotzdem in den Landtag ein. Für die Direktmandate gilt die 

Sperrklausel jedoch nicht, sie ziehen auch in den Landtag ein, wenn 

ihre Partei nicht über 5% der Stimmen bekommen hat. 
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 Tipps zur Erstellung eines Podcasts 
 
Den eigenen Podcast aufnehmen 
 

• Einen Podcast solltet ihr in einem ruhigen Raum und ohne Störungen und 
Nebengeräusche aufnehmen. 

• Die Aufnahmequelle kann ein Aufnahmegerät, aber auch ein Handy sein. 

• Bei der Aufnahme solltet ihr laut und deutlich sprechen.  

• Verwendet eine einfache Sprache. 

• Ihr könnt euren Podcast auch kreativ gestalten: verwendet Geräusche, Musik, 
Soundeffekte, etc. - die Sprache sollte aber immer im Vordergrund stehen. 

• Überlegt euch einen Start für euren Podcast (Intro) und ein Ende (Outro). 

• Wer Interesse an professioneller Podcast-Erstellung hat, kann ein (kostenloses) Audio-
Schnitt-Programm verwenden (z.B. Audacity, Magix Samplitude, etc.). 

• Euer Podcast sollte nicht länger als 3 Minuten sein! 

 
Ablaufplan Podcast 

Teil des Podcasts Was wird gesagt? Wer spricht? 
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Wahlsystem zur Landtagswahl
Wie werden aus Stimmen bei der Landtagswahl Sitze im Landtag?

Das personalisierte Verhältniswahlrecht zur Landtagswahl erscheint auf den ersten Blick kompliziert 
(Wahlkreis- und Landesstimme, 5%-Hürde, Überhangmandate, etc.). 
Was sollte eine Erstwählerin bzw. ein Erstwähler alles über den Wahlgang wissen? Welche 
Besonderheiten sind relevant? 
Im Mittelpunkt dieser Unterrichtseinheit steht die Vermittlung des Wahlsystems zur Landtagswahl unter 
der Leitfrage „Wie werden aus Stimmen auf dem Stimmzettel Sitze im Landtag?“. Auf Überhang- und 
Ausgleichsmandate sowie das Berechnungsverfahren zur Sitzverteilung im Landtag kann vertiefend 
eingegangen werden. 

Hinweise

60 Minuten Einzel- und Partnerarbeit
Textarbeit, Lückentext, 
Strukturlegen, Diskussion

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• erarbeiten sich Kenntnisse zum Wahlsystem zur Landtagswahl,
• erstellen ein Strukturbild, welches das Wahlsystem zur Landtagswahl veranschaulicht,
• diskutieren, ob die 5%-Hürde abgeschafft werden sollte, bzw. das Wahlsystem mit Wahlkreis- 

und Landesstimme zu kompliziert ist.

VE
RL

AU
F

Mithilfe einer Karikatur nähern sich die SuS dem Stundenthema, ob das Wahlsystem eine 
komplizierte Angelegenheit ist. Im Anschluss erschließen sich die SuS das Wahlsystem zur 
Landtagswahl durch einen kurzen Infotext und überprüfen ihre Kenntnisse anhand eines 
Lückentextes. 

Zur Vertiefung erstellen die SuS in Partnerarbeit ein Strukturbild, welches das Wahlsystem 
zur Landtagswahl veranschaulicht. Begriffe und Symbolkärtchen dienen als Hilfestellung. Die 
Lernprodukte werden im Plenum vorgestellt und besprochen. 

Abschließend setzen sich die SuS argumentativ mit der These auseinander, ob das Wahlsystem 
mit Wahlkreis- und Landesstimme zu kompliziert ist, bzw. ob die 5%-Hürde abgeschafft werden 
soll.

–

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Landesstimme? 

Wahlkreisstimme? 

wählen?
!! 

Direktmandat? 
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Informiere dich über das Wahlsystem zur Landtagswahl in Thüringen und erstelle ein 
Strukturbild, das die Bedeutung der Wahlkreis- und der Landesstimme und die Sitzverteilung 
im Landtag veranschaulicht. Leitfrage dafür ist: Wie werden aus den Stimmen auf dem 
Stimmzettel Sitze im Landtag?  

Gehe dabei schrittweise vor:  

 

Erledigt? Schritte Arbeitsplan 
 Lies dir den Infotext M3 zum Wahlsystem zur Landtagswahl durch. Unterstreiche dir 

zunächst wichtige Informationen und kläre unklare Begriffe oder Fragen mit deinen 
Mitschüler/innen oder der Lehrkraft. 
 

 Überprüfe dein Wissen anhand des Lückentexts M4 zum Wahlsystem in Thüringen. 
 

 Schneide die Begriffe und Symbolkärtchen von M5 aus. Frage deine Mitschüler/innen, 
wenn du Begriffe nicht kennst. 
 

 Ordne nun die Begriffskärtchen auf einem Blatt so an, dass eine nachvollziehbare Struktur 
entsteht und die Beziehungen der Begriffe untereinander deutlich werden.  

Die Struktur soll deutlich machen, wie aus den Stimmen auf dem Stimmzettel Sitze im 
Landtag werden (z.B. für Partei A).  

• Ergänze die Struktur mit beschrifteten Rahmen, Pfeilen und anderen Symbolen (ggf. in 
unterschiedlichen Farben), um das Schaubild für die Betrachtenden möglichst 
selbsterklärend zu gestalten. 

• Es können weitere Begriffe, Überschriften, Erklärtexte etc. ergänzt werden. 
 

Tipp: Klebe erst, wenn die Struktur fertig und einmal erläutert/besprochen wurde!  
Manchmal zeigen sich hier erst Denkfehler oder Missverständnisse. 
 

 Erläutere nun dein Strukturbild deinem Gegenüber, indem du möglichst alle Begriffe in 
einem zusammenhängenden Vortrag einbindest. 
• Findest du deine Struktur logisch? Hat dein Gegenüber deine Ordnung und den Inhalt 

nachvollziehen können? Dann klebe deine Begriffe nun auf und illustriere oder gestalte 
ggf. dein Schaubild ansprechend. 
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Begriffe und Symbolkärtchen Strukturbild 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

       

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Direktmandat 

Verhältniswahl  

Errechnung der Sitzverteilung 

Mehrheitswahl Parteien im Landtag 

Wahlkreiskandidaten 
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Modul 3 – Vertiefung: Landtagswahl

Partizipation und Wahlen
Sinkende Wahlbeteiligung – ein Problem für die Demokratie?

Eine lebendige Demokratie gründet auf einer möglichst hohen Wahlbeteiligung in möglichst allen 
Bevölkerungsschichten. Im langfristigen Trend zeigt sich eine sinkende Wahlbeteiligung bei Bundes-, 
Landtags- und Europawahlen. Auch wenn bei der letzten Landtagswahl die Wahlbeteiligung wieder 
leicht gestiegen ist, so gab es dennoch eine große Gruppe an Nichtwählerinnen und Nichtwählern. 
Haben die Wählerinnen und Wähler ihr Vertrauen in die Demokratie und die Parteien verloren? Oder 
zeichnet sich hier eine normale Entwicklung ab die zeigt, wie stabil unsere Demokratie inzwischen ist? 
In dieser Einheit setzen sich die Schülerinnen und Schülern mit verschiedenen Positionen zum 
Thema auseinander und debattieren über die Frage „Sinkende Wahlbeteiligung – ein Problem für die 
Demokratie?“

Hinweise

90 Minuten
Plenum, Gruppenarbeit, Pro-/
Contra-Debatte

Textanalyse, Interpretation 
von Grafiken und Karikatur, 
Diskussion

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• analysieren Interviews und Sachtexte zum Thema, 
• interpretieren Zahlen und Statistiken zur Wahlbeteiligung sowie eine Karikatur,
• erarbeiten eigenständige Pro- und Contra-Argumente zur Themenfrage,
• führen eine Pro- und Contra-Debatte zur Themenfrage,
• sind in der Lage, innerhalb ihrer Rolle politisch und sachlich korrekt zu interagieren 

(Perspektivübernahme) und außerhalb ihrer Rolle ihre eigene Arbeit zu reflektieren,
• äußern ihre eigene Meinung und diskutieren die Unterrichtsfrage mithilfe der neugewonnenen 

Informationen. 
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Zum Einstieg konfrontiert die Lehrkraft die SuS mit zwei provokanten Thesen und bittet die SuS, 
sich für eine zu entscheiden. In Partnerarbeit begründen die SuS sich gegenseitig ihre Wahl. 

Für die Erarbeitungsphase teilt die Lehrkraft die SuS in drei Gruppen (Pro, Contra und Zuschauer). 
Mithilfe der Analyse von verschiedenen Interviews, Sachtexten sowie Infografiken und einer 
Karikatur bereiten sich die Gruppen auf die Debatte, ihre Rolle und Argumentation vor. 

Die SuS führen die Debatte durch und beurteilen anschließend ihre Rolle und die vorgebrachten 
Argumente. Abschließend erörtern sie die Diskussionsfrage aus ihrer persönlichen Perspektive 
und begründen ihre Meinung.

	
 

SSiinnkkeennddee  WWaahhllbbeetteeiilliigguunngg  --  eeiinn  PPrroobblleemm  ffüürr  ddiiee  DDeemmookkrraattiiee??  

AArrbbeeiittssaauuffttrrääggee  PPrroo  

  

Bearbeiten Sie die Aufgaben arbeitsteilig! 

1. Jedes Gruppenmitglied hält die Argumente aus seinen Materialien schriftlich fest. 

2. Tauschen Sie Ihre Pro-Argumente aus und diskutieren Sie in Ihrer Arbeitsgruppe, 

welche Kriterien zur Stützung Ihrer Position wichtig sind. 

3. Seien Sie in der Lage, Ihre Argumente zu diskutieren und zu rechtfertigen. Ordnen 

Sie die Argumente nach ihrer Wichtigkeit. 

4. Informieren Sie sich im Material über mögliche Gegenpositionen und seien Sie 

bereit, diese zu widerlegen. 

5. Formulieren Sie für die Gruppe ein Plädoyer, indem Sie Ihre Position knapp und 

prägnant darlegen. Verwenden Sie nicht gleich alle Argumente, sodass Sie in die 

Debatte noch Neues einbringen können. 

6. Wählen Sie jeweils 4-5 Vertreter Ihrer Gruppe, die Ihre Meinung im Podium 

diskutieren und verteidigen.

MM11  ––  MMoodduull  33  ––  VVeerrttiieeffuunngg	
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	MM44  ––  MMoodduull  33  ––  VVeerrttiieeffuunngg	

	

""WWaahhllbbeetteeiilliigguunngg  iisstt  eeiinn  IInnddiikkaattoorr  ffüürr  ddiiee  GGeessuunnddhheeiitt  ddeerr  DDeemmookkrraattiiee""  

Der Trend geht seit Jahren zum Nichtwählen. Das sei problematisch, weil vor allem 

bestimmte Gruppen von Bürgern ihre Stimmen nicht abgeben, erklärt der 

Politikwissenschaftler Thorsten Faas. Die Mehrheit von ihnen sei unzufrieden mit dem 

politischen System. Eine Diskussion über eine Wahlpflicht könnte einen Impuls geben. 

Seit Jahrzehnten sinkt die Wahlbeteiligung in Deutschland. 

 

HHeerrrr  FFaaaass,,  ddiiee  LLaannddttaaggsswwaahhll  iinn  BBaayyeerrnn  zzuulleettzztt  wwaarr  zzwwaarr  eeiinnee  AAuussnnaahhmmee,,  wweeiill  ddiiee  

WWaahhllbbeetteeiilliigguunngg  ssttiieegg  ––  aallllggeemmeeiinn  iisstt  aabbeerr  zzuu  bbeeoobbaacchhtteenn,,  ddaassss  ddiiee  WWaahhllbbeetteeiilliigguunngg  sseeiitt  

JJaahhrrzzeehhnntteenn  aauuff  aalllleenn  EEbbeenneenn  ddeess  ppoolliittiisscchheenn  SSyysstteemmss  iinn  DDeeuuttsscchhllaanndd  ssiinnkktt..  WWaass  

bbeeddeeuutteett  ddaass  ffüürr  ddiiee  LLeeggiittiimmaattiioonn  ddeerr  ppoolliittiisscchheenn  AAkktteeuurree?? 

Es gilt der Grundsatz der demokratischen Gleichheit. Und natürlich würden wir uns 

wünschen, dass sich dieser Grundsatz am Wahltag manifestiert: Dass es also nicht nur 

ein gleiches Wahlrecht gibt, sondern dass es möglichst alle Wahlberechtigten auch 

nutzen. Die Wahlbeteiligung ist ein wichtiger Indikator für die Gesundheit der Demokratie. 

In dem Maße, in dem sie rückläufig ist, wird das Gebot der Gleichheit verletzt. Das sollte 

man nicht mit einem Schulterzucken wegwischen, sondern genau hinschauen. Aber daran 

hapert es, es gibt beispielsweise keine Umfragen, die vor der Wahl die Wahlbeteiligung 

schätzen, dafür aber Dutzende, die die “Sonntagsfrage” stellen. Die Wahlbeteiligung fristet 

ein Mauerblümchendasein.  

WWoorraann  lliieeggtt  eess,,  ddaassss  ddiiee  WWaahhllbbeetteeiilliigguunngg  aallss  IInnddiikkaattoorr  iinn  ddeerr  ÖÖffffeennttlliicchhkkeeiitt  eeiinnee  

uunntteerrggeeoorrddnneettee  RRoollllee  ssppiieelltt??  

Wir sind historisch gesehen verwöhnt in Deutschland. In den 70er Jahren gingen mehr als 

90 Prozent zu Bundestagswahlen, das sind Werte, wie man sie sonst nur aus Ländern mit 

Wahlpflicht kennt.  

DDaass  MMaaggaazziinn  ““DDeerr  SSppiieeggeell””  sscchhrriieebb,,  ddiiee  NNiicchhttwwaahhll  sseeii  ssaalloonnffäähhiigg  ggeewwoorrddeenn..  WWiiee  iisstt  ddaass  

aauuss  SSiicchhtt  ddeerr  eemmppiirriisscchheenn  WWiisssseennsscchhaafftt??  

In dem Maße, in dem mehr über Nichtwahl gesprochen wird, wird deutlich, dass dieses 

Verhalten weit verbreitet ist. Alleine die schiere Masse der Nichtwähler legitimiert die 

Wahlenthaltung bis zu einem gewissen Grad. Man könnte sagen, das ist die normative 

Kraft des Faktischen. Beunruhigend finde ich, dass bei dieser Wahl viele Intellektuelle 

nach außen tragen, dass sie nicht wählen. Sie sagen, sie wählen nicht, weil sie kein 
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	 	MM66  ––  MMoodduull  33  ––  VVeerrttiieeffuunngg	

	
PPrroo--KKoonnttrraa--DDeebbaattttee  

  

Ablauf der Debatte: 

 

 

11.. EErrööffffnnuunngg::    

• Eröffnung der Debatte durch die/den Moderator/in: Nennung der zu 

debattierenden Frage, Begrüßung der Teilnehmer/innen und Erläuterung des 

Ablaufs der Debatte  

 

22.. AAbbssttiimmmmuunngg  ddeess  PPuubblliikkuummss  vvoorr  ddeerr  DDeebbaattttee::  

• Die/der Moderator/in führt bei den Zuhörer/innen eine Abstimmung durch 

und notiert die Pro-Kontra-Stimmen an der Tafel, oder auf einem Plakat etc. 

33.. PPllääddooyyeerr  ::  

• Vorstellen der Plädoyers Pro- und der Kontra-Gruppe, jeweils drei Minuten. 

 

44.. KKuurrzzee  ZZwwiisscchheennbbeesspprreecchhuunngg  iinn  ddeenn  PPrroo--KKoonnttrraa--GGrruuppppeenn  ffüürr  ddiiee  EErrwwiiddeerruunngg..  

55.. EErrwwiiddeerruunngg  ddeerr  PPrroo--  uunndd  ddeerr  KKoonnttrraa--GGrruuppppee::  

•  Argumente der jeweiligen Gegenseite sollen entkräftet werden. 

66.. FFrraaggeerruunnddee  ddeess  PPuubblliikkuummss::    

• Vor der zweiten Abstimmung können noch Fragen an die beiden Gruppen 

durch die Zuschauer gestellt werden. 

77.. AAbbssttiimmmmuunngg  ddeess  PPuubblliikkuummss  nnaacchh  ddeerr  DDeebbaattttee::  

• Um zu vergleichen, wie viele durch die Debatte ihre Meinung geändert 

haben. stimmt das Publikum ein zweites Mal ab. 

88.. AAuusswweerrttuunnggssggeesspprrääcchh::  

• Gegenstand der inhaltlichen Auswertung: die Verständlichkeit und die 

Überzeugungskraft der Argumente 

• Protokollanten/innen stellen Argumente vor und deren Überzeugungskraft. 

• Rollendistanzierung durch Auswertung von Inhalt, Gefühle und Leistung. 

 
Quelle: Pro-Contra-Debatte - didaktische Hinweise: http://egora.uni-muenster.de/pbnetz/praxis/bindata/Debatte_1_1.pdf, 

letzter Zugriff: 22.2.2021 
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Und das ist noch interessant zum Thema
Weiterführende Links und digitale Angebote für verschiedene Niveaustufen

Landtagswahlen in Thüringen
Auf der Internetseite des Thüringer Landtags zum Thema 
Landtagswahl sind alle relevanten Informationen mit 
Verweis auf Rechtsgrundlagen zu finden. 

Landtagswahl einfach erklärt
Das Erklärvideo zu Landtagswahlen erklärt einfach und 
anschaulich, wie eine Landtagswahl funktioniert. Wer 
ist wahlberechtigt? Wie läuft die Wahl ab? Wie viele 
Stimmzettel gibt es? Diese und weitere Fragen werden 
hier beantwortet. 

Themenseite Landtagswahl in Thüringen
Auf der Themenseite des MDR zur Thüringer 
Landtagswahl gibt es weiterführende Informationen.

Du hast die Wahl – Demokratielabor
Planpolitik bietet ein Planspiel rund um das Thema 
Wahlen an. Die Schülerinnen und Schüler gründen dabei 
eigene Parteien und spielen einen fiktiven Wahlkampf 
nach. 

Diese und weitere Links unter: www.juniorwahl.de/thueringen-digital.html
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Modul 3: Landtagswahl
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Modul 4 – Einstieg: Kandidierende zur Wahl

Direktkandidierende im Wahlkreis
Wahlplakate-Spaziergang: Analyse von Wahlplakaten

Um eine begründete Wahlentscheidung treffen zu können, ist es wichtig, sich mit den zur Wahl 
stehenden Kandidierenden zu befassen. In diesem Modul setzen sich die Schülerinnen und Schüler 
mit der Frage auseinander, wen sie mit der Erststimme bei der Landtagswahl wählen können. 
Dieser Einstieg zielt zunächst auf die bewusste Wahrnehmung der Wahlplakate zur Landtagswahl ab. 
Wie werben die Kandidierenden und Parteien für sich? Was überzeugt? 
Die Schülerinnen und Schüler analysieren die Wahlplakate nach festgelegten Analysekriterien und 
diskutieren die Relevanz von Wahlplakaten für eine Wahlentscheidung.

Hinweise

45-60 Minuten
Reflexionen; Partner- oder 
Gruppenarbeit

Spaziergang, Wahlplakatanalyse

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• analysieren Wahlplakate der Kandidierenden und Parteien zur Landtagswahl,
• reflektieren, was ein Wahlplakat für sie ansprechend macht, 
• diskutieren, inwiefern Wahlplakate Wahlentscheidungen beeinflussen.

VE
RL

AU
F

Die SuS unternehmen gemeinsam mit der Lehrkraft einen kurzen Spaziergang rund um die 
Schule, um Wahlplakate zur Landtagswahl zu entdecken und für die anschließende Analyse zu 
fotografieren. Sollte dies aus zeitlichen Gründen schwierig sein, gibt es zwei Alternativen, um die 
Wahlplakatanalyse trotzdem durchzuführen: Die SuS fotografieren vorab als Hausaufgabe auf dem 
Weg zur Schule/in ihrer Freizeit möglichst viele verschiedene Wahlplakate oder die Lehrkraft bringt 
verschiedene Wahlplakate mit in den Unterricht.

In Partner- oder Gruppenarbeit analysieren die SuS die Wahlplakate. Fragestellungen zur 
Analyse der beabsichtigten Wirkung, erzeugten Stimmung, verwendeten Farben/Symbolik etc. 
unterstützen die SuS dabei. 

Die Kleingruppen präsentieren ihre Ergebnisse und geben sich gegenseitig Feedback. 
Im Unterrichtsgespräch reflektieren die SuS, welche Elemente für sie ein ansprechend 
gestaltetes Wahlplakat ausmachen und diskutieren, inwiefern ihrer Meinung nach Wahlplakate 
Wahlentscheidungen beeinflussen können.
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27Modul 4 – Niveau I: Kandidierende zur Wahl

Direktkandidierende im Wahlkreis
Wofür stehen die Kandidierenden in meinem Wahlkreis?

Um eine begründete Wahlentscheidung treffen zu können, ist es wichtig, sich mit den zur Wahl 
stehenden Kandidierenden zu befassen. In diesem Modul setzen sich die Schülerinnen und Schüler 
mit der Frage auseinander, wen sie mit ihrer Wahlkreisstimme bei der Landtagswahl wählen können. 
Dafür recherchieren sie Informationen zu den Kandidierenden in ihrem Wahlkreis und erarbeiten sich, 
für welches Programm die Kandidierenden und ihre Parteien stehen.

Hinweise

45 Minuten
Reflexionen; Partner- 
und Gruppenarbeit; 
Unterrichtsgespräch

Sammeln von Kriterien; 
Recherche; Steckbriefe erstellen, 
Gallery Walk

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• beschaffen sich selbstständig Informationen zu Direktkandidierenden und reflektieren den 
eigenen Prozess der Informationsbeschaffung,

• reflektieren, welche Kriterien ihnen bei einer Wahlentscheidung wichtig sind,
• fassen für sie wichtige Fakten in einem Steckbrief zusammen,
• kennen die Kandidierenden ihres Schulwahlkreises,
• diskutieren und begründen, welche Personen die Kandidierenden besonders ansprechen.

VE
RL

AU
F

Für diese Stunde muss eine vorbereitende Hausaufgabe erarbeitet werden: Die SuS bekommen 
jeweils eine/einen Direktkandidat/in zugelost, über welche/n sie sich im Vorfeld der Stunde 
Informationen beschaffen sollen (Hilfestellungen auf dem Arbeitsblatt). 

Über verschiedene Wahlplakate der Direktkandidierenden nähern sich die SuS dem Thema der 
Stunde und überlegen, welche Kriterien ihnen wichtig sind, um eine Wahlentscheidung zu treffen. 
Im Anschluss erarbeiten die SuS in Gruppenarbeit mithilfe einer Vorlage Steckbriefe zu den 
Direktkandidierenden. Dafür nutzen sie die im Vorfeld recherchierten Informationen sowie ggf. 
weitere Infomaterialien/das Internet. Bei einem Gallery Walk schauen sich die SuS gemeinsam die 
erstellten Steckbriefe an und prüfen, inwiefern die Kandidierenden ihre Kriterien erfüllen.

In einem abschließenden Unterrichtsgespräch diskutieren die SuS, welche Personengruppen 
die Kandidierenden mit ihren Themen besonders ansprechen und reflektieren den Prozess ihrer 
Informationsbeschaffung.

MM11  --  MMoodduull    44  ––  NNiivveeaauu    II  

 
	 	
	

Hausaufgabe: 

Sammelt Informationen (Person, Beruf, Partei, Wahlspruch, Ziele etc.) zu 
der/dem Direktkandidat/in, die/den ihr im Losverfahren gezogen habt. 
Was möchte die/der Direktkandidat/in durchsetzen/erreichen?  

Nutzt dazu: 

- das Internet  
(Hat die/der Direktkandidat/in eine eigene Homepage? Ist sie/er auf Insta-
gram/Facebook etc.? Welche Informationen finden sich auf der Seite ih-
rer/seiner Partei zu der/dem Direktkandidat/in?) 
 

- Wahlplakate 
(Fotografiert Wahlplakate, die ihr von der/dem Direktkandidat/in findet.) 
 

- Bürgerbüro, Infostände, Homepage der Landeswahlleitung etc. 
(Gibt es Orte, an denen ihr euch Prospekte oder Flyer zu den Direktkandi-
dat/innen mitnehmen könnt?) 
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Foto einfügen 

Wahlplakat I 

Foto einfügen 

Wahlplakat II 

Foto einfügen 

Wahlplakat III 

Foto einfügen 

Wahlplakat V 
Foto einfügen 

Wahlplakat VI 

Foto einfügen 

Wahlplakat IV 
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Arbeitsauftrag 

1. Lies dir die untenstehenden Kriterien/ durch. 
2. Unterstreiche 3 Kriterien, die dir für eine Wahlentscheidung wichtig 

sind, und begründe deine Wahl.  
3. Gibt es weitere Kriterien, die dir noch wichtig sind? Schreibe sie    

dazu und begründe. 
4. Vergleiche dann mit deiner/deinem Sitznachbar/in. 

 
5. Kriterien Begründung 

Die Person will sich für wichtige  
Themen einsetzen. 

 

Die Person ist Fach-
frau/Fachmann auf dem Gebiet, 
welches mir wichtig ist. 

 

Die Person sieht freundlich und 
nett aus. 

 

Er/Sie kann gut reden. 
 

 

Die Person ist eine Frau/ein 
Mann. 
 

 

Das Wahlplakat gefällt mir. 
 

 

Die Person ist in sozialen Medien 
(Instagram, Facebook etc.) aktiv. 

 

Die Person ist in der Partei, die 
ich gut finde. 

 

Die Person hat sich bereits als 
Abgeordnete/r bewährt. 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

/Ein Kriterium ist ein wichtiger Punkt für eine Sache. 
Beispiel: Du möchtest neue Schuhe kaufen. 
Dein Kriterium: Die Schuhe sollen weiß sein. 
Das Kriterium ist dann weiß.
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Name: 

 

Partei: 

 

 

Wahlspruch: 

     Zusammen die Zukunft gestalten 

 

Was möchte ich durchsetzen, wenn ich gewählt werde? 

- Geld in Schulen investieren 
-  
-  
-  

 

Arbeitsauftrag 

Findet euch in Gruppen zusammen. Zu einer Gruppe gehören diejeni-
gen, die bei der vorbereiteten Hausaufgabe die oder den gleiche/n Di-
rektkandidat/in gezogen haben. Entwerft gemeinsam einen Steckbrief zu 
eurer/eurem Direktkandidat/in, in dem ihr die untenstehenden Angaben 
ausfüllt. Nutzt dafür das Internet und eure Materialien. 

 

  

 

                          Foto 
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Modul 4 – Niveau II: Kandidierende zur Wahl

Direktkandidierende im Wahlkreis
Wofür stehen die Kandidierenden in meinem Wahlkreis?

Um eine begründete Wahlentscheidung treffen zu können, ist es wichtig, sich mit den zur Wahl 
stehenden Kandidierenden zu befassen. In diesem Modul setzen sich die Schülerinnen und Schüler 
mit der Frage auseinander, wen sie mit ihrer Wahlkreisstimme bei der Landtagswahl wählen können. 
Dafür recherchieren sie Informationen zu den Kandidierenden in ihrem Wahlkreis und erarbeiten sich, 
für welches Programm die Kandidierenden und ihre Parteien stehen.

Hinweise

90 Minuten
Reflexionen; Partner- 
und Gruppenarbeit; 
Unterrichtsgespräch

Mindmap; Recherche; 
Wahlplakate erstellen; Gallery 
Walk; Kurzpräsentationen

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• beschaffen sich selbstständig Informationen zu Direktkandidierenden und reflektieren den 
eigenen Prozess der Informationsbeschaffung,

• reflektieren, welche Kriterien ihnen bei einer Wahlentscheidung wichtig sind,
• fassen Informationen auf kriteriengeleiteten Wahlplakaten zusammen, 
• kennen die Kandidierenden ihres Schulwahlkreises,
• diskutieren und begründen, welche Personen die Kandidierenden besonders ansprechen.

VE
RL

AU
F

Für diese Stunde muss eine vorbereitende Hausaufgabe erarbeitet werden: Die SuS bekommen 
jeweils eine/einen Direktkandidat/in zugelost, über welche/n sie sich im Vorfeld der Stunde 
Informationen beschaffen sollen (Hilfestellungen auf dem Arbeitsblatt). 

Über verschiedene Wahlplakate der Direktkandidierenden nähern sich die SuS dem Thema 
der Stunde und nennen Kriterien, die für ihre Wahlentscheidung relevant sind. Mithilfe einer  
Mindmap entscheiden die SuS, welche Kriterien davon der folgenden Erarbeitung zugrunde liegen 
sollen. Im Anschluss erstellen die SuS in Kleingruppen Wahlplakate zu ihren Direktkandidierenden 
mithilfe der im Vorfeld recherchierten Informationen, ggf. dem Internet und mitgebrachten 
Informationsmaterialien. Dabei orientieren sie sich an den festgelegten Kriterien. Im Anschluss 
präsentieren die Gruppen ihre Wahlplakate und geben sich Feedback.

In einem abschließenden Unterrichtsgespräch nehmen die SuS begründet Stellung zu der Frage, 
welche Kandidierenden für wen wählbar wären. 

	 	MM11  --  MMoodduull  44  ––  NNiivveeaauu  IIII  

 

Hausaufgabe: 
Sammelt Informationen (Person, Beruf, Partei, Wahlspruch, Ziele etc.) zu 
der/dem Direktkandidat/in, die/den ihr im Losverfahren gezogen habt. 
Was möchte die/der Direktkandidat/in durchsetzen/erreichen?  

Nutzt dazu: 

- das Internet  
(Hat die/der Direktkandidat/in eine eigene Homepage? Ist sie/er auf Insta-
gram/Facebook etc.? Welche Informationen finden sich auf der Seite ih-
rer/seiner Partei zu der/dem Direktkandidat/in?) 
 

- Wahlplakate 
(Fotografiert Wahlplakate, die ihr von der/dem Direktkandidat/in findet.) 
 

- Bürgerbüro, Infostände, Homepage der Landeswahlleitung etc. 
(Gibt es Orte, an denen ihr euch Prospekte oder Flyer zu den Direktkandi-
dat/innen mitnehmen könnt?) 
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Foto einfügen 

Wahlplakat I 

Foto einfügen 

Wahlplakat II 

Foto einfügen 

Wahlplakat III 

Foto einfügen 

Wahlplakat V 
Foto einfügen 

Wahlplakat VI 

Foto einfügen 

Wahlplakat IV 
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AArrbbeeiittssaauuffttrraagg    

Findet euch in Gruppen zusammen. Zu einer Gruppe gehören diejenigen, 
die bei der vorbereiteten Hausaufgabe die oder den gleiche/n Direktkandi-
dat/in gezogen haben. 
 

1. Recherchiert zu eurer/eurem Direktkandidat/in. Nutzt dafür eure mit-

gebrachten Materialien und das Internet. 

2. Kreiert ein Wahlplakat zu eurer/eurem Direktkandidat/in. Beachtet da-

bei die im Unterricht besprochenen Kriterien und hebt deutlich hervor, 

welche Themen der/dem Direktkandidat/in wichtig sind. 

3. Bereitet eine 1-2-minütige Präsentation eures Plakates/Direkt-

kandidierenden vor. 
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GGaalllleerryy  WWaallkk  --  FFeeeeddbbaacckkbbooggeenn  

PPaarrtteeii::  __________________ 

 "#$% &'() *+, 

Das Plakat ist ansprechend gestaltet.    

Das Plakat erregt meine Aufmerksamkeit.    

Das Plakat vermittelt wichtige Inhalte.    

Das Plakat ist inhaltlich richtig.    

Das Plakat kann mir bei meiner Wahlent-
scheidung helfen. 

   

Erarbeitete Kriterien (z. B. Themen spre-
chen mich an) 

   

…     

PPaarrtteeii::  __________________ 

 "#$% &'() *+, 

Das Plakat ist ansprechend gestaltet.    

Das Plakat erregt meine Aufmerksamkeit.    

Das Plakat vermittelt wichtige Inhalte.    

Das Plakat ist inhaltlich richtig.    

Das Plakat kann mir bei meiner Wahlent-
scheidung helfen. 

   

Erarbeitete Kriterien (z. B. Themen spre-
chen mich an) 

   

…    
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Modul 4 – Niveau III: Kandidierende zur Wahl

Direktkandidierende im Wahlkreis
Wer kann überzeugen? Simulation einer Podiumsdiskussion

Um eine begründete Wahlentscheidung treffen zu können, ist es wichtig, sich mit den zur Wahl 
stehenden Kandidierenden zu befassen. In diesem Modul setzen sich die Schülerinnen und Schüler 
mit der Frage auseinander, wen sie mit ihrer Wahlkreisstimme bei der Landtagswahl wählen können. 
Dafür recherchieren sie Informationen zu den Kandidierenden in ihrem Wahlkreis und erarbeiten sich, 
für welches Programm die Kandidierenden und ihre Parteien stehen.

Hinweise

90 Minuten
Partner- und Gruppenarbeit; 
Unterrichtsgespräch

Recherche; Rollenspiel, 
Podiumsdiskussion oder 
Fishbowl-Diskussion
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Die Schülerinnen und Schüler…

• beschaffen sich selbstständig Informationen zu Direktkandidierenden und reflektieren den 
eigenen Prozess der Informationsbeschaffung,

• sind in der Lage, innerhalb ihrer Rolle politisch und sachlich korrekt zu interagieren 
(Perspektivübernahme) und außerhalb ihrer Rolle ihre eigene Arbeit zu reflektieren,

• kennen die Kandidierenden ihres Schulwahlkreises,
• vergleichen Meinungen und setzen sie in Bezug zu ihrer eigenen Meinung, 
• reflektieren den Zusammenhang von Direktkandidierenden und Parteien.
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Für diese Stunde muss eine vorbereitende Hausaufgabe erarbeitet werden: Die SuS bekommen 
jeweils eine/einen Direktkandidat/in zugelost, über welche/n sie sich im Vorfeld der Stunde 
Informationen beschaffen sollen. 
Über verschiedene Wahlplakate der Direktkandidierenden nähern sich die SuS dem Thema der 
Stunde und reflektieren den Prozess der eigenen Informationsbeschaffung. Im Anschluss stellt 
die Lehrkraft den Ablauf des Rollenspiels vor und die SuS wählen gemeinsam ein Thema und 
die Teilnehmenden der Podiumsdiskussion aus. Die SuS ordnen sich verschiedenen Rollen zu 
(2 Moderator/innen, je 2 SuS pro Direktkandidat/in, Publikum), bereiten sich auf ihre Rollen vor 
und führen die  Diskussion durch, bzw. beobachten diese und geben im Anschluss begründetes 
Feedback. 

In einem abschließenden Unterrichtsgespräch urteilen die SuS über ihr Rollenspiel und 
die Überzeugungskraft der dargestellten Kandidierenden. Gemeinsam reflektieren sie den 
Zusammenhang von Direktkandidierenden und Partei und diskutieren, ob sie auf Grundlage der in 
der Diskussion vermittelten Informationen eine begründete Wahlentscheidung treffen könnten.

–

 

 
 

Hausaufgabe: 

Informiert euch über die Direktkandidat/innen des Wahlkreises unserer 
Schule. Findet heraus, auf welchen Internetseiten ihr euch Informationen 
über sie beschaffen könnt. Welche Wege gibt es außer dem Internet 
noch, um an Informationen über die Direktkandidat/innen zu gelangen? 
Bringt Ausdrucke von Internetseiten, Flyer etc. mit. 
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Wahlplakat I 
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Podiumsdiskussion 

Stellt euch vor, heute wird eine Talkshow für das Fernsehen aufgezeich-
net. Ihr verkörpert dabei Moderator/innen, Direktkandidat/innen und das 
Publikum. Dafür sind folgende Arbeitsschritte notwendig: 
 

1. Wahl eines Themas 
- „Bildungskrise in Thüringen – Was tun gegen Unterrichtsausfall 

und Lehrkräftemangel?“ 
- „Frust und Funkloch – Wann kommt der digitale Ausbau auch in 

ländlichen Regionen?“ 
- „Wahlarena – Die Direktkandidierenden stellen sich und ihre 

wichtigsten Wahlkampfthemen vor“ 
- Eigene Themenvorschläge: 
- ... 
- ... 
- ... 

 
2. Wahl der Parteien 

- Welche Parteien sollen bei der Podiumsdiskussion vertreten 
sein? 
(Tipp: Möglich wäre z. B. alle zur Wahl stehenden Direktkandi-
dat/innen oder die Regelung, alle Direktkandidat/innen der im 
Landtag vertretenen Fraktionen abzubilden.) 
 

3. Rollenverteilung 
- Moderator/innen – 2 Personen (leiten die Diskussion, stellen 

Fragen) 
- verschiedene Direktkandidat/innen – 2 Personen je Direkt-

kandidat/in (beantworten Fragen, diskutieren) 
- Publikum – beliebige Anzahl (beurteilt Kandidat/innen, stellt 

Fragen aus Bürger/innensicht, führt ggf. ein kurzes Protokoll) 
 

4. Vorbereitung (35 Minuten) 
- Recherche im Internet, Bearbeitung der ausgeteilten und selbst 

mitgebrachten Materialien 
 

5. Durchführung (25 Minuten) 
 

6. Auswertung  
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Aufgaben der Moderator/in: Diskussionsleitung 

 

Bereitet euch auf die folgenden Aufgaben vor: 

 

1. Eröffnung der Diskussion: Das Thema bzw. die Fragestellung 

werden genannt und Informationen über den Ablauf der Diskussion 

(Zeitrahmen) gegeben. 

2. Vorstellung der Diskussionsteilnehmer/innen (Name und Par-

tei), anschließend stellen diese mit einem kurzen Statement ihre 

Position zum Thema dar. 

3. Gesprächsleitung: Die Diskussionsteilnehmer/innen werden zu 

einem Beitrag aufgefordert, Wortmeldungen werden zur Kenntnis 

genommen und anschließend wird das Wort erteilt. 

4. Einbindung des Publikums: Lasst ab und zu Wortmeldungen aus 

dem Publikum zu und bindet so Fragen der Wähler/innen ein. 

5. Verhalten in schwierigen Situationen: Stockt die Diskussion, 

können neue Aspekte eingebracht oder konkrete Fragen gestellt 

bzw. gezielt Personen angesprochen werden. 

6. Kommt es zu Störungen, muss die Diskussionsleitung eingreifen 

und auf die Gesprächsregeln verweisen, z. B. im Fall einer unsach-

lichen, emotionalen Diskussion. 

7. Abschluss des Gesprächs: Die Positionen der Teilnehmer/innen 

bzw. das Ergebnis der Diskussion werden zusammengefasst; am 

Ende wird den Gesprächsteilnehmer/innen für die Beiträge ge-

dankt. 

 
Quelle: 
https://www2.klett.de/sixcms/media.php/229/AB_695260_4x66qy_Diskussionsleitung.pdf , 

letzter Zugriff: 11.04.2024 
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Modul 4 – Vertiefung: Kandidierende zur Wahl

Wahlkampf im Internet
Kandidierende in sozialen Netzwerken

Soziale Netzwerke wie Facebook, Twitter oder Instagram werden mittlerweile von über 80 Prozent der 
potentiellen Wählerinnen und Wähler genutzt. Vor diesem Hintergrund hat die Bedeutung der Internet-
Plattformen auch für die Mobilisierung potentieller Wählerinnen und Wähler zugenommen. 
Aber wie präsentieren sich die Wahlkreiskandidierenden im Netz und welche Unterschiede gibt es 
zwischen den einzelnen sozialen Netzwerken? 

Das sollen die Schülerinnen und Schüler vergleichend analysieren.

Hinweise

60 Minuten Partner- und Gruppenarbeit
Internetrecherche (PC/Handy mit 
Internetzugang), Diskussion

ZI
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Die Schülerinnen und Schüler…

• erkennen, dass 84 Prozent der Personen über 16 Jahren soziale Medien nutzen und damit 
Facebook und Co. im Wahlkampf für die Mobilisierung der Wählerschaft eine wichtige Rollen 
spielen, 

• analysieren vor diesem Hintergrund Kandidierende aus ihrem Wahlkreis hinsichtlich ihrer 
Auftritte in sozialen Netzwerken, 

• diskutieren Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Kandidierenden-Profile in sozialen 
Netzwerken und bewerten die Aussagekraft. 
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Im Einstieg entdecken die SuS, dass 84% der über 16-Jährigen soziale Netzwerke nutzen und 
diese damit eine große Bedeutung für den Wahlkampf haben. 

Im Anschluss erstellen die SuS eine Profil-Analyse der eigenen Wahlkreiskandidierenden in den 
sozialen Netzwerken. 

Danach vergleichen die SuS in Gruppen die Ergebnisse ihrer Kandidierenden in unterschiedlichen 
sozialen Netzwerken. 

Abschließend diskutieren die SuS miteinander, welche Unterschiede die verschiedenen sozialen 
Medien aufweisen und welche Profile besonders gelungen sind. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
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vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 
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Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 
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solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
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Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
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ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 
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II) 
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ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Arbeitsauftrag: 

 

Stellen Sie Vermutungen dazu an, welche die beliebtesten „Sozialen Medien“ der Deutschen 
sind. 

 

 

 

 

Vermutung: 

____________________________________________ 

____________________________________________ 

____________________________________________ 

____________________________________________ 
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Arbeitsauftrag: 

 
1 Vergleichen Sie Ihr Ergebnis mit den Ergebnissen der Untersuchung: 

a. Überrascht Sie das Ergebnis, wenn ja, in welcher Weise? 
b. Welche Gemeinsamkeiten haben Vermutungen und Untersuchungsergebnisse? 

2 Was vermuten Sie, wieviel Prozent der Deutschen über 16 Jahren nutzen „Soziale Medien“? 
 
 

 

 

Quelle: ard-zdf-onlinestudie 2023 
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Analyse in Partnerarbeit 
Profil-Analyse 

Name Kandidierende/r 
 

 

Wahlkreis 
 

 

Partei 
 

 

zu analysierendes soziales Netzwerk  

Analyse-Kriterien und Informationen zum Profil 
formale Analyse 

1 Profilname  
2 Profilbild 

- Wie wirkt das Profilbild auf Sie? 
 
 

3 angemeldet seit  
4 Anzahl Follower/ Abonnenten   
5 Anzahl abonnierte Profile  
6 Anzahl Posts/ Beiträge insgesamt  
7 Anzahl Posts/ Beiträge in den letzten 4 

Wochen 
 

inhaltliche Analyse 
1 Themenschwerpunkt(e) 

- Lassen sich in den letzten 20 Posts  
Themenschwerpunkte erkennen? 

- Wenn ja, welche? 

 
 
 
 

2 Informationsgehalt der Beiträge 
- Sind für Sie neue Informationen  

dabei? 
- Wenn ja, welche? 

 
 
 

3 Verständlichkeit 
- Sind die Beiträge für Sie verständlich 

formuliert? 

 

4 Begründbarkeit 
- Werden Aussagen und Forderungen  

begründet und erklärt? 

 

5 Art der Beiträge 
- vornehmlich Fotos, (lange, kurze) Texte 

oder Collagen? 

 

6 Schreibstil 
- z.B. sachlich, angreifend, vorwerfend, 

anklagend, aggressiv, ironisch, humor-
voll, überzogen? 

 
 
 

7 Adressat/innen 
- Welche Nutzergruppe(n) werden ange-

sprochen? 

 
 

Fazit - Wirkung des Profils 
- Spricht Sie das Profil insgesamt an? Was 

gefällt Ihnen/ was gefällt Ihnen nicht? 
- Finden Sie die Form der Darstellung 

überzeugend? Was ist überzeugend/ 
nicht überzeugend? 
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Und das ist noch interessant zum Thema
Weiterführende Links und digitale Angebote für verschiedene Niveaustufen

Abgeordnete und Kandidierende im Check
Auf abgeordnetenwatch.de finden Sie die Abgeordneten 
des Thüringer Landtags sowie die Kandidierenden 
zur Landtagswahl. Dort können Sie sich über die 
Personen, ihre Funktionen, Nebentätigkeiten 
und Abstimmungsverhalten informieren und den 
Kandidierenden auch direkt Fragen stellen.

Aktuelles zur Landtagswahl
Auf der Themenseite des MDR finden Sie aktuelle News, 
Hintergründe und Analysen zur Wahl, alle wichtigen 
Informationen zum Ablauf und zu den Kandidatinnen 
und Kandidaten sowie am Wahltag alle Ergebnisse in 
den Wahlkreisen, Städten und Gemeinden.

Aktuell im Landtag vertretene Abgeordnete
Lebensläufe und Kurzprofile der aktuell im Landtag 
sitzenden Abgeordneten gibt es auf der Seite des 
Thüringer Landtags.

Zugelassene Kandidierende zur Thüringer Landtagswahl
Auf der Internetseite der Landeswahlleitung sind alle 
zugelassenen Kandidierenden für die Landtagswahl in 
Thüringen zu finden.

Diese und weitere Links unter: www.juniorwahl.de/thueringen-digital.html
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Modul 4: Kandidierende zur Wahl
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Modul 5 – Einstieg: Parteien und Wahlprogramme

Parteien zur Landtagswahl
Welche Partei passt zu mir? Der Wahl-O-Mat

Um eine begründete Wahlentscheidung treffen zu können, ist es wichtig, sich mit den zur Wahl 
stehenden Parteien und ihren Wahlprogrammen auseinanderzusetzen. In diesem Modul lernen die 
Schülerinnen und Schüler die verschiedenen zur Wahl stehenden Parteien kennen und setzen sich 
gemeinsam mit den Wahlprogrammen auseinander, um am Ende eine begründete Wahlentscheidung 
treffen zu können. 
Dieser Einstieg ermöglicht es zunächst spielerisch, die verschiedenen Positionen der Parteien zu 
entdecken und die eigenen Übereinstimmungen mit den zur Wahl stehenden Parteien zu erkennen.

Hinweise

45 Minuten
Gruppenarbeit; 
Unterrichtsgespräch

Wahl-O-Mat, Smartboard, bzw. 
Beamer und PC (ggf. mehrere), 
Diskussion

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• lernen den Wahl-O-Mat als mögliches Hilfsmittel zur Entscheidungsfindung kennen,
• lernen relevante Themen zur Landtagswahl kennen und die Positionen der Parteien dazu,
• erkennen, welche Themen ihnen besonders wichtig sind,
• diskutieren und bewerten das Ergebnis des Wahl-O-Mats aus Individual- und 

Gruppenperspektive.

VE
RL

AU
F

In einem geleiteten Unterrichtsgespräch erörtern die SuS zunächst, ob sie sich schon für 
eine Partei zur kommenden Landtagswahl/Juniorwahl entschieden haben und wovon sie ihre 
Wahlentscheidung abhängig machen. 

Im Anschluss führen die SuS gemeinsam den Wahl-O-Mat durch. Dies kann entweder im 
Klassenverband oder in Kleingruppen gemacht werden – in beiden Fällen stimmen die SuS 
über jede einzelne These ab. Das Gesamtergebnis der Durchführung des Wahl-O-Mats wird im 
Plenum diskutiert und aus Individual- und Gruppenperspektive bewertet. In der anschließenden 
Diskussion können bei Bedarf auch einzelne Thesen aus dem Wahl-O-Mat thematisiert werden. 

Zum Stundenausstieg reflektieren die SuS ihren Entscheidungsfindungsprozess und äußern ihre 
Meinung, ob sie mithilfe des Wahl-O-Mats einer Wahlentscheidung nähergekommen sind oder 
nicht.

MM11--  MMoodduull  55  ––  EEiinnssttiieegg  

	
	

*	Für	Variante	2	(Kleingruppenabstimmung) 

	

	

Protokoll	Wahl-O-Mat*		

These	 Zustimmung	 Ablehnung	 Enthaltung	 Kommentar	

These	1	 	 	 	 	

These	2	 	 	 	 	

These	3	 	 	 	 	

These	4	 	 	 	 	

These	5	 	 	 	 	

These	6	 	 	 	 	

These	7	 	 	 	 	

These	8	 	 	 	 	

These	9	 	 	 	 	

These	10	 	 	 	 	

These	11	 	 	 	 	

These	12	 	 	 	 	

These	13	 	 	 	 	

These	14	 	 	 	 	

These	15	 	 	 	 	

These	16	 	 	 	 	

These	17	 	 	 	 	

These	18	 	 	 	 	

These	19	 	 	 	 	

These	20	 	 	 	 	
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33Modul 5 – Niveaustufe I: Parteien und Wahlprogramme

Parteien zur Landtagswahl
Welche Parteien stehen zur Wahl und wen soll ich wählen?

Um eine begründete Wahlentscheidung treffen zu können, ist es wichtig, sich mit den zur Wahl 
stehenden Parteien und ihren Wahlprogrammen auseinanderzusetzen. In diesem Modul lernen die 
Schülerinnen und Schüler die verschiedenen zur Wahl stehenden Parteien kennen und setzen sich 
gemeinsam mit den Positionen der Parteien auseinander. Dafür überlegen sie zunächst, welche 
Themen ihnen besonders wichtig sind, um diese dann mit erarbeiteten Schwerpunktthemen der 
einzelnen Parteien zu vergleichen.

Hinweise

90 Minuten
Gruppenarbeit; 
Unterrichtsgespräch

Recherche; Steckbriefe erstellen; 
Schülervorträge

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• erkennen, welche Themen ihnen besonders wichtig sind,
• sind in der Lage, sich Informationen zu den Parteien und ihren Positionen zu beschaffen,
• können ihre Partei und deren Schwerpunkte in einem prägnanten Vortrag präsentieren,
• wissen Grundlegendes über die Parteienlandschaft und die zur Wahl stehenden Parteien,
• vergleichen die Positionen und Themen der zur Wahl stehenden Parteien mit ihren Interessen.

VE
RL

AU
F

Über eine Karikatur entdecken die SuS das Thema der Stunde. In einem kurzen Brainstorming 
reflektieren die SuS zunächst, welche Themen ihnen besonders wichtig wären, wenn sie selbst 
eine Partei gründen würden und welche Positionen sie beziehen würden. 

Im Anschluss erarbeiten die SuS in Gruppenarbeit einen Steckbrief zu der ihnen zugeteilten/
von ihnen gewählten Partei, indem sie im Internet und/oder in Wahlprogrammen die Positionen 
der Partei recherchieren. Ein Arbeitsblatt mit verschiedenen Internetlinks dient den SuS als 
Hilfestellung. Darüber hinaus kann die Lehrkraft Informationsmaterialien und Wahlprogramme 
mitbringen. Die SuS präsentieren in kurzen Vorträgen ihre Ergebnisse.

In einem geleiteten Unterrichtsgespräch analysieren die SuS, welche Partei ihren zu 
Stundenbeginn genannten Themen und Positionen am nächsten kommt und reflektieren, ob sie 
auf Grund der neu gewonnenen Erkenntnisse eine begründete Wahlentscheidung treffen können. 

– –

 

 

Parteien zur Landtagswahl 

    

        

 Quelle:https://www.thueringer-allgemeine.de/politik/article233052431/Parteien-in-Thueringen-sorgen-sich-um-ihre-
Wahlplakate.html 

 

 

 

 

 

 

 

Stellt euch vor, ihr gründet eine Partei, die Wähler/innen in eurem Alter 
ansprechen und von diesen gewählt werden möchte. Welche Themen sind 
euch wichtig? 

Ähhmm… Wen 
soll ich denn 

jetzt wählen?!? 
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Parteien zur Landtagswahl in Thüringen: Tipps für die 
Internetrecherche 
 

Eine informative Quelle zu den zur Wahl stehenden Parteien und deren 
Programmen: 

https://www.bpb.de/politik/wahlen/wahl-o-mat/ 

 

 

Auf diesen Webseiten findet ihr Informationen über die Parteien, die aktuell 
im Landtag von Thüringen vertreten sind: 

https://www.die-linke-thueringen.de/start/aktuell/ 

https://www.cdu-thueringen.de/ 

https://www.afd-thueringen.de/ 

https://www.spd-thueringen.de/ 

https://gruene-thueringen.de/ 

https://www.fdp-thueringen.de/ 

 

Weitere Informationen auf der Seite der Landeszentrale für politische Bildung in 
Thüringen: 

https://wahlen.thueringen.de/ 

 

 

 

M
2 

- R
ec

he
rc

he
tip

ps

 

– –

 

Steckbrief: 

Parteien zur Landtagswahl in Thüringen 
 

Name der Partei:        Logo: 

____________________________________________________________________ 

Gründungsjahr und Mitgliederzahl:  

____________________________________________________________________ 

Spitzenkandidat/Spitzenkandidatin: 

____________________________________________________________________ 

 

____________________________________________________________________ 

Themen, die der Partei besonders wichtig sind:  

 

____________________________________________________________________ 

 

____________________________________________________________________ 

 

____________________________________________________________________ 

 

____________________________________________________________________ 

 

____________________________________________________________________ 

Was uns noch wichtig ist:  

____________________________________________________________________ 

 

____________________________________________________________________ 

 

____________________________________________________________________ 
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Modul 5 – Niveaustufe II: Parteien und Wahlprogramme

Parteien zur Landtagswahl
Welche Parteien stehen zur Wahl und wen soll ich wählen?

Um eine begründete Wahlentscheidung treffen zu können, ist es wichtig, sich mit den zur Wahl 
stehenden Parteien und ihren Wahlprogrammen auseinanderzusetzen. 
In diesem Modul lernen die Schülerinnen und Schüler die verschiedenen zur Wahl stehenden Parteien 
kennen und setzen sich gemeinsam mit den Positionen der Parteien auseinander. 
Dafür überlegen sie zunächst, welche Themen ihnen besonders wichtig sind, um diese dann mit 
erarbeiteten Schwerpunktthemen der einzelnen Parteien zu vergleichen.

Hinweise

90 Minuten
Gruppenarbeit; 
Unterrichtsgespräch

Punkteabfrage; Recherche/
Webquest; Schülervorträge

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• erkennen, welche Themen ihnen besonders wichtig sind,
• analysieren mit Hilfe vorgegebener Analysekriterien die Wahlprogramme der Parteien,
• können ihre Partei und deren Positionen in einem prägnanten Vortrag präsentieren,
• wissen Grundlegendes über die Parteienlandschaft und die zur Wahl stehenden Parteien,
• vergleichen die Positionen und Themen der zur Wahl stehenden Parteien mit ihren Interessen,
• diskutieren Unterschiede und Ähnlichkeiten der Parteien in Bezug auf ihre Topthemen und 

bilden sich ein Urteil über die zur Wahl stehenden Parteien.

VE
RL
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Zum Einstieg clustern die SuS Kriterien und Themengebiete, die für ihre Wahlentscheidung wichtig 
sind. Über eine Punktabfrage werden 2-3 Topthemen gewählt, welche die Grundlage für die 
Recherche zu den einzelnen Parteien und Programmen zur Landtagswahl darstellen. 

In Kleingruppen erarbeiten sich die SuS mithilfe der Wahlprogramme und einer Internetrecherche 
die wichtigsten Aussagen der ihnen zugeteilten/von ihnen gewählten Partei zu ihren 2-3 
Topthemen. Darüber hinaus analysieren sie, ob die Aussagen der Partei überzeugend sind oder 
nicht und bilden sich ein individuelles Urteil über die Partei. In kurzen Vorträgen präsentieren die 
Kleingruppen ihre Ergebnisse im Plenum. 

In einem geleiteten Unterrichtsgespräch analysieren die SuS Unterschiede und Ähnlichkeiten der 
Parteien in Bezug auf ihre Topthemen und reflektieren, ob sie auf Grund der neu gewonnenen 
Erkenntnisse nun eine begründete Wahlentscheidung treffen können.

MM11  ––  MMeetthhooddeennbbllaatttt  ffüürr  ddiiee  LLeehhrrkkrraafftt  ––  MM55  ––  NNiivveeaauu  IIII  

	 	
 
KKoonnzzeeppttppaappiieerr  ffüürr  ddeenn  EEiinnssttiieegg::  PPuunnkkttaabbffrraaggee (für die Lehrkraft)         

Durchführung: Die Lehrkraft schreibt die Statements an die Tafel und verteilt jeweils vier-fünf 

Klebepunkte an jede/n Schüler/in (je nach Anzahl der zu wählenden Topthemen). Die 

Schüler/innen kommen nach vorn und positionieren sich mithilfe der Klebepunkte. 

 

11))  IIcchh  wweeiißß,,  wwoovvoonn  iicchh  aabbhhäännggiigg  mmaacchhee,,  wweenn  iicchh  wwäähhllee((nn  wwüürrddee))..  (1 Klebepunkt pro Schüler/in)  

trifft zu  

teilweise  

trifft nicht zu  

 

 

22))  IIcchh  wweeiißß,,  wwoo  iicchh  IInnffoorrmmaattiioonneenn  üübbeerr  ddiiee  PPaarrtteeiieenn  uunndd  üübbeerr  iihhrree  PPoossiittiioonneenn  zzuu  bbeessttiimmmmtteenn  

TThheemmeenn  ffiinnddee..  (1 Klebepunkt pro Schüler/in) 

trifft zu  

teilweise  

trifft nicht zu  

  

AAnnssäättzzee  zzuurr  AAuusswweerrttuunngg  ddeerr  eerrsstteenn  PPuunnkkttaabbffrraaggee::  

1) Frage an die Schüler/innen: Welche Kriterien sind ausschlaggebend für die Wahl einer Partei? 

Sammlung der Kriterien, an denen sich die Wahl einer Partei orientieren kann (z.B. Antworten 

zu Problemen/Wünschen der Schüler/innen im Wahlprogramm, überzeugende Aussagen und 

Lösungsvorschläge, Sympathie, Umgang mit Konkurrenzparteien, etc.) 

2) Frage an die Schüler/innen: Wo könnt ihr Informationen über die Parteien und über ihre 

Positionen finden? 

z.B. Fernsehen, Radio, Podcasts, Homepages der Parteien, WWaahhllpprrooggrraammmmee (Broschüren 

oder im Internet) 
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AArrbbeeiittssaauuffttrraagg  

1) Erarbeitet euch mithilfe einer Internetrecherche Informationen über die euch zugeteilte 

Partei. Nutzt dazu z. B. das online verfügbare Wahlprogramm der Partei und beachtet 

dabei die folgenden Fragestellungen:  

§ Was sind die Aussagen des Wahlprogrammes eurer Partei im Bezug auf eure 

gewählten Topthemen? 

§ Sind die Aussagen für euch überzeugend (z.B. Formulierungen, Wortwahl, logische 

Schlussfolgerungen, schlüssige Argumentation etc.)? 

2) Haltet eure Ergebnisse in Stichworten auf einem M3 fest. 

3) Analysiert, was die Partei auf euch sympathisch oder unsympathisch wirken lässt (z.B. 

Formulierungen, Themenschwerpunkte, Wortwahl etc.). 

4) Bildet euch mithilfe von M4 ein Urteil über die Partei und entscheidet und begründet, ob ihr 

euch prinzipiell vorstellen könntet, dieser Partei eure Stimme zu geben. 

5) Bereitet euch darauf vor, eure Ergebnisse euren Mitschüler/innen zu präsentieren. 

6) Je nach Zeit könnt ihr dafür ein Plakat zu eurer Partei und ihren Positionen gestalten. 
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35Modul 5 – Niveaustufe III: Parteien und Wahlprogramme

Parteien zur Landtagswahl
Welche Parteien stehen zur Wahl und wen soll ich wählen?

Um eine begründete Wahlentscheidung treffen zu können, ist es wichtig, sich mit den zur Wahl 
stehenden Parteien und ihren Wahlprogrammen auseinanderzusetzen. 
In diesem Modul lernen die Schülerinnen und Schüler die verschiedenen zur Wahl stehenden Parteien 
kennen und setzen sich gemeinsam mit den Positionen der Parteien auseinander. 
Dies passiert in Form eines kurzen Radiospots, den die Schülerinnen und Schüler zu einer 
selbstgewählten Fragestellung erstellen und der die Positionen der verschiedenen Parteien zu der 
Frage thematisiert.

Hinweise

90 Minuten
Gruppenarbeit; 
Unterrichtsgespräch

Recherche/Webquest; Erstellen 
von Radiospots; Diskussion

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• entdecken interessante Fragestellungen rund um entscheidende Themen zur Landtagswahl,
• analysieren Wahlprogramme verschiedener Parteien hinsichtlich einer Fragestellung,
• vergleichen die Positionen der Parteien und fassen diese prägnant und verständlich in einem 

kurzen Radiospot zusammen,
• wissen Grundlegendes über die Parteienlandschaft und die zur Wahl stehenden Parteien,
• diskutieren und bewerten die Aussagen verschiedener Parteien zu Wahlkampfthemen.

VE
RL

AU
F

Über eine Karikatur entdecken die SuS das Thema der Stunde. Im Anschluss erstellen die SuS in 
Kleingruppen einen 3-5 minütigen Radiospot, der die Positionen der Parteien zu einem Thema 
zusammenfasst. 

Dazu überlegen sie sich zunächst eine spannende Fragestellung/ein spannendes Thema, das 
insbesondere junge Menschen interessiert. Die Kleingruppen recherchieren und erarbeiten sich 
die Positionen und Kernaussagen der Parteien zu ihrem Thema und fassen diese prägnant und gut 
verständlich zusammen. Schließlich nehmen sie ihren Radiospot auf. Im Plenum präsentieren sich 
die SuS ihre Radiospots gegenseitig, vergleichen Beiträge mit gleichen oder ähnlichen Themen 
und geben sich gegenseitig Feedback.  

In einem abschließenden Unterrichtsgespräch diskutieren die SuS Unterschiede und 
Ähnlichkeiten der Parteien und reflektieren, ob sie auf Grund der neu gewonnenen Erkenntnisse 
nun eine begründete Wahlentscheidung treffen können.
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Modul 5 – Vertiefung: Parteien und Wahlprogramme

Wahlwerbung und Wahlkampf
Wahlkampf – wozu? Information oder Manipulation?

In Zeiten des Wahlkampfes begegnen einem Wahlplakate und verschiedenste Wahlinformationen in 
allen Bereichen des Lebens. Gerade in Zeiten des zunehmenden Populismus stellt sich dabei die Frage, 
wie aussagekräftig und auch sachlich korrekt die verbreiteten Argumente und Informationen sind. Vor 
diesem Hintergrund sollen sich die Schülerinnen und Schüler im Rahmen einer handlungsorientierten 
Talk-Show mit der Frage: „Wahlkampf – wozu? Information oder Manipulation?“ auseinandersetzen. 

Hinweise

90 Minuten Plenum, Gruppenarbeit
Textanalyse, Rollenspiel 
Talkshow, Diskussion

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• analysieren anhand verschiedener Texte die wesentliche Bedeutung und Rolle des Wahlkampfes 
für politische Akteuren,

• erarbeiten kontroverse mehrperspektivische Standpunkte zum Thema Wahlkampf und 
verteidigen diese in einer Pro-Contra-Diskussion in Form einer Talk-Show,

• bewerten vor dem Hintergrund der erarbeiteten Informationen die Bedeutung des Wahlkampfs 
für Regierung, Opposition und Wählerinnen und Wähler.

VE
RL

AU
F

Im Einstieg analysieren die SuS eine Karikatur zum Thema „Wahlkampf“ und entwickeln die 
Leitfrage „Wahlkampf – wozu? Information oder Manipulation?“. 

Nach einer Vorbereitung in Gruppen simulieren die SuS im Rahmen einer Talk-Show eine 
Diskussion von vier Akteuren zu dieser Leitfrage. 

Zum Schluss sollen die SuS sich ein Urteil zur Kontroverse von Information oder Manipulation im 
Wahlkampf bilden.

MM11  --  MMoodduull  55    ––  VVeerrttiieeffuunngg    

	
	

	
AAuuffggaabbee:: Beschreibt die Karikatur. Formuliert das Problem, das der 

Zeichner/Karikaturist thematisiert. 
	
	
	

	
	
	
Warnhinweis für Wahlplakate von Nottel 

(http://de.toonpool.com/user/51637/files/warnhinweis_fuer_wahlplakate_2078055.jpg (letzter Zugriff: 

11.12.2020) 
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MM22  --  MMoodduull  55    ––  VVeerrttiieeffuunngg    

	
	

IInnffoorrmmaattiioonnssbbllaatttt  ffüürr  ddiiee  LLeehhrreennddeenn  
  

DDuurrcchhffüühhrruunngg  ddeerr  TTaallkk--SShhooww  

  

Die SuS übernehmen verschiedene Positionen zu der Problemstellung „Wahlkampf – 

Information oder Manipulation?“ und verteidigen diese durch Argumentationen. Nachdem 

ein/e Moderator/in das Gespräch eröffnet hat, stellt jede/r Diskussionsteilnehmer/in die 

eigene Position dar. Anschließend beginnt das Streitgespräch. Die/der Moderator/in gibt 

Impulse und erteilt den Teilnehmer/innen das Wort. Die/der Moderator/in steuert das 

Gespräch. 

 

Die/der Lehrer/in teilt die Klasse in vier Gruppen auf, bei großen Klassen können die 

Rollen doppelt vergeben und acht Gruppen gebildet werden.. Jede Gruppe bekommt eine 

Textaufgabe sowie dazu gehörige Rollenkarten. Die Gruppen einigen sich auf Argumente 

und formulieren diese. Außerdem sollen sich die Gruppen überlegen, wie man die Rolle 

am besten mit den herausgearbeiteten Argumenten darstellen kann. Weiterhin sollen die 

SuS eine/n Vertreter/in der Gruppenpositionen wählen (es können auch mehrere 

Vertreter/innen sein). 

 

RRoolllleennkkaarrtteenn::    

  

11.. Politikwissenschaftler Karl-Rudolf Korte, Professor an der Universität Duisburg-

Essen mit dem Schwerpunkt Wahlanalyse.  

AAuuffggaabbee  ffüürr  ddiiee  GGrruuppppee:: Thematisierung der Aufgaben und Ziele des Wahlkampfes. 

 

22.. Politikwissenschaftler Prof. Dr. Christoph Bieber, Vereinsvorsitzender des pol-di.net 

e.V. 

AAuuffggaabbee  ffüürr  ddiiee  GGrruuppppee: Thematisierung der Bedeutung des Wahlkampfes für die 

Regierung. 

 

33.. Thomas Krüger, Präsident der Bundeszentrale für politische Bildung. 

AAuuffggaabbee  ffüürr  ddiiee  GGrruuppppee:: Thematisierung der Bedeutung des Wahlkampfes für die 

Opposition. 
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MM33  --  MMoodduull  55    ––  VVeerrttiieeffuunngg    

	
	

	

RRoolllleennkkaarrttee  PPrrooff..  RRuuddoollff  KKoorrttee	
	
AAuuffggaabbee  ffüürr  ddiiee  GGrruuppppeennaarrbbeeiitt::    

  

Bereitet euch auf die Talk-Show „Wahlkampf – Information oder Manipulation?“ vor. Ihr 

übernehmt die Rolle des Politikwissenschaftler KKaarrll--RRuuddoollff  KKoorrttee, Professor an der 

Universität Duisburg-Essen mit dem Schwerpunkt Wahlanalyse. Eure Aufgabe ist es, die 

Aufgaben und Ziele des Wahlkampfes in der Talk-Show zu thematisieren. Sammelt 

Argumente aus dem Text und bereitet diese überzeugend vor. Benutzt folgende 

Aufgabenstellungen für eure Vorbereitung: 

1. Formuliert eine kurze Definition des Begriffs "Wahlkampf". 

2. Diskutiert die Idealfunktionen von Wahlkampf. 

3. Setzt euch mit aktuellen Beispielen für die Durchführung des Wahlkampfes 

auseinander. 

	
	
AAuuffggaabbeenn  uunndd  ZZiieellee  ddeess  WWaahhllkkaammppffeess  

  

DDeeffiinniittiioonn  uunndd  SStteelllleennwweerrtt  ddeess  WWaahhllkkaammppffeess  

Der Wahlkampf ist die politische Auseinandersetzung von Parteien und 

Wählervereinigungen um Zustimmung des Bürgers zu Personen und Programmen; 

letztlich um die politische Herrschaft. […] Dieser Wahlkampf kann wiederum unterteilt 

werden in "Vorwahlkampf" und "heiße Phase", die in der Regel die letzten drei bis vier 

Wochen vor dem Wahltag ausmacht. Träger des Wahlkampfes sind bei der 

Bundestagswahl wie auch bei den Landtags- und Europawahlen fast nur noch die 

Parteien. Sie allein verfügen über die finanziellen Mittel und personellen Kapazitäten, um 

einen Wahlkampf zu führen. Sie präsentieren im Wahlkampf dem Bürger ihre Ziele und 

führen ihm ihr personelles und sachliches Angebot vor Augen und Ohren. Sie versuchen, 

die Zustimmung und Sympathien der Bürger zu gewinnen, um am Wahltag ihre Stimme zu 

erhalten. In dieser Zeit verschärft sich die politische Auseinandersetzung zwischen den 
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Und das ist noch interessant zum Thema
Weiterführende Links und digitale Angebote für verschiedene Niveaustufen

Wahl-O-Mat zur Landtagswahl
Mit dem Wahl-O-Mat können die Schülerinnen und 
Schüler spielerisch die Standpunkte der zur Wahl 
stehenden Parteien kennenlernen und mit ihren 
eigenen Positionen vergleichen. Der Wahl-O-Mat 
zur Landtagswahl in Thüringen wird im August 2024 
veröffentlicht.

Kurzprofile der zur Wahl stehenden Parteien
Die Bundeszentrale für politische Bildung bietet zu 
jeder Wahl einen kompakten Überblick über die zur 
Wahl antretenden Parteien. In den Kurzprofilen der 
Parteien wird erläutert, welche Positionen die Parteien 
auszeichnen und was die Besonderheiten der einzelnen 
Parteien sind.

Zugelassene Parteien zur Landtagswahl in Thüringen
Auf der Internetseite der Landeswahlleitung sind 
alle zugelassenen Parteien für die Landtagswahl in 
Thüringen zu finden.

Parteiprogramme im Netz
Auf den Webseiten der Landesverbände der zur Wahl 
stehenden Parteien können Sie deren Wahlprogramme 
zur Landtagswahl bestellen oder herunterladen.
Einige Parteien bieten auch Wahlprogramme in leichter 
Sprache an.

Diese und weitere Links unter: www.juniorwahl.de/thueringen-digital.html
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Modul 5: Parteien und Wahlprogramme
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Schulung als Wahlhelferinnen und Wahlhelfer

Demokratie muss organisiert werden! 
Binden Sie Ihre Schülerinnen und Schüler daher 
auch als Wahlhelferinnen und Wahlhelfer bei der 
Organisation des Wahlakts ein.
Hierfür gibt es umfangreiche Informationen und 
Anleitungen.
Am Ende können Sie den Schülerinnen und 
Schülern auch Urkunden für ihr Engagement im 
Wahlvorstand übergeben.

www.juniorwahl.de/wahlorganisation.html

So läuft die Wahl ab

EINGANG

Der Ablauf im Wahlraum:

3AUSGANG

WAHL-
KABINE

WAHL-
KABINE

WAHLVORSTAND

1 2

1 Die Wählerin/der Wähler zeigt dem Wahlvorstand die 
Wahlbenachrichtigung und den Schüler- oder Personalausweis.

2 Der Wahlvorstand übergibt der Wählerin/dem Wähler 
einen Stimmzettel.

3 Die Wählerin/der Wähler geht hinter die Wahlkabine und 
füllt den Stimmzettel aus.

4 Der Wahlvorstand überprüft die Wahlberechtigung mit Hilfe des 
Wählverzeichnisses und vermerkt die Stimmabgabe.

Stimmzettel
für die Juniorwahl zum Deutschen Bundestag

Wahlkreis – Nr

Sie haben 2 Stimmen
hier 1 Stimme

für die Wahl
einer/eines Wahlkreis-

abgeordneten

Erststimme

  hier 1 Stimme
   für die Wahl
  einer Landesliste (Partei)
   – maßgebende Stimme für die Verteilung der 
      Sitze insgesamt auf die einzelnen Parteien –

 Zweitstimme
1

Kandidat/in A

PARTEI A
Parteiname A

1Beruf
Wohnort PARTEI A Parteiname A Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

2
Kandidat/in B

PARTEI B
Parteiname B

2Beruf
Wohnort PARTEI B Parteiname B Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

3
Kandidat/in C

PARTEI C
Parteiname C

3Beruf
Wohnort PARTEI C Parteiname C Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

4
Kandidat/in D

PARTEI D
Parteiname D

4Beruf
Wohnort PARTEI D Parteiname D Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

5
Kandidat/in E

PARTEI E
Parteiname E

5Beruf
Wohnort PARTEI E Parteiname E Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

PARTEI F
Parteiname F

6
Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 
Listenplatz 4, Listenplatz 5

5

WAHLURNE

Stim
mzettel

für die Juniorwahl zum Deutschen Bundestag

Wahlkreis – Nr

Sie haben 2 Stimmen

hier 1 Stim
me

für die Wahl

einer/eines Wahlkreis-

abgeordneten

Erststim
me

  hier 1 Stim
me

   fü
r die Wahl

  einer Landesliste (Partei)

   –
 maßgebende Stimme für die Verteilung der 

     
 Sitze insgesamt auf die einzelnen Parteien –

 Zweitstim
me

1
Kandidat/in

 A

PARTEI A

Parteiname A

1

Beruf

Wohnort

PARTEI A
Parteiname A

Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

2
Kandidat/in

 B

PARTEI B

Parteiname B

2

Beruf

Wohnort

PARTEI B
Parteiname B

Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

3
Kandidat/in

 C

PARTEI C

Parteiname C

3

Beruf

Wohnort

PARTEI C
Parteiname C

Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

4
Kandidat/in

 D

PARTEI D

Parteiname D

4

Beruf

Wohnort

PARTEI D
Parteiname D

Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

5
Kandidat/in

 E

PARTEI E

Parteiname E

5

Beruf

Wohnort

PARTEI E
Parteiname E

Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

PARTEI F

Parteiname F

6

Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

Stimmzettel
für die Juniorwahl zum Deutschen Bundestag

Wahlkreis – Nr

Sie haben 2 Stimmen
hier 1 Stimme

für die Wahl
einer/eines Wahlkreis-

abgeordneten

Erststimme

  hier 1 Stimme
   für die Wahl
  einer Landesliste (Partei)
   – maßgebende Stimme für die Verteilung der 
      Sitze insgesamt auf die einzelnen Parteien –

 Zweitstimme
1

Kandidat/in A

PARTEI A
Parteiname A

1Beruf
Wohnort PARTEI A Parteiname A Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

2
Kandidat/in B

PARTEI B
Parteiname B

2Beruf
Wohnort PARTEI B Parteiname B Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

3
Kandidat/in C

PARTEI C
Parteiname C

3Beruf
Wohnort PARTEI C Parteiname C Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

4
Kandidat/in D

PARTEI D
Parteiname D

4Beruf
Wohnort PARTEI D Parteiname D Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

5
Kandidat/in E

PARTEI E
Parteiname E

5Beruf
Wohnort PARTEI E Parteiname E Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 

Listenplatz 4, Listenplatz 5

PARTEI F
Parteiname F

6
Listenplatz 1, Listenplatz 2, Listenplatz 3, 
Listenplatz 4, Listenplatz 5

Wahlbenachrichtigung
für die Juniorwahl 2017 zum Deutschen Bundestag

Frau/Herrn

Sie sind in das Wählerverzeichnis eingetragen und können im oben angegebenen Wahllokal wählen. 
Bringen Sie bitte diese Benachrichtigung und Ihren Personalausweis oder einen mit einem 
Lichtbild versehenen anderen amtlichen Ausweis am Wahltag in das Wahllokal mit. Sie können 
aber auch wählen, wenn Sie diese Benachrichtigung verloren oder vergessen haben.

Bei der Juniorwahl zum Deutschen Bundestag ist es nicht möglich, in einem anderen Wahlraum 
Ihres Wahlkreises zu wählen. Eine Briefwahl ist ebenfalls ausgeschlossen. Demnach entfällt auch der 
Wahlscheinantrag für die Briefwahl.

Wahlraum:   

Wahlzeit:      

Klasse/Kurs: 

Wahlverz.-Nr.: 

10
14

05
 I 

24
09

17
 9

/1

Ihre Wahlunterlagen
für die GI Vorstands- und Präsdiumswahl 2008

Wenn unzustellbar, zurück an: Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) · Ahrstrasse 45 · 53175 Bonn

Ihre Wahlunterlagen
für die GI-Wahl 2012

P PREMIUMADRESS
BASIS
INFOPOST

WBN-BTW-2017.indd   1 13.03.17   09:15

Aula
3

C-Musterfrau, Claudia

9A
8:45-9:15h

PERSONALAUSWEIS
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

LSH19V4R
Name:

Vornamen:

Geburtstag:

Geburtsort:

Unterschrift:

Foto:

Name

Vorname

1.1.2007

Ort

Unterschrift

Die Wählerin/der Wähler faltet den Stimmzettel und wirft ihn nach 
Aufforderung durch den Wahlvorstand in die Wahlurne hinein.5

4
Wählerverzeichnis der  Juniorwahl               Blatt: 1 von 2

Name der Schule: __________________________________           Klasse/Kurs: ______________

Name der Wahlhelfer/in: _________________________________________________________

Anzahl der Stimmberechtigten: ______   Wahlzeit: __.__.____, von __ : __ Uhr bis __ : __ Uhr

Stimm-
abgabe

Bemerkungen Lfd. 
Nr.

vonAnzahl der Stimmabgaben auf Seite 1 :     

Zuname, Vorname

Hinweis: Das Wählerverzeichnis muss am Wahltag von den Wahlhelferinnen/Wahlhelfern 
zum Wahlraum mitgebracht werden und ist dem Wahlvorstand zu übergeben!

Musterschule                  9a
    Maria Mustermann
      26        2 9 22   8 15     8 45

C-Musterfrau, Claudia       ja               3

Bereiten Sie Ihre Schülerinnen und Schüler auf 
Ihre Rolle als Wählerinnen und Wähler vor!
Erklären und zeigen Sie ihnen, wie die Wahl im 
Wahlraum abläuft.
Wir stellen Ihnen Plakate und Informationsvideos 
zur Verfügung, um die Schülerinnen und Schüler 
auf den Ablauf der Wahl vorzubereiten.

www.juniorwahl.de/wahlakt.html
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Geben Sie ihnen einfach diesen Link weiter:
www.juniorwahl.de/wir-auch.html

Aktivieren Sie Ihre Schüler/innen!

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Aktivieren Sie die Medien-AG oder Schulzeitung! 
Die Juniorwahl an Ihrer Schule bietet die ideale Möglichkeit, darüber einen 
Beitrag auf der Schulhomepage, in der Schulzeitung oder in den sozialen 
Medien zu veröffentlichen.

DDiiee  KKaannddiiddaatteenn  ddeess  WWaahhllkkrreeiisseess  hhaabbeenn  ssiicchh  bbeeii  eeiinneerr  DDiisskkuussssiioonn  ddeenn  SScchhüülleerrnn  ddeess

SSuussoo--GGyymmnnaassiiuummss  ggeesstteelllltt..  DDaabbeeii  wwaarr  ddiiee  AAbbsseennkkuunngg  ddeess  WWaahhllaalltteerrss  eebbeennffaallllss  TThheemmaa

––  sscchhlliieeßßlliicchh  ddüürrffeenn  ddiiee  SScchhüülleerr  nnoocchh  nniicchhtt  wwäähhlleenn..

Das Körbchen voller Zettel hat einige Überraschungen parat. Welche Superkräfte hätten sie

gerne? Was ist ihre nervigste Eigenschaft? Sollten extreme Parteien verboten werden? Von

persönlich bis politisch reichen die Fragen an die sechs Bundestagskandidaten im Landkreis,

die sich bei einer Podiumsdiskussion am Suso-Gymnasium den Schülern stellen. Zusätzlich

zum Fragekörbchen gibt es auch noch den „Anwalt des Volkes“, in Person von Moritz Müller,

der drängende Fragen aus dem Publikum an die Vertreter des Volkes weitergibt.

Die wichtigste für die junge Zielgruppe: Was machen sie und ihre Partei eigentlich für

Konstanz 14.07.2017 Anja Arning

BBuunnddeessttaaggsswwaahhll::  AAuucchh  SScchhüülleerr  hhaabbeenn  LLuusstt
aauuff  PPoolliittiikk Nutzen Sie Ihre Kontakte zur lokalen Presse! 

Machen Sie Ihr Engagement auch nach außen hin sichtbar. Um die lokale 
und regionale Presse anzusprechen und einzuladen, stellen wir Ihnen 
Presseeinladungen zur Verfügung, die Sie entsprechend anpassen können. 

Soester Direktkandidaten zu Gast bei Schülern

Vor der Wahl: 
Kontroverse Diskussion 
in der Aula des 
Aldegrever-Gymnasiums
12.09.17 07:00

Soest - Martin Fischer, Schulleiter am Aldegrever-Gymnasium in Soest, fand bei 
seiner Begrüßung deutliche Worte: „Ich freue mich, dass ihr so großes Interesse 
an Politik habt und diese Podiumsdiskussion auf die Beine gestellt habt“, sagte 
er in Richtung seiner Schüler. „Ich hoffe, dass ihr immer eines beachtet: Der 
Souverän seid ihr.“ Friedrich Hautkapp aus der Jahrgangsstufe 12 hatte am 
Mittwochvormittag gemeinsam mit seinem Mitschüler Dario Giese zur 
Veranstaltung in die Aula der Schule eingeladen. 

„Die Idee hatten wir schon vor Monaten“, erzählt Dario Giese. „Aber erst einmal 
mussten wir ja alles mit unserem Schulleiter klären.“ Der zeigte sich von Anfang an 
begeistert über die Pläne der Jugendlichen und freute sich über so viel politisches 
Engagement in seiner Schülerschaft. 

„Vor ein paar Wochen dann haben wir angefangen, die konkreten Vorbereitungen in 

Fünf der sechs Direktkandidaten kamen im Aldegrever-Gymnasium zu Wort. © Peter Dahm

Organisieren Sie weitere Aktionen rund um die Juniorwahl! 
Es gibt viele gute Beispiele von Schulen, die zusätzliche Aktionen ins Leben 
rufen: Podiumsdiskussionen mit den Kandidierenden aus dem Wahlkreis 
oder auch die Verleihung von Wahlhelferurkunden. 

Aktivieren Sie Ihre Schülerinnen und Schüler! 
Gerade der Wahlakt an Ihrer Schule bietet viel Potential 
dafür, dass Ihre Schülerinnen und Schüler in ihren Rollen 
als Wähler/innen und Wahlhelfer/innen auf den Social-
Media-Kanäle aktiv werden und die Juniorwahl an der 
Schule sichtbar machen:  #juniorwahl @juniorwahl 

www.juniorwahl.de/wir-auch.html



40

M
O

DU
L 
1

DE
M

O
KR

AT
IE

M
O

DU
L 
2

LA
ND

TA
G

M
O

DU
L 
3

LA
ND

TA
G

SW
AH

L
M

O
DU

L 
4

KA
ND

ID
IE

RE
ND

E
M

O
DU

L 
5

PA
RT

EI
EN

W
AH

LA
KT

M
O

DU
L 

6
W

AH
LA

NA
LY

SE
Modul 6 – Einstieg: Wahlanalyse

Die Wahlergebnisse der Juniorwahl und Landtagswahl auswerten
Presseschau: Wie bewerten die Spitzenkandidierenden das Wahlergebnis?

Im abschließenden Modul dieser Unterrichtsreihe geht es um die Analyse und Bewertung der 
Wahlergebnisse zur Juniorwahl und zur Landtagswahl. 
Die Schülerinnen und Schüler lernen die Wahlergebnisse auszuwerten, zu vergleichen und aus ihrer 
eigenen Interessenlage heraus zu beurteilen. 
In diesem Einstieg schauen die Schülerinnen und Schüler sich dafür zunächst gemeinsam eine 
Wahlsendung an (oder einen Ausschnitt daraus) und beurteilen, welche Analysen und Bewertungen 
des Wahlergebnisses sie besonders überzeugen.

Hinweise

30-45 Minuten Plenum; Unterrichtsgespräch
Wahlsendung schauen; PC und 
Beamer/Smartboard; Diskussion

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• kennen das Ergebnis der Landtagswahl und wie dieses von den Spitzenkandidierenden bewertet 
wird,

• lernen Politiktalks als mögliche Formate kennen, um sich über politische Themen und 
Wahlanalysen zu informieren,

• beurteilen die dargestellten Analysen und Meinungen zum Wahlergebnis,
• artikulieren und begründen ihre eigene Position zum Wahlergebnis.

VE
RL

AU
F

Zum Einstieg berichten die SuS ihren bisherigen Informationsstand im Hinblick auf den Ausgang 
der Landtagswahl und äußern ggf. ihre ersten Einschätzungen und Gedanken zum Wahlergebnis. 
Im Anschluss zeigt die Lehrkraft eine Wahlsendung vom Wahlabend, in der sich die 
Spitzenkandidierenden zum Wahlergebnis äußern (ggf. nur in Ausschnitten). Die SuS machen sich 
Notizen zu den Aussagen der Politikerinnen und Politiker und ihren Positionen.
In einem abschließenden geleiteten Unterrichtsgespräch diskutieren die SuS, wer sie besonders 
überzeugen konnte, überrascht oder enttäuscht hat und äußern ihre Vermutungen, wie es nun 
nach der Wahl weitergeht (Stichwort Regierungsbildung). 

–

in Thüringen
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Modul 6 – Niveaustufe I: Wahlanalyse

Die Wahlergebnisse der Juniorwahl und Landtagswahl auswerten
Haben die Schüler/innen gewählt wie die Erwachsenen?

Im abschließenden Modul dieser Unterrichtsreihe geht es um die Analyse und Bewertung der 
Wahlergebnisse zur Juniorwahl und zur Landtagswahl. 
Die Schülerinnen und Schüler lernen die Wahlergebnisse auszuwerten, zu vergleichen und aus ihrer 
eigenen Interessenlage heraus zu beurteilen. Das erfolgt in dieser Einheit über ein kurzes Rollenspiel, 
in dem die Schülerinnen und Schüler ein sachorientiertes Gespräch zu den Wahlergebnissen führen.

Hinweise

45 Minuten
Einzel- und Partnerarbeit; 
Unterrichtsgespräch

Auswerten von Diagrammen; 
Rollenspiel; Diskussion

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• informieren sich selbstständig über den Ausgang der Juniorwahl und der Landtagswahl,
• können die Wahlergebnisse zur Juniorwahl/Landtagswahl beschreiben und auswerten,
• führen in einem kurzen Rollenspiel ein sachorientiertes Gespräch zu den Wahlergebnissen,
• entwickeln ihre Fähigkeit zur Perspektivübernahme weiter,
• artikulieren und begründen ihre eigene Position zum Ergebnis der Juniorwahl/Landtagswahl,
• beurteilen ihren eigenen Lernerfolg durch das Juniorwahl-Projekt.

VE
RL

AU
F

Für diese Stunde muss eine vorbereitende Hausaufgabe erarbeitet werden: Die SuS informieren 
sich über das Wahlergebnis zur Juniorwahl und zur Landtagswahl. 

Im Unterricht werten die SuS die Wahlergebnisse zunächst für sich aus und vergleichen das 
Wahlergebnis der Juniorwahl mit dem Wahlergebnis der Landtagswahl. In Partnerarbeit bereiten 
die SuS im Anschluss ein kurzes Rollenspiel vor, in dem zwei SuS ein sachorientiertes Gespräch 
zu der Frage führen, ob und inwiefern die SuS bei der Juniorwahl anders gewählt haben als die 
Erwachsenen bei der Landtagswahl. Ausgewählte Schülergruppen spielen ihre Rollenspiele 
vor. Die anderen SuS geben mit Hilfe eines Feedbackbogens begründetes Feedback. In einem 
moderierten Auswertungsgespräch nehmen die SuS Selbst- und Fremdeinschätzungen zu den 
Rollenspielen vor. 

Im abschließenden Unterrichtsgespräch nehmen die SuS begründet Stellung zu den Fragen, ob sie 
persönlich mit dem Wahlergebnis der Juniorwahl, bzw. der Landtagswahl zufrieden sind und wie 
sie ihren Lernerfolg durch das Juniorwahl-Projekt bewerten.

Ar
be

its
bl
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1.
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Vorbereitende Hausaufgabe 
 
 
Aufgaben 
 

1. Informiere dich über die Wahlergebnisse der Juniorwahl und der 
Landtagswahl. Nutze dafür die Webseite der Juniorwahl 
(www.juniorwahl.de) sowie die regionalen Medien (Zeitungen, 
Homepages der Zeitungen/Zeitschriften, Radio, Fernsehen). 

 
2. Bringe zwei Diagramme mit, die das Wahlergebnis für die beiden 

Wahlen darstellen (Säulendiagramme).  
 

3. Gib bitte an, wo und wann die Diagramme veröffentlicht wurden. 
 
  → www.juniorwahl.de, besucht am: 
 
 
 

→ aus der Zeitung (Name/Datum/Seite): 
 
 

 
→ oder von der Website (Name/Webadresse/Besucht am ...): 
 
 

 
4. Wenn du magst, kannst du die Ergebnisse auch in die vorbereitete 

Tabelle M2 eintragen. Bitte notiere dann unter der Tabelle, wo du 
das Wahlergebnis gesehen oder gehört hast. 
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Das sind Anna und Jonas, Schüler

gewählt. Es lief a
Wahlbenachrichtigung vorlegen, sich mit dem Schüler

…

Und, wie haben die Schüler innen gewählt

Wie könnte das Gespräch weiter

Gespräch. Zur Vorbereitung darauf löst die Aufgabenstellungen auf den 
Arbeitsblättern M

für 
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Haben die Schüler gewählt wie die 

Fülle
Arbeite zunächst allein

drittstärkste Kraft 

Partei ist die viertstärkste Kraft 

Welche Partei ist die fünftstärkste Kraft 

ßerdem

Schüler innen bei der Juniorwahl genauso gewählt wie die 
Begründe d

Begründe d

u mit dem Wahlergebnis zur Landtagswahl zufrieden? Begründe 
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Modul 6 – Niveaustufe II: Wahlanalyse

Die Wahlergebnisse der Juniorwahl und Landtagswahl auswerten
Haben die Jugendlichen gewählt wie die Erwachsenen?

Im abschließenden Modul dieser Unterrichtsreihe geht es um die Analyse und Bewertung der 
Wahlergebnisse zur Juniorwahl und zur Landtagswahl. Die Schülerinnen und Schüler lernen die 
Wahlergebnisse auszuwerten, zu vergleichen und aus ihrer eigenen Interessenlage heraus zu 
beurteilen. 
Dazu erstellen sie einen Zeitungsartikel, Radio-Hörbeitrag oder einen kurzen Filmbeitrag, der 
sich mit der Frage auseinandersetzt, inwiefern die Wahlergebnisse der Juniorwahl sich von den 
Wahlergebnissen der Landtagswahl unterscheiden. 

Hinweise

90 Minuten
Einzel- und Gruppenarbeit; 
Unterrichtsgespräch

Auswerten von Diagrammen; 
Erstellen eines Zeitungsartikels/ 
Hör-/Filmbeitrags; Diskussion

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• informieren sich selbstständig über den Ausgang der Juniorwahl und der Landtagswahl,
• können die Wahlergebnisse zur Juniorwahl/Landtagswahl beschreiben und auswerten,
• kennen rezeptiv faktenorientierte und meinungsbildende journalistische Darstellungsformen 

und wenden diese Darstellungsformen auch produktiv an,
• entwickeln ihre Fähigkeit zur Perspektivübernahme weiter,
• beurteilen das Ergebnis der Juniorwahl und/oder der Landtagswahl aus ihrer eigenen 

Interessenslage heraus sowie aus Sicht der Wählerinnen und Wähler und Kandidatinnen und 
Kandidaten, bzw. Parteien,

• bewerten ihren eigenen Lernerfolg durch das Juniorwahl-Projekt.

VE
RL

AU
F

Für diese Stunde muss eine vorbereitende Hausaufgabe erarbeitet werden: Die SuS informieren sich über 
das Wahlergebnis zur Juniorwahl und zur Landtagswahl.

Im Unterricht werten die SuS die Wahlergebnisse zunächst für sich aus. In der anschließenden 
Gruppenarbeit setzen sie sich mit verschiedenen journalistischen Darstellungsformen auseinander 
und erstellen einen Zeitungsartikel, einen Hör- oder einen Filmbeitrag zu der Frage, ob die SuS bei der 
Juniorwahl so gewählt haben wie die Erwachsenen bei der Landtagswahl. Die Lernprodukte werden im 
Plenum präsentiert und die SuS wählen gemeinsam die gelungensten Beiträge für eine Veröffentlichung 
(Schulhomepage/Schulzeitung/regionale Medien).

Im abschließenden Unterrichtsgespräch nehmen die SuS begründet Stellung zu den Fragen, ob sie 
persönlich mit den Wahlergebnissen zufrieden sind, wie sie diese aus Sicht der Wähler/innen und 
Kandidierenden/Parteien bewerten und wie ihnen die Juniorwahl als Unterrichtsprojekt gefallen hat.

 
Vorbereitende Hausaufgabe 
 
Aufgaben 
 

1. Informiere dich über die Wahlergebnisse der Juniorwahl und der 
Landtagswahl auf der Webseite der Juniorwahl (www.juniorwahl.de) 
und der Landeswahlleiterin (https://wahlen.thueringen.de/ ) 
sowie in den regionalen Medien (Zeitungen/Zeitschriften – print oder 
online, Radio, Fernsehen). 

 
2. Notiere dir die Ergebnisse in untenstehender Tabelle oder bringe 

zwei Diagramme mit, die das Wahlergebnis der beiden Wahlen 
darstellen. 

 

 Juniorwahl zur 
Landtagswahl 2024 in 

Thüringen 

Landtagswahl 2024 in 
Thüringen 

Partei Anzahl der Landesstimmen Anzahl der Landesstimmen 

absolut % absolut % 

     

     

     

     

     

     

     

     

     

Sonstige     
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Folie/Methodenkarte: Journalistische Darstellungsformen 
 
Faktenzentrierte      Meinungszentrierte 
Darstellungsformen     Darstellungsformen 
 
- Nachricht  und        - Kommentar 
  Meldung (kurz)       - Leitartikel   
- Bericht         - Glosse 
- Interview        - u. a. 
- u. a. 
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MMeerrkkmmaallee::  
  

§ Fakten vermitteln; sachlich, 
nüchtern, objektiv berichten 

§ Wertungen vermeiden 
§ W-Fragen beantworten: Wer 

hat was, wann, wo gemacht? 
§ Quelle benennen: Wer hat dies 

gesagt? 
§ Bericht in Form einer umgekehrten 

Pyramide: das Wichtigste/den Kern 
der Information zuerst 

§ Auswahlkriterium: vermutetes 
Interesse des Publikums 

MMeerrkkmmaallee::    
  

§ subjektive, positive oder 
negative Bewertung zu 
politischen, wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen 
Ereignissen 

§ begründeter Standpunkt wird 
formuliert, dazu werden auch 
Sachinformationen 
herangezogen 

M
3 
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HHaabbeenn  ddiiee  SScchhüülleerr//iinnnneenn  ggeennaauussoo  ggeewwäähhlltt  wwiiee  ddiiee  EErrwwaacchhsseenneenn??  

AAuuffggaabbee  zzuurr  iinnhhaallttlliicchheenn  VVoorrbbeerreeiittuunngg  ddeess  AArrttiikkeellss//BBeeiittrraaggss  

Vergleiche die Wahlergebnisse der Juniorwahl mit den Ergebnissen der 
Landtagswahl (nach Zweitstimmen). Fülle dazu die Tabelle mit Hilfe deiner 
Hausaufgabe aus. Arbeite zunächst allein.  
 

  JJuunniioorrwwaahhll    LLaannddttaaggsswwaahhll  

Welche Partei ist Sieger und hat die meisten Landesstimmen 
erhalten? 

  

Welche Partei hat nach Landesstimmen den zweiten Platz 
belegt? 

  

Welche Partei ist die drittstärkste Kraft geworden?   

Welche Partei ist die viertstärkste Kraft geworden?   

Welche Partei ist die fünftstärkste Kraft geworden?   

Welche Parteien sind außerdem in den Landtag eingezogen?   

Haben die Schüler/innen bei der Juniorwahl genauso gewählt wie die Erwachsenen bei der realen 
Landtagswahl? Begründe deine Meinung, indem du Gemeinsamkeiten und Unterschiede nennst. 

Gemeinsamkeiten: 

Unterschiede: 

Bist du mit dem Wahlergebnis zur Juniorwahl zufrieden? Begründe deine Meinung. 

Bist du mit dem Wahlergebnis zur Landtagswahl zufrieden? Begründe deine Meinung. 
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GGeessttaalltteenn  eeiinneess  FFiillmmbbeerriicchhtteess  

 
1. Tauscht euch in eurer Gruppe über die Ergebnisse der Einzelarbeit 

aus. 

2. Entscheidet, ob ihr einen faktenzentrierten oder einen meinungs-

bildenden Filmbeitrag zur Frage „Haben die Schüler/innen genauso 

gewählt wie die Erwachsenen?“ gestalten wollt. 

3. Legt die Kernaussage und den konkreten Inhalt des Filmbeitrages 

fest. 

4. Fertigt eine Liste an, auf welche Art und Weise ihr die Inhalte 

vermitteln wollt, z. B. kurzer Nachrichtenteil, Kommentar, Interview, 

Bericht vor Ort. 

5. Fertigt ein Story Board mit einer Skizze zur Struktur des Beitrages an. 

 
Nr. Einstellungsskizze Text/Ton (Handlung) Zeit Anmerkungen (z. B. 

Kameraführung...) 
     

     

     

     

 
6. Legt fest, wer sich um welche Teilabschnitte des Filmbeitrags 

kümmert und wer um die Koordination und Zusammenfassung der 

Arbeit (Zeit und Inhalt). 

7. Stellt die Einzelbeiträge zu einem dreiminütigen Filmbeitrag 

zusammen. Nutzt dazu eine Videokamera oder die Videofunktion 

eines Tablets/Handys.  

MM55cc  --  MMoodduull  66  ––  NNiivveeaauu  IIII  
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Modul 6 – Niveaustufe III: Wahlanalyse
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Vorbereitende Hausaufgabe 
 
Aufgaben 
 

Informiere dich über die Wahlergebnisse der Juniorwahl und der Land-
tagswahl 2024 und 2019 in Thüringen auf der Webseite der Juniorwahl 
(www.juniorwahl.de) und dem Landeswahlleiter 
(https://wahlen.thueringen.de/)	sowie in den regionalen Medien. 

 

1. Notiere dir die Zweitstimmenergebnisse in untenstehender Tabelle 
oder bringe zwei Diagramme mit, die das Wahlergebnis der beiden 
Wahlen der entsprechenden Jahre darstellen. 
 

2. Wenn du welche findest, bring auch Informationen zur Wahlanalyse 
mit (z.B. Welche Altersgruppe hat welche Partei gewählt? etc.). 

 

 Juniorwahl zur Landtagswahl Landtagswahl Thüringen 

2024 2019 2024 2019 

Partei Anzahl der  
Landesstimmen 

Anzahl der  
Landesstimmen 

Anzahl der  
Landesstimmen 

Anzahl der  
Landesstimmen 

absolut % absolut % absolut % absolut % 

         

         

         

         

         

         

         

         

Sonstige         
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Folie: Zur Spielsituation 
 

 
 

Eure Gruppe ist in das Wahlstudio vom MDR eingeladen. Ihr sollt dort in 
einer Talkshow als Expert/innen die Ergebnisse der Landtagswahl 2024 in 
Thüringen und der Juniorwahl 2024 zur Landtagswahl vorstellen und kom-
mentieren. 

In der Diskussion sollt ihr zu den folgenden Fragen Stellung beziehen und 
sachorientiertes Urteil fällen:  

Wo seht ihr Unterschiede und wo Ähnlichkeiten zwischen den Wahlergeb-
nissen der Landtagswahl und der Juniorwahl 2024? Wodurch seht ihr die 
Unterschiede oder Ähnlichkeiten begründet? Wählen jungen Menschen ge-
nerell anderes als ältere Menschen? 

Welche Entwicklungen fallen euch besonders auf, wenn ihr die Wahlergeb-
nisse von 2024 mit denen von 2019 vergleicht – sowohl in Bezug auf die 
Landtagswahlen als auch auf die Juniorwahl? 

Warum hat die Partei mit den meisten Stimmen eurer Meinung nach die 
Landtagswahl gewonnen und warum haben andere eher schlecht abge-
schnitten? Welche Gründe oder Tendenzen erkennt ihr? 

Da ihr mehrere Experten zu Gast im Wahlstudio seid, könnt ihr euch die 
Beantwortung/Diskussion der Fragen auch untereinander aufteilen. 

Statistiken und Infotexte können euch dabei helfen, euch auf das Gespräch 
vorzubereiten.

VVoorrbbeerreeiitteennddee  HHaauussaauuffggaabbee  
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MMeetthhooddeennkkaarrttee::  EEiinnee  TTaallkksshhooww  dduurrcchhffüühhrreenn  

  
Aufgaben der/des   

Moderator/in Vorbereitung der Moderation: 
- Informationen über die Expert/innen sammeln 
- Fragen entwickeln und Reihenfolge der Fragen festlegen 
- Abstimmen der Fragen mit den Expert/innen 
- Redewendungen für die Gesprächsführung und Worterteilung für die 
Expert/innen (und für das Publikum) überlegen 

Expertin/Experten Vorbereitung des Gesprächs: 
- Eingangsstatement zu den Ergebnissen der Landtags-
wahl/Juniorwahl 2024 formulieren 
- Vermutungen zu den Ursachen für den Sieg der Partei formulieren 
- Abschlussstatement formulieren 
- Redewendungen überlegen, um während der Talkshow auf Fragen 
bzw. Antworten reagieren/anknüpfen zu können 

Ablauf/Durchführen 
der Talkshow 

AAbbllaauuff//DDuurrcchhffüühhrruunngg  ddeerr  TTaallkksshhooww  iinn  FFoorrmm  eeiinneerr  PPooddiiuummssddiisskkuussssii--

oonn   

- Begrüßung und Vorstellung der Expert/innen durch die/den Modera-
tor/in  

- Beschreiben des Ablaufs der Talkshow: Podiumsdiskussion mit oder 
ohne Möglichkeit der Teilnahme des Publikums  

- Eröffnung der Talkshow mit den Eingangsstatements der Ex-
pert/innen ((ccaa..  11  MMiinnuuttee  pprroo  EExxppeerrtt//iinn))   

- Gespräch/Diskussion, die von der/dem Moderator/in geleitet wird 
((ccaa..  55--1100  MMiinnuutteenn))   

- eventuell dem Publikum die Möglichkeit geben, Fragen zu stellen/an 
der Diskussion teilzunehmen   
 

- Beenden der Talkshow mit den Abschlussstatements der Ex-
pert/innen ((ccaa..  11  MMiinnuuttee  pprroo  EExxppeerrtt//iinn)),,  Dank und Verabschiedung  
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LLaannddttaaggsswwaahhll  iinn  TThhüürriinnggeenn  22001199::  

EEnnttwwiicckklluunngg  ddeerr  WWaahhlleerrggeebbnniissssee  uunndd  WWaahhllbbeetteeiilliigguunngg  
(Sobald verfügbar, wird das Arbeitsblatt durch Analysen zu den Wahlergebnissen 2024 ergänzt. 
Wahlanalysen werden z.B. durch Infratest dimap oder die Forschungsgruppe Wahlen erstellt.) 

 

 

Wahlbeteiligung bei den Landtagswahlen in Thüringen 1999-2019 

 
Quelle:	Thüringer	Landesamt	für	Statistik,	Landtagswahl	in	Thüringen	am	27	Oktober	2019,	Repräsentative	Wahlstatistik	für	Frauen	und	

Männer	nach	Altersgruppen 
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Download

Die Wahlergebnisse der Juniorwahl und Landtagswahl auswerten
Warum haben die Wähler/innen so gewählt, wie sie gewählt haben?

Im abschließenden Modul dieser Unterrichtsreihe geht es um die Analyse und Bewertung der 
Wahlergebnisse zur Juniorwahl und zur Landtagswahl. Die Schülerinnen und Schüler lernen die 
Wahlergebnisse auszuwerten, zu vergleichen und aus ihrer eigenen Interessenlage heraus zu 
beurteilen. 
Im Rahmen eines Rollenspiels werden die Schülerinnen und Schüler zu Expertinnen und Experten        
in einem Wahlstudio und vergleichen die Wahlergebnisse der Juniorwahl und der Landtagswahl aus 
den Jahren 2019 und 2024 und bewerten diese. Statistiken sowie – je nach Leistungsniveau der 
Lerngruppe – theoretische Erklärungsansätze unterstützen bei der Analyse des Wahlverhaltens.

Hinweise

90 Minuten
Gruppenarbeit; 
Unterrichtsgespräch

Auswerten von Wahlergebnissen 
und Statistiken; Rollenspiel; 
Diskussion

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• informieren sich selbstständig über den Ausgang der Juniorwahl und der Landtagswahl,
• können die Wahlergebnisse zur Juniorwahl/Landtagswahl auswerten und vergleichen,
• entwickeln in einem Rollenspiel ihre Fähigkeit zur Perspektivübernahme weiter,
• kennen theoretische Erklärungsansätze und Entwicklungstendenzen des Wahlverhaltens,
• beurteilen das Ergebnis der Juniorwahl/Landtagswahl aus ihrer eigenen Interessenlage heraus 

sowie aus Sicht der Wählerinnen und Wähler und Kandidatinnen und Kandidaten, bzw. Parteien,
• bewerten ihren eigenen Lernerfolg durch das Juniorwahl-Projekt.

VE
RL

AU
F

Für diese Stunde muss eine vorbereitende Hausaufgabe erarbeitet werden: Die SuS informieren sich über 
die Wahlergebnisse der Juniorwahl und Landtagswahl aus den Jahren 2019 und 2024. 

Im Unterricht werten die SuS die Wahlergebnisse in Gruppenarbeit aus und erarbeiten ein Rollenspiel 
Talkshow im Wahlstudio des MDR aktuell zu der Fragestellung „Warum haben die Wähler/innen bei der 
Landtagswahl/bei der Juniorwahl so gewählt, wie sie gewählt haben?“ 

Dazu schlüpfen sie in die Rollen der Moderation und Expert/innen und diskutieren in der Talkshow die 
Ergebnisse ihrer Wahlanalyse. Mithilfe verschiedener Statistiken zu den Wahlergebnissen und ggf. weiteren 
Infotexten bereiten sie sich vorab auf ihre Rollen vor. Ausgewählte Gruppen präsentieren ihr Lernprodukt, 
andere geben begründetes Feedback.

Im abschließenden Unterrichtsgespräch beurteilen die SuS das Wahlergebnis aus verschiedenen 
Perspektiven sowie unter dem Aspekt der Repräsentanz, Legitimität, der Regierungsbildung, Stabilität usw. 
Außerdem bewerten sie das Juniorwahl-Projekt und ihren persönlichen Lernerfolg.  
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Modul 6 – Vertiefung: Wahlanalyse

Wie geht es nach der Landtagswahl weiter?
Wer wird mit wem koalieren? Ein Planspiel zu Sondierungsgesprächen 

„Nach der Wahl ist vor der Regierungsbildung…“. 
Noch am Wahlabend gehen die ersten Prognosen los, welche Parteien miteinander eine Koalition 
bilden könnten und welche Themen besonders problematisch erscheinen. 
In diesem Planspiel sollen die Schülerinnen und Schüler die Situation der Sondierungsgespräche 
„nachspielen“ und so die Bedeutung der Kompromissfindung gerade in dieser Phase politischer 
Entscheidungsfindung erfahren.

Hinweise

90 Minuten Plenum, Gruppenarbeit
Rollenspiel (Materialien zu 
Streitthemen sollten vorab 
recherchiert werden)

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• erarbeiten eine wahrscheinliche Koalition in Form eines Planspiels, indem sie die Perspektive 
jeweils einer Partei einnehmen und Sondierungsgespräche mit den anderen Parteien führen,

• analysieren die Programmausrichtungen der Parteien und vergleichen diese, um 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede herauszustellen bzw. Kompromisse zu finden,

• beurteilen vor dem Hintergrund des Planspiels und der dort geführten Sondierungsgespräche 
die wahrscheinlichste reale Koalition im Hinblick auf die Programmausrichtung der einzelnen 
Parteien. 

VE
RL

AU
F

Zum Einstieg sollen die SuS aus den Wahlergebnissen heraus erkennen, welche Koalitionen 
realistisch sind. 

Im Anschluss kommen die SuS zur Vorbereitung der Sondierungsrunde in der Parteizentrale 
zusammen. 

Abschließend erfolgt eine Auswertung der Sondierungsrunde in der Parteizentrale und eine 
Diskussion und Bewertung möglicher Koalitionen.

MM11  --  Modul 6 – Vertiefung 

 

Wahlergebnis Landtagswahl in Thüringen 2024 
 
Diagramm zum Ausgang der Landtagswahl eigenständig hier einfügen: 
 
 
 
 
 
 

 
 
Quelle: https://www.tagesschau.de/wahl/archiv/2019-10-27-LT-DE-TH/
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MM22  --  Modul 6 – Vertiefung 

 

Planspiel: Vorgehensweise 
 

1 Vorbereitung der Sondierungsrunde in der Parteizentrale (30 Minuten)  
a. Analysieren Sie das Material und arbeiten Sie zu den drei Themen der Sondierungs-

runde die Standpunkte Ihrer Partei (Tabelle M3 Spalte 1). 
b. Diskutieren Sie in der Gruppe, inwiefern Sie Ihre Kompromisse bei Ihrem Stand-

punkten vorstellen können (Tabelle M3 Spalte 2). 
Fragen Sie sich: 
- Was muss in jedem Fall durchgesetzt werden? 
- Wo können wir Abstriche machen? 

c. Legen Sie fest, wer aus Ihrer Gruppe an den Sondierungsgesprächen teilnimmt (2 
Schüler/innen). 

 
 

2 Sondierungsrunde (15 Minuten) 
a. Kommen Sie mit den anderen Parteien zusammen und stellen Sie sich gegenseitig 

Ihre Standpunkte vor. 
b. Diskutieren Sie miteinander mögliche Kompromisse.  
c. Berücksichtigen Sie das Ziel: Sie wollen mit einer oder mehreren Parteien eine Ko-

alition bilden… 

 
 

3 Auswertung der Sondierungsrunde in der Parteizentrale (15 Minuten) 
a. Erörterern Sie die Ergebnisse des Sondierungsgesprächs und finden Sie thematische 

Schnittpunkte und Kompromisse mit anderen Parteien. Notieren Sie Ihre Ergebnisse 
in der Tabelle M3 in Spalte 3. 

b. Diskutieren Sie in der Gruppe, mit welcher Partei oder welchen Parteien eine Koali-
tion möglich wäre.  
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Und das ist noch interessant zum Thema
Weiterführende Links und digitale Angebote für verschiedene Niveaustufen

Alle Ergebnisse der Juniorwahl
Mit der interaktiven Ergebniskarte auf der Juniorwahl-
Webseite können die Ergebnisse der Juniorwahl nach 
verschiedenen Kriterien ausgewertet und analysiert 
werden. In welchen Wahlkreisen konnte welche Partei 
bei den Jugendlichen besonders punkten? 

Alle Wahlergebnisse der Landtagswahl
Auf der Internetseite der Landeswahlleitung werden 
alle Wahlergebnisse detailliert veröffentlicht. Hier 
können die Wahlergebnisse der einzelnen Wahlkreise, 
Städte und Gemeinden eingesehen und mit denen der 
Juniorwahl verglichen werden. Auch findet sich hier die 
repräsentative Wahlstatistik zur Wahl.

Forschungsgruppe Juniorwahl
Die Forschungsgruppe Juniorwahl ist eine Fragebogen-
Software, mit der das Wahlverhalten analysiert 
werden kann. Zur Wahl oder danach können sich Ihre 
Schülerinnen und Schüler als kritische Wahlforscher/
innen beweisen und die Wahl nach eigenen 
Interessensschwerpunkten analysieren. Die Software 
steht kostenlos zum Download zur Verfügung.

Wahlanalyse, Zahlen und Statistiken
Unter wahl.tagesschau.de gibt es am Wahlabend 
zahlreiche Infografiken und Wahlanalysen, um 
die Wahlergebnisse zu veranschaulichen und zu 
interpretieren.

Diese und weitere Links unter: www.juniorwahl.de/thueringen-digital.html
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Modul 6: Wahlanalyse
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Anschließend sehen Sie eine 
Übersichtsseite mit allen  
Modulen und Niveaustufen, 
bzw. ob es sich um einen 
Einstieg oder eine Vertiefung 
handelt.

Hier haben Sie nun die 
Möglichkeit, die Materialien als 
PDF-Dokument oder 
Word-Dokument herunterzuladen, 
indem Sie das entsprechende 
Bild oder den Text anklicken. 

Außerdem steht Ihnen hier ein  
Vorschlag zum detaillierten
Unterrichtsverlauf zur Verfügung.

Nach Durchsicht der Materialien können Sie eine entsprechende Auswahl für Ihre Lerngruppe 
treffen und ausdrucken oder digital zur Verfügung stellen. 
Die Word-Dokumente können Sie dafür nutzen, die Arbeitsblätter entsprechend Ihrer Wünsche 
anzupassen.

  

 Rufen Sie folgenden Link auf:

www.juniorwahl.de/thueringen-unterrichtsmaterial.html 

Hier werden Sie nach einem Passwort gefragt:
Passwort: th-964



Liebe Lehrerinnen und Lehrer,

wie auch in den vergangenen Jahren werden wieder landesweit viele engagierte 
Lehrerinnen und Lehrer die Landtagswahl in Thüringen zum Anlass nehmen, das Thema 
Demokratie und Wahlen mit ihren Schülerinnen und Schülern zu behandeln.

Mit dem landesweiten und schulübergreifenden Projekt Juniorwahl 2024 möchten        
wir Sie in Ihren Bemühungen begleiten und unterstützen.

Dabei ist die Juniorwahl auf Ihre Unterstützung und Erfahrung angewiesen, denn 
nur durch Ihren Einsatz wird das Projekt lebendig und politische Bildung für Ihre 
Schülerinnen und Schüler erlebbar.

Bei der Juniorwahl steht Ihnen ein Angebot an Vorschlägen für den Unterricht zur 
Verfügung, welches Sie mit diesem Unterrichtsbuch inklusive der Arbeitsblätter zum 
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Modul 2 – Niveaustufe III: Der Deutsche Bundestag

Thema
Der Deutsche Bundestag – Zusammensetzung und Funktion

Der Deutsche Bundestag ist durch das Reichstagsgebäude in Berlin vielen Menschen ein Begriff.
Aber was machen eigentlich die Abgeordneten im Deutschen Bundestag? Was bedeuten z.B. die 
Begriffe „Regierung“, „Opposition“ und „Fraktion“? Und welche wesentlichen Aufgaben hat der 
Deutsche Bundestag im System der parlamentarischen Demokratie?

Im Mittelpunkt dieser Unterrichtseinheit stehen Begriffe zur Zusammensetzung des Deutschen 
Bundestages (Regierung, Koalition, Opposition, Fraktion) sowie die wesentlichen Funktionen des 
Bundestages (Gesetzgebung, Kontrolle, Meinungsbildung, Artikulation). 

Hinweise

90 Minuten
Einzel-, Partner- und 
Gruppenarbeit

Bundestagsquiz, Memory-Spiel; 
Informationstexte, Schaubild 
vervollständigen

ZI
EL

E

Die Schülerinnen und Schüler…

• können die Begriffe „Regierung, Koalition, Opposition, Fraktion“ in eigenen Worten erklären,
• können anhand der erlernten Begriffe ein Schaubild vervollständigen, 
• wenden ihre (gewonnen) Kenntnisse zum Thema „Demokratie“, „Wahlen“ und „Bundestag „im 

Rahmen in Spielform an,
• diskutieren Vorurteile gegenüber dem Deutschen Bundestag. 

VE
RL

AU
F

Zum Beginn sollen die SuS in einem Quiz zum Thema Deutscher Bundestag/Bundestagswahlen 
verschiedene Fragen unter Zeitdruck beantworten.  
In der anschließenden Einzel- und Partnerarbeit erarbeiten sich die SuS wichtige Begriffe zur 
Zusammensetzung des Deutschen Bundestags und dessen wichtigsten Funktionen. 
Vor dem Hintergrund der gewonnen Informationen können sie ein Schaubild richtig ausfüllen. 
Weiterhin vertiefen die SuS in Form eines Memory die nunmehr erlernten Begriffe. 
Abschließend diskutieren die SuS eine provokante These zur „Abschottung des Deutschen 
Bundestages vom Volk“ sowie entsprechende Lösungsmöglichkeiten. 
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Modul 1 

Demokratie und Grundrechte 

AB2b 
Grundrechte und ihre Grenzen am 
Beispiel der Meinungsfreiheit (Sek 

II) 

 

Grundrechte und ihre Grenzen am Beispiel der Meinungsfreiheit 

 

M3 – „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen!“ 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG), auch in der gemeinsamen Ausübung in Form von 
öffentlichen Versammlungen (Art. 8 GG) oder mithilfe von Vereinigungen (Art. 9 GG), ge-
nießt in Deutschland besonderen Schutz.  5 
Wie andere Grundrechte steht sie auch den Gegner*innen der Demokratie und der Frei-
heit zu. Doch auch wenn die Grundrechte im Grundgesetz vor allem die Bürger*innen 
vor dem Staat schützen sollen, haben gewisse Rechte ihre Grenzen.  

So kann die Meinungsfreiheit durch das Strafrecht beschränkt werden, wenn es sich beispiels-
weise um Beleidigung oder Volksverhetzung* handelt. Dies gilt auch für so genannte Hate 10 
Speech* im Internet, wenn Menschen ein Verbrechen angedroht wird oder sie in ihrer Men-
schenwürde verletzt werden.7 

Als weiteres Instrument sieht das Grundgesetz auch die Möglichkeit eines Parteien- und Verei-
nigungsverbots (Art. 21 GG und Art. 9 GG) oder gar die Aberkennung von Grundrechten (Art. 
18 GG) vor.8 Bevor jedoch zu solch drastischen Mitteln gegriffen wird, sollte laut Bundesverfas-15 
sungsgericht zunächst die geistige Auseinandersetzung aller als „wirksamste Waffe auch gegen 
die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien“9 eingesetzt werden. Eine 
solche Auseinandersetzung kann beispielsweise in Form einer Diskussion zwischen einzelnen oder mehreren 
Personen, im Parlament, im Wahlkampf, in den (sozialen) Medien oder über Demonstrationen stattfinden. Und 
generell gilt: Auch wenn Äußerungen nicht strafbar sind, sollten überschrittene Grenzen und rassistische, popu-20 
listische oder unwahre Aussagen auch klar als solche benannt werden. 

 
 

7 Vgl. Matthias Hong: Meinungsfreiheit und ihre Grenzen, 13.3.2020, in: APUZ 12-13/2020, unter: https://www.bpb.de/a-
puz/306444/meinungsfreiheit-und-ihre-grenzen#footnode37-37 (zuletzt: 14.4.2020). 
8 Während es zu einer Aberkennung der Grundrechte durch das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht kam, wurde 
ein Parteienverbot zwei Mal durchgesetzt. Vereinsverbote hingegen sind ein durchaus gängiges Mittel. 
9 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13 -, Rn. (1-1010), unter:  
http://www.bverfg.de/e/bs20170117_2bvb000113.html, (zuletzt: 5.4.2020). Ausschnitt aus dem Urteil des BVerfG zum 
NPD-Verbotsverfahren 2017.  

Arbeitshinweise 

1. Stelle den rechtlichen Rahmen der Meinungsfreiheit mithilfe des Textes M3 dar: 
Wie wird sie geschützt und wie wird sie begrenzt? Berücksichtige auch die „Waffe“, die das Bundesverfas-
sungsgericht nennt.  

2. Lies den folgenden Auszug aus dem Beitrag „Wo die Grenzen des Sagbaren liegen“ von Ingeborg Breuer 
(M4) und markiere die wichtigsten Textstellen. 

3. Skizziere die verschiedenen Positionen und Argumentationen der Experten zur „Grenze des Sagbaren“.  
4. Diskutiert zu zweit/im Plenum, wo für euch persönlich die Grenzen des Sagbaren liegen.  

Geht dabei auch auf den Sinn und Unsinn ein, bestimmte Menschen/Gruppen aus Diskursen auszuschlie-
ßen.  

 

Volksverhetzung* (die): Stö-
ren des öffentlichen Friedens 
durch Aufstachelung, Hetze o-
der Aufruf zu Gewalt gegen 
eine nationale, religiöse oder 
durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe oder Ein-
zelpersonen. 

Hate Speech* (die), 
englisch, bezeichnet 
Hassreden vor allem im 
Internet; hierunter 
werden sprachliche 
Herabwürdigungen 
und die Verunglimp-
fung bestimmter Per-
sonen oder Personen-
gruppen gefasst. 
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Zusammensetzung des Deutschen Bundestages  

Artikel 20 Grundgesetz (GG) 

(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen 

und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der 

Rechtsprechung ausgeübt. 
 
Art. 20 Abs. 2 GG legt für die Staatsordnung der Bundesrepublik Deutschland den Grundsatz der 
repräsentativen Demokratie fest: das Volk übt die Staatsgewalt nicht direkt aus, sondern überträgt 
sie auf die Parlamente. Bei der Bundestagswahl wählen die Bürger/innen (Wahlvolk) demnach 
Politiker/innen als ihre Vertreter/innen. Die Wahl erfolgt alle vier Jahre und jede/r Deutsche, der 
mindestens 18 Jahre alt ist, darf bei der Bundestagswahl mit abstimmen. 
Die vom Wahlvolk gewählten Politiker/innen werden Abgeordnete genannt und sitzen im Bundestag, 
der sich im Reichstagsgebäude in Berlin befindet. (…) Die Abgeordneten gehören in der Regel immer 
einer Partei an.  
Die Parteien bilden im Bundestag sogenannte Fraktionen. In einer Fraktion haben die Abgeordneten 
gleiche oder ähnliche politische Ideen (…).  Zurzeit gibt es sechs Fraktionen im Bundestag: CDU/CSU, 
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP, DIE LINKE und AFD.  
Die Fraktionen organisieren und steuern die Arbeit im Parlament. (…) Beispielsweise können sie 
Gesetzesvorlagen einbringen oder Große und Kleine Anfragen (…) einreichen. Die Fraktionen selbst 

sind straff organisiert. An ihrer Spitze steht 
der/die Fraktionsvorsitzende. (…) Der/die 
Vorsitzende der größten Oppositionsfraktion 
ist im Bundestag Gegenspieler/in des 
Bundeskanzlers/der Bundeskanzlerin (…).  
 
Die Fraktionen mit den meisten Abgeordneten 
stellt meistens die Regierung. Die 
Bundesregierung besteht aus der 
Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler und 

den Bundesminister/innen (…) und hat als die politische Führung Deutschlands die Aufgabe, 
selbständig Gesetzesinitiativen zu ergreifen, politische Ziele zu setzen und die Gesamtentwicklung 
des Landes zu planen. Alle bisherigen Bundesregierungen sind Koalitionsregierungen gewesen. Das 
heißt, mehrere Fraktionen schlossen ein Bündnis (Koalition) und legten in einem Koalitionsvertrag 
fest, welche Regierungspolitik sie in Zukunft verfolgen wollten.  
 
Neben der Regierung gibt es im Bundestag eine Opposition. Das Wort Opposition bedeutet 
Widerstand oder Widerspruch. In der Politik bedeutet es, eine andere Meinung als die Regierung zu 
haben. Im Bundestag nennt man diejenigen Parteien Opposition, die nicht zur Regierungskoalition 
gehören. Die Aufgabe der Opposition ist es, die Regierung zu kontrollieren, zu kritisieren und bei den 
politischen Diskussionen eigene Vorschläge zu machen.  
 

Quellen:  
Horst Pötzsch: Zeitbilder: Die deutsche Demokratie. Bonn 2009, BpB.  
Fakten Deutscher Bundestag.	Deutscher Bundestag, Referat Öffentlichkeitsarbeit, Berlin 2016. 
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Beutelsbacher Konsens und Politikunterricht
In Zeiten zunehmender Komplexität und politischer Kontroversität rückt 
der demokratische Erziehungs- und Bildungsauftrag von Lehrkräften in 
den Fokus. Mit diesem Angebot möchten wir weitere Informationen für die 
Bedeutung des Beutelsbacher Konsens im Politikunterricht geben.

Weitere Informationen: www.juniorwahl.de/beutelsbacher-konsens.html

formuliert dies im übergeordneten Ziel von politischer 
Urteils- und Handlungsfähigkeit. Dazu ist es erforderlich, 
sich mit aktuellen Diskussionen politischer Wirklichkeit 
auseinanderzusetzen. 

Es gilt also: 
Lehrkräfte haben für die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung einzustehen und Schülerinnen und 
Schüler im Geiste von Demokratie, Menschenwürde 
und Gleichberechtigung zu erziehen. 

Dabei müssen die Standards des Beutelsbacher Konsens 
eingehalten werden:

1. Kontroversitätsgebot – was in der Gesellschaft 
kontrovers diskutiert wird, soll auch im Unterricht 
kontrovers dargestellt werden.

2. Überwältigungsverbot – keiner soll sich von einer 
politischen Meinung bedrängt oder zur Übernahme 
einer solchen gezwungen fühlen. 

3. Schülerorientierung – die Schülerinnen und Schüler 
sollen in der Lage sein, eigene Erfahrungen, Interessen 
und Beobachtungen im Bereich der Politik analysieren 
zu können und Lösungsideen zu entwickeln

Der Beutelsbacher Konsens darf aber nicht als passive 
Neutralität im Unterricht missverstanden werden. In 
Situationen, in denen sich Schülerinnen und Schüler in 
ihren Äußerungen gegen demokratische Prinzipien richten, 
stellt dies eine besondere Anforderung an die Lehrkraft dar.

In Zeiten zunehmender Komplexität und politischer 
Kontroversität rückt der demokratische Erziehungs- und 
Bildungsauftrag von Lehrkräften in den Fokus. Daher 
scheint die Frage nach der professionellen Rolle von 
Lehrkräften dringlich. Vor allem in herausfordernden 
Situationen – wie etwa bei diskriminierenden bzw. 

extremistischen Aussagen von Schülerinnen und Schülern 
– scheint eine Rollenklärung notwendig.

Um sich dieser Frage zu nähern, können die 
normativen Grundlagen von Unterricht in staatlichen 
Bildungseinrichtungen betrachtet werden. Sie gründen auf 
den Menschenrechten, unserem Grundgesetz und den 
einzelnen Schulgesetzen sowie Curricula. Dabei haben 
alle gemeinsam, dass sie die Persönlichkeitsentfaltung in 
Freiheit und Gleichheit unter Beachtung der Menschen- und 
Bürgerrechte betonen. Ebenso ist der Bildungsgedanke 
fest verankert sowie der Wunsch nach politischer 
Partizipation aller Menschen. Dies zu ermöglichen, ist unter 
anderem die Aufgabe von Unterricht. Die Politikdidaktik 

      
Juniorwahl

Beutelsbacher Konsens und 
Umgang mit Extremismus im 
Unterricht

Normative 
Grundlagen von 
Politikunterricht

Grundgesetz mit 
Grund- und 
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